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1 Einleitung „Bürgerbeteiligung ist kein Luxus- sie ist ein Muss“ (Landkreis Friesland 2013: 3). Dieses Zitat ist der Anfang eines innovativen Weges des Landkreises Friesland. Seit November 2012 besteht die Bürgerbeteiligungsplattform Liquid Friesland, die eine Brücke „zwischen der digitalen Gesellschaft und der Verwaltung“ (vgl. ebd.) des Landkreises Friesland schlagen soll. Local Governance und Partizipation sind zwei Begriffe, die hier eine wichtige Rolle spielen. „Governance bezieht sich generell auf eine Form des Koordinierens politischer und gesellschaftlicher Interaktion, auf eine Steuerung und Regelung, die durch kooperative Koordinationsformen und durch das Merkmal der Horizontalität geprägt ist“ (Schwalb/Walk 2007: 9). Die Einbeziehung und Teilhabe verschiedener AkteurInnen macht den Begriff Governance aus. Durch die Beteiligung der Zivilgesellschaft am politischen Geschehen wird die Akzeptanz gegenüber politischem Handeln erhöht, die Kommunikation zwischen allen Beteiligten verbessert sowie das gemeinsame Erreichen von Zielen angestrebt (vgl. ebd.). Local Governance verfolgt das Ziel, neue Kooperationsformen auf lokaler Ebene zu fördern, in denen Partizipation eine hohe Bedeutung zugeschrieben wird (vgl. Holtkamp 2007: 370). Die BürgerInnen und die Repräsentanten sind sich auf kommunaler Ebene räumlich am nächsten und daher ist der direkte Einbezug ins politische Geschehen am ehesten möglich. In die Local-Governance-Debatte sollten alle gesellschaftlichen Akteure und kommunalen Entscheidungsträger einbezogen werden, damit die Inputund Outputlegitimität gesteigert werden kann (vgl. ebd.:367ff.). In Bezug auf die Governance-Thematik hat der Landkreis Friesland durch die Einführung von Liquid Friesland eine Neugestaltung der Beziehungen zwischen den BürgerInnen und dem politisch-administrativen System ermöglicht und einen innovativen Schritt vollzogen. Das Internet bietet eine gute Möglichkeit, als Plattform für die Mitwirkung möglichst vieler BürgerInnen den politischen Prozess zu bereichern. Der Landkreis Friesland ist weltweit die erste Kommune, die die Software Liquid Feedback als zusätzliches Instrument für mehr Bürgerbeteiligung einsetzt (vgl. Landkreis Friesland 2013: 3). Im Rahmen dieser Masterarbeit wird die Bürgerbeteiligungsplattform mittels einer Onlinebefragung evaluiert. Der hierzu erarbeitete Fragebogen richtet sich an alle akkreditierten NutzerInnen von Liquid Friesland. Auf Grund der medialen Präsenz von Liquid Friesland wurde das Interesse für dieses Thema geweckt. Die Idee zur
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Evaluation kam durch ein Gespräch mit dem Pressesprecher des Landkreises Friesland zustande: Dieser schlug vor, als bundesweit erste Masterstudentin eine Arbeit über das Thema Liquid Friesland zu schreiben und diese Beteiligungsplattform aus Sicht der NutzerInnen zu evaluieren. Liquid Friesland ist ein Projekt, das verschiedene Demokratieansätze beinhaltet. Die Grenzen zwischen repräsentativer und direkter Demokratie können die NutzerInnen eigenständig festlegen. Dies ist der Grundsatz von Liquid Democracy. Aber auch die Begriffe der beteiligungszentrierte Demokratie und E-Demokratie lassen sich mit Liquid Friesland in Verbindung bringen. Die beteiligungszentrierte Demokratie und die E-Demokratie beinhalten Aspekte, die in der Governancedebatte angestrebt werden sollen. Die Beteiligung über das Internet bietet eine gute Möglichkeit, möglichst viele Leute am politischen Prozess mitwirken zu lassen. Die verschiedenen Demokratieansätze bilden die Grundlage für die neue Demokratieform Liquid Democracy, die die Basis für Liquid Friesland ist. Liquid Friesland ist eine neue Form der Bürgerbeteiligung via Internet. Die aktuell bestehende Politikverdrossenheit der Bevölkerung (vgl. Holtkamp 2007: 375) ist ein weiterer Grund, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Es stellte sich die Frage, ob die Onlineplattform ein Steuerungsinstrument zu mehr Bürgerbeteiligung sein kann. Viele Kommunen wünschen sich mehr Bürgerbeteiligung; dieser Wunsch wird durch die Governance-Thematik verstärkt. Daher entwickelte sich das Interesse, zu erfahren, inwiefern Liquid Friesland als neues Steuerungsinstrument mehr Bürgerbeteiligung fördern kann. Die Forschungsfrage lautet somit: Mehr Bürgerbeteiligung durch die Onlineplattform Liquid Friesland? Mithilfe einer quantitativen Befragung soll die Zufriedenheit der NutzerInnen mit dem Onlineangebot und das Beteiligungsverhalten in Liquid Friesland festgestellt werden. Im



Mittelpunkt



steht



die



Suche



nach



Verbesserungsmöglichkeiten



der



Teilnahmebedingungen von Liquid Friesland. In einem abschließenden Bericht wird dem Landkreis Friesland die Möglichkeit geboten, die Plattform nach den Ergebnissen der Befragung zu optimieren und diese möglicherweise nach Anregungen der Befragten zu verändern. Mit der Umsetzung der Verbesserungsvorschläge kann die Akzeptanz und die Identifizierung mit der Bürgerbeteiligungsplattform verbessert werden. Diese Arbeit beinhaltet zunächst einen theoretischen Teil, der sich mit allgemeinen Begriffsbestimmungen hinsichtlich der Demokratie und Partizipation befasst. Die praktische Umsetzung der Evaluation mittels der Onlinebefragung wird im zweiten Teil dargestellt.
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Die theoretische Betrachtung bietet einen Überblick über Demokratie- sowie Partizipationsansätze im Allgemeinen. Für ein besseres Verständnis werden verschiedene



Perspektiven



„Partizipation“ genauer



aufgezeigt,



bestimmen.



die



In



die



Begriffe



Folge werden



die



„Demokratie“



und



Basisansätze der



repräsentativen und direkten Demokratie sowie die der beteiligungszentrierten Demokratie, E-Demokratie und Liquid Democracy dargestellt. Die Kapitel beinhalten zum einen einen kurzen geschichtlichen Abriss und die theoretischen Grundlagen. Zum anderen wird die Bedeutung von Partizipation in den jeweiligen Demokratiemodellen dargestellt. Anschließend wird die Software Liquid Feedback sowie das Projekt Liquid Friesland näher erläutert. Im darauf aufbauenden Praxisteil folgt die empirische Umsetzung, die mit Anmerkungen zur Evaluationsforschung und zum Instrument der Onlinebefragung eröffnet wird. Daran schließen sich die Erhebung, Auswertung und das Aufzeigen der Ergebnisse an. Im letzten Kapitel wird die Forschungsfrage beantwortet, ein Resümee gezogen und ein Ausblick verfasst.



2 Demokratie und Partizipation Das



Kapitel



„Demokratie



und



Partizipation“



beinhaltet



verschiedene



Demokratiemodelle sowie deren Umsetzung von Partizipation. Für das Verständnis wird zunächst auf die Begriffsbestimmungen von Demokratie und Partizipation eingegangen, um daran anschließend die Demokratiemodelle zu erläutern. Das Modell Liquid Democracy beinhaltet zu dem die Unterkapitel zur Software Liquid Feedback und über das Projekt Liquid Friesland, da diese beiden Elemente für den Praxisteil von Bedeutung sind.



2.1 Allgemeine Begriffsbestimmungen Der Begriff der Demokratie stammt aus dem Griechischen. Die Wortbedeutung setzt sich aus den Wortbestandteilen „demos“: das Volk und „kratein“: herrschen zusammen; Demokratie kann somit mit Volksherrschaft übersetzt werden (vgl. Vorländer 2003: 9f.). Vor circa 2400 Jahren wurde das Wort „demokratia“ geprägt und seither war es Bestandteil der politischen Sprache. Das Wort „Demokratie“ hat von der Antike bis zur Gegenwart verschiedene Bedeutungen bekommen, die sich zum einen auf verschiedene historische Verhältnisse, zum anderen auch auf verschiedene Ideale bezogen. Wenn
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man sich mit dem Thema Demokratie auseinandersetzt, wird deutlich, dass, obwohl das gleiche Wort verwendet wird, nicht automatisch das Gleiche bzw. eine ähnliche Sache damit gemeint ist. Für den Begriff der Demokratie bedeutet dies nämlich, dass mehr als zweitausend Jahre zu rekapitulieren sind (vgl. Sartori 1992: 274). Nach den Athenern wurde unter Demokratie eine Verfassungsform verstanden, die Herrschaft des Volkes bedeutete. Die Demokratie in Athen „war ein Regime direkter, unmittelbarer Herrschaft des Volkes, das auf umfassender Beteiligung aller männlichen Bürger beruhte und das keine Unterschiede zwischen arm und reich kannte“ (Vorländer 2003:14). Dieses hohe Maß an Beteiligung der Bevölkerung wurde seitdem nicht mehr erreicht. Frauen wurde zur damaligen Zeit die Beteiligung am politischen Geschehen nicht zugetraut. Lediglich die freien Männer durften sich beteiligen (vgl. ebd. 13f.). Heutzutage bezeichnet der Begriff eine Staatsgewalt, die vom Volk ausgeht und die direkt oder indirekt ausgeübt werden kann (vgl. Pötzsch 2009: 9f.). Um heutzutage als moderner demokratischer Staat bezeichnet zu werden, müssen jedoch folgende Kennzeichen des modernen Demokratieverständnisses erfüllt werden: Gewaltenteilung, freie Medien (Presse- und Meinungsfreiheit),



Rechtsstaatsprinzip



Minderheitenrechten),



(Wahrung



Volkssouveränität



von



(Herstellung



Menschenmöglichst



und gleicher



Partizipationsmöglichkeiten und Entscheidungsfreiheiten aller BürgerInnen in Politik und Gesellschaft) (vgl. Schaller 2002: 14). „Die regulative Kernidee von Demokratie als ‚Herrschaft des Volkes‘ zielt darauf ab, dass diejenigen, die von Entscheidungen betroffen sind, auch am Prozess der Entscheidungsfindung beteiligt sind. Demokratisches Regieren beruht demnach auf dem Einverständnis der BürgerInnen zu dieser Ordnung und verweist insofern auf das Erfordernis öffentlicher Kommunikation“ (Martinsen 2009: 37).



Die Kennzeichen des modernen Demokratieverständnisses und die Wortbedeutung machen deutlich, dass Partizipation in der Demokratie eine wichtige Bedeutung hat. „Politische Partizipation bildet daher den Kern und die Legitimierung demokratisch verfasster Regierungssysteme“ (Zmerli 2011: 34). Die politische Partizipation ist somit eine Grundprämisse für Demokratien. Partizipation bedeutet wörtlich übersetzt Teilnahme oder Teilhabe. Politische Partizipation bezeichnet somit die Teilnahme oder auch



Beteiligung



der



BürgerInnen



an



politischen



Entscheidungs-



und



Willensbildungsprozessen (vgl. Schnurr 2005: 1330). Der Begriff ist sehr weit gefasst und umfasst „alle Tätigkeiten, die Bürger freiwillig mit dem Ziel unternehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beeinflussen“ (Kaase 1992 zitiert nach Kubicek/Lippa/Westholm 2009: 25). Die Handlungen beziehen sich bewusst auf die Erreichung eines politischen Ziels, wobei die
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Adressaten des Einflusses die Entscheidungsträger sind und das sind z.B. die Regierung, das Parlament, die Parteien bzw. die PolitikerInnen. Es sollen dabei die Bedürfnisse und Interessen der BürgerInnen durchgesetzt werden (vgl. Weixner 2006: 4). Die politische Beteiligung beinhaltet indessen nicht mehr nur die Stimmabgabe bei den Wahlen und die Mitarbeit in politischen Organisationen, sondern hat sich in den letzten Jahrzehnten strukturell stark ausdifferenziert. Sie reicht soweit, dass die BürgerInnen



persönlich,



entsprechenden



telefonisch,



Politikern



brieflich



aufnehmen



oder



können,



online sie



Kontakt



beteiligen



zu



den



sich



an



Unterschriftenaktionen, Demonstrationen, wirken an Planungsprozessen mit oder schreiben Leserbriefe (vgl. Gabriel 2013: 383). Diese Tätigkeiten können sehr vielfältig sein und werden deshalb nach Art der Beteiligung unterschieden. Die Beteiligung kann somit direkt/indirekt, verfasst/nicht verfasst und legal/illegal sein (vgl. ebd.). Verfasste politische Beteiligung bezeichnet alle gesetzlich vorgesehenen bzw. in der Verfassung verankerten Formen von Beteiligung. Der Rahmen ist hierbei allgemein verbindlich. Demgegenüber steht die nicht verfasste Beteiligungsform, die in ihren Zugangs-, Rahmen- und Durchführungsbedingungen wesentlich offener und oft unüberschaubar ist, wie z.B. bei Revolutionen oder bei unangemeldeten Demonstrationen. Der gestalterische Einflussbereich nicht verfasster Beteiligungsformen ist jedoch größer, wie beispielsweise an Bürgerinitiativen abgelesen werden kann (vgl. Zmerli 2011: 36). Politische Handlungen, die gesetzesmäßig ihre Richtigkeit haben, sind legal. Gesetzeswidrige politische Beteiligung kennzeichnen die illegalen Beteilungsformen (vgl. ebd.). Grundsätzlich wird durch den Begriff der Beteiligung nicht eindeutig klar, von wem die Initiative gestartet wird. Eine lebendige Demokratie zeichnet sich dadurch aus, dass die BürgerInnen von sich aus die Initiative ergreifen, indem sie sich aktiv für politische Themen einsetzen. Jedoch bleibt bei den von den BürgerInnen ausgehenden Initiativen häufig offen, ob den Forderungen nach der politischen Bearbeitung entsprochen wird. Außerdem werden BürgerInnen auf Grund von gesetzlichen Regelungen



aufgefordert



sich



an



politischen



Prozessen



zu



beteiligen



(vgl.



Kubicek/Lippa/Westholm 2009: 25f.). Für die politische Beteiligung stellt gerade die Kommunalpolitik ein gutes und wichtiges Beteiligungsfeld dar. Die BürgerInnen können bereits auf bürgernaher Ebene ihre demokratischen Kompetenzen stärken und ihre Rolle als engagierter Staatsbürger trainieren. Die politische Partizipation hat gerade in der Kommunalpolitik eine bedeutende Rolle eingenommen, da durch die Bindung der
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BürgerInnen an die Gemeinde ein größeres Interesse an Beteiligung besteht (vgl. Gabriel 2013: 381). Politische Beteiligung ist zudem davon abhängig, was unter Demokratie verstanden wird und welcher theoretische Ansatz von Demokratie verfolgt wird. In den letzten Jahren hat sich eine Vielzahl teilweise konträrer, aber auch zum Teil verwandter Demokratiekonzepte entwickelt, die den Begriff der politischen Beteiligung unterschiedlich fassen und umsetzen (vgl. Hebestreit 2013: 63f.). Im Folgenden werden unterschiedliche Demokratieansätze und deren Beteiligungsverständnis dargestellt. Eine reine Form der dargestellten Ansätze ist selten zu finden, sehr häufig herrscht eine Mischform bzw. Kombinationsform vor. Zunächst wird auf die repräsentative Demokratie eingegangen, da diese in Deutschland herrscht. Daran schließt sich die Ausführung zur direkten Demokratie an. Diese beiden Demokratieansätze sind die Basisansätze im Demokratiewesen. Die weiteren thematisierten Ansätze, wie z.B. der partizipatorische, der deliberative und der E-Demokratie-Ansatz tendieren je nach Prämisse, Anspruch und differenten Aspekten von Partizipation zwischen den beiden Basisansätzen der repräsentativen und direkten Demokratie.



2.2 Repräsentative Demokratie Schon in der Antike gab es zahlreiche Elemente der Repräsentation, beispielsweise, dass Delegierte das Volk vertreten. Allerdings gibt es keine reine direkte oder repräsentative Demokratie, vielmehr bestehen sehr häufig Mischformen. Jedoch ist im neunzehnten Jahrhundert aus technisch-organisatorischen Gründen versucht worden, der repräsentativen Demokratie den Vorrang vor der direkten Demokratie zu geben. Auf Grund des weitläufigen Raumes und der großen Anzahl an BürgerInnen war bzw. ist es nicht möglich, die Organisation des Gemeinwesens durch die direkte Demokratie zu verwirklichen1. Damit man so nah wie möglich an das demokratische Ideal herangelangt, dass möglichst alle BürgerInnen an öffentlichen Entscheidungen beteiligt werden können, kam die Entscheidung zur repräsentativen Demokratie. Im Laufe des neunzehnten und zwanzigsten Jahrhunderts schien diese Möglichkeit die beste Annäherung an das Ideal zu sein (vgl. Meyer 2009: 80ff.). Umgekehrt entwickelte sich



1



Lediglich die Schweiz führt das System der halbdirekten Demokratie. In keinem anderen Land werden dem Volk so viele direktdemokratische Elemente angeboten. Allerdings pendelt die Abstimmungsbeteiligung in den letzten Jahren nur zwischen 35 und 45 Prozent. Aber im Großen und Ganzen besteht in der Schweiz eine kollektive Identität und große Zufriedenheit bezüglich des politischen Systems (vgl. Schmidt 2010: 344).
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in der Zeit der Französischen Revolution die Ansicht, größere Massen demokratisch regierbar zu machen. Die Vordenker der repräsentativen Demokratie sind Alexis de Tocqueville und John Stuart Mill, die Mitte des 19. Jahrhunderts den Grundstein legten. Tocqueville kann als Pionier der obengenannten Massendemokratie gesehen werden. Er analysierte die Demokratie in Amerika, die schon wesentlich weiterentwickelt war als die in Europa (vgl. Schmidt 2010: 113f.). In seinem Werk De la Democratie en Amerique 1835 stellt er sowohl die Vorteile als auch die Nachteile der in Amerika herrschenden Demokratie dar. Für ihn sind die Prinzipien Freiheit und Gleichheit entscheidende Voraussetzungen für eine erfolgreiche Regierung. Mit der Gleichheit ist die soziale Gleichheit gemeint, also die Gleichheit der gesellschaftlichen Bedingungen (vgl. Massing/Breit/Buchstein 2012: 171ff.). „Die größte Gefahr für die Freiheit in der Demokratie sieht Tocqueville in der ‚Tyrannei der Mehrheit‘. Denn die demokratische Gleichheit der Bedingungen (egalite des conditions), die historisch unaufhaltsam ist, bringt Tocqueville zufolge ein Spannungsverhältnis zur Freiheit des Einzelnen mit sich, Freiheit verstanden als das Geburtsrecht eines jeden Menschen, in allen Bereichen, die nur ihn selbst betreffen, zu tun und zu lassen, was er will, verstanden aber auch als politische Freiheit: als Freiheit, sich an der Gestaltung der Gesellschaft zu beteiligen“ (ebd.: 173).



Die Gefahr der Tyrannei der Mehrheit könnte es mit sich bringen, dass Minderheiten unterdrückt werden und die eigene Freiheit nicht mehr entfaltet werden kann. Tocqueville ist der Überzeugung, dass die Menschen einerseits geführt werden wollen, aber andererseits frei sein wollen. Daraus folgert er, dass eine Neigung zur Zentralisation von Gewalten, aber auch der Wunsch nach Volkssouveränität besteht. Das verstärkt die Entstehung einer Tyrannei der Mehrheit. In Amerika sieht er die Chance „in der institutionellen Dezentralisation des politischen Lebens, in dem abgestuften System lokaler und regionaler Selbstverwaltung, in der Wählbarkeit der Beamten, im unabhängigen Rechtswesen mit Geschworenengerichten und auch in der Pressefreiheit“ (ebd.: 175),



die Erreichung von Freiheit, Wohlstand und Gesittung (vgl. ebd.). Die Erfahrungen, die Tocqueville niedergeschrieben hat, sind empirisch und theoretisch gehaltvoll. Mill hingegen suchte in Anlehnung an Tocqueville Mitte des 19. Jahrhundert rein theoretisch nach der besten Staatsform. Die beste Staatsform soll laut Mill diejenige sein, die „die Intelligenz, die sozialen Tugenden und das Los ihrer Bürger fördert und sie dazu befähigt, ihre Rechte und Interessen selbst zu schützen, insbesondere durch Beteiligung an der politischen Willensbildung und die Chance, sich und andere zu kompetenten Staatsbürgern zu erziehen“ (Schmidt 2010: 133).



Mill



verknüpfte



repräsentativ-demokratische



und



partizipationstheoretische



Überlegungen mit dem Freiheitsgedanken zu einer eigenständigen repräsentativen Demokratie. Mill hat seine Hauptempfehlungen für eine bessere repräsentative



Demokratie und Partizipation



12



Demokratie in dreizehn Regeln zusammengefasst. Die erste Regel besagt, dass es vom Volke einerseits ein Streben nach Machtausübung über andere gibt und ein Streben, das darauf ausgelegt ist, sich der Unterwerfung durch anderer zu entziehen. Das Volk, das sich dem zweiten Streben zuordnet, eignet sich besonders für die Form der repräsentativen Demokratie. Die zweite Regel besagt, dass es besser ist, seine Stimme zu delegieren und diese an Experten abzugeben, die sich thematisch besser auskennen. Diese Delegation sollte auf eine bestimmte Dauer ausgelegt sein (vgl. ebd.: 135f.). „Demokratie mit expertokratischer Lenkung in politischen Angelegenheiten, ist Mills Erfolgsrezept“ (ebd.: 136). Die dritte Regel fordert den Einbau von Sicherungen bei Strukturmängeln der repräsentativen Demokratie. Er verlangt ein parlamentarisches Gleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit. In dieser Regel setzt Mill auf Kooperation der unterschiedlichen Gesellschaftsklassen bzw. derer Vertretung, damit keine Vorteile durch Mehrheitsbildung entstehen (vgl. ebd.). Die vierte Regel sieht vor, dass die falsche Demokratie bekämpft und die wahre Demokratie gestützt wird. Unter der falschen Demokratie versteht er die Unterdrückung und Nichteinhaltung der Bürgerund Wahlrechte für die Minderheiten. Die Befürchtung ist, dass die Minderheiten nicht ausreichend repräsentiert werden und nur eine Mehrheit in der Regierung vorhanden ist. Mills fünfte Regel bezieht sich auf das allgemeine Wahlrecht. Damit kein Machtmissbrauch entsteht, bekommt die Bildung einen großen Stellenwert. Das Wahlrecht soll an Qualifikationen festgemacht werden und damit nach der Staatsbürgerkompetenz des einzelnen Wählers gestaffelt werden. Zudem verlangt er, dass sowohl Frauen als auch Männer die Berechtigung für das Wählen haben. Weiter steht er für das Pluralstimmrecht ein, das es erlaubt, dass befähigte Wähler mehrere Stimmen erhalten, während andere nur eine Stimme haben. Dieses Wissen wird an einem Standard an Wissen und Bildung festgemacht und jeder, der diese Qualitätsgesichtspunkte nachweisen kann, erhält das Pluralstimmrecht (vgl. ebd.: 137f.). Politische Gleichheit, so wie sie in Amerika herrscht, hält Mill für einen „falschen Glauben und schädlich für die moralische, intellektuelle und gesamte Entwicklung des Landes, weil sie den Verstand zu kurz kommen lässt und die Freiheit gefährdet“ (ebd.: 138). Die sechste Regel verlangt keine indirekten Wahlen über Wahlmänner, da dies nicht zur Kultivierung politischer Informiertheit, öffentlicher Debatte und der Förderung politischer Partizipation beiträgt. Die siebte Regel fordert öffentliche Abstimmungen, da diese ein verantwortungsvolles Wahlverhalten bestärken können. Mit der achten Regel möchte Mill die Finanzierung der Wahlkämpfe und die Abgeordnetendiäten
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einschränken. Die neunte Regel schreibt eine begrenzte Amtsdauer für Abgeordnete vor. Ziel soll es sein, dass die Abgeordneten die Verantwortung gegenüber dem Volk nicht vergessen, aber die Amtsperiode soll auch nicht so kurz ausfallen, dass keine Möglichkeiten zur Gestaltung möglich sind. Er schlägt eine Legislaturperiode von drei und fünf Jahren vor sowie die Möglichkeit zu einer Wiederwahl. Das Verbot des imperativen Mandats ist Inhalt der zehnten Regel. Ein Abgeordneter hat nicht die Verpflichtung Rechenschaft abzulegen. Eine zweite Kammer im Parlament ist der elften Regel zufolge nicht erforderlich. Die zwölfte Regel hingegen drückt aus, dass Autorität und Entscheidungen nicht zu teilen, sondern dass diese zu bündeln sind. Die dreizehnte und letzte Regel fordert, dass dem Bundesstaat ein zentralisierter Staat vorzuziehen ist, da das Durch-regieren-können einfacher ist (vgl. ebd.: 140f.). Es gibt eine große Zahl an Kritiken, sowohl an Tocquevilles als auch an Mills Theorie. Jedoch gelten beide als die Wegbereiter der repräsentativen Demokratie und einige Überlegungen sind auch in Deutschland heute noch Bestandteil der repräsentativen Demokratie. Es gibt eine Vielzahl von verschieden ausgestalteten Formen repräsentativer Demokratie.



Jedoch



ist



sicher,



dass



das



repräsentative



Politikmuster



ein



strukturprägendes Basisprinzip für Demokratie ist (vgl. Luthardt 1994: 161). Allen Demokratien liegt die Volkssouveränität zugrunde, die in der repräsentativen Demokratie darin besteht, dass das Volk die Staatsgewalt nicht direkt ausüben kann, sondern diese durch Wahlen an Repräsentanten, die Abgeordneten bzw. Parteien, überträgt. Die Repräsentanten haben den Auftrag, im Interesse des Volkes Entscheidungen im Staat zu treffen (vgl. Pötzsch 2009: 10). Die Bürger wählen ohne Einschränkung auf der Basis des gleichen Wahlrechts in periodischen Abständen ihre Repräsentanten in die politischen Entscheidungsgremien (Parlamente), die dann im Namen aller und im Lichte der Öffentlichkeit beraten und verbindlich entscheiden (vgl. ebd.: 83). Ziel soll es sein, dass der Wille des Volkes durch den Repräsentanten zum Ausdruck gebracht wird. Der Repräsentant erfährt durch die Wahl eine Ermächtigung, damit dieser dem einheitlichen Willen des Volks eine Form gibt. Allerdings ist dies dahingehend problematisch, da die Themen von oben und nicht von der Basis, d.h. aus dem Volk entstehen (vgl. Duso 2003: 16f.). Hier zeigt sich eine große Distanz zwischen der Regierung und dem Volk. Immer wieder stellt sich die Frage, inwiefern der Wille des Volks umgesetzt wird. Dies ist auch ein großer Kritikpunkt an der repräsentativen Demokratie. Aber wie sieht es mit der Partizipation der BürgerInnen in der repräsentativen Demokratie aus?
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Die repräsentative Demokratie erfährt ihre Legitimation durch die Zustimmung der BürgerInnen,



die



sich



durch



Teilnahme



am



Meinungsbildungs-



und



Entscheidungsprozess beteiligen. Politische Beteiligung kann in Deutschland vielfältig stattfinden. Der Art. 20 des Grundgesetzes beinhaltet das Demokratieprinzip sowie in Satz 2, dass die Selbstregierung des Volkes nur durch Wahlen und Abstimmungen erfolgen kann. Durch ihre Stimmen wählt das Volk die politischen Führungspositionen, die die Interessen des Volks vertreten sollen. Politische Partizipation zielt lediglich auf die Kontrolle der Regierenden ab, indem ihnen im Rahmen regelmäßig stattfindender Wahlen



Vertrauen



entgegen



gebracht



oder



entzogen



wird.



Die



direkten



Entscheidungsrechte werden auf die Stimmabgabe bei den Wahlen beschränkt. Um die Regierung besser kontrollieren, Forderungen mitteilen und Signale zur Zustimmung für die staatliche Politik setzen zu können, haben die BürgerInnen jedoch noch weitere Rechte. Das Grundgesetz erlaubt gewisse politische Teilhaberechte, wie die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, die Pressefreiheit, das Petitionsrecht und die Möglichkeit, politische Parteien zu gründen und in diesen mitzuarbeiten (vgl. Gabriel 2011: 328f.). Politische Beteilung kann auch durch das Lesen von politischen Kommentaren und Nachrichten in der Zeitung, die politische Berichterstattung in Rundfunk und Fernsehen verfolgt sowie durch die Auseinandersetzung mit politischen Themen im eigenen Umfeld der BürgerInnen umgesetzt werden. Jedoch zählen diese Formen der politischen Beteiligung eher zu den passiven Formen der Beteiligung, da diese wenig Aufwand erfordern und keine direkte Wirkung zeigen (vgl. Pötzsch 2009: 35f.).



Sowohl



die



Landes-



als



auch



die



Kommunalpolitik



erlauben



partizipationsfreundlichere Elemente sowie eine größere Vielfalt in ihren Verfassungen, wie z.B. Beiräte, Bürgerversammlungen und Bürgerbegehren etc., durch die, die BürgerInnen sich sichtbarer beteiligen können. Die kommunale Ebene spielt für die politische Partizipation eine wichtige Rolle und stellt dafür einen besonderen Platz dar. Die Bindung an die Gemeinde ist häufig ein Grund, weshalb BürgerInnen an der Gestaltung des politischen und sozialen Zusammenlebens mitwirken möchten. Die positiven Effekte für den Einzelnen sind auf der kommunalen Ebene eher spürbar als auf Bundesebene. Oftmals findet man in der Kommunalpolitik Elemente der direkten Demokratie vor. Somit ist dort eine reine repräsentative Demokratie nicht vorhanden (vgl. Gabriel 2013: 381). Die klassischen Beteiligungsmöglichkeiten an der repräsentativen Demokratie haben für die BürgerInnen derzeit scheinbar wenig Attraktivität. Die Einflussnahme in der
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Kommunalpolitik durch Parteien, Interessenverbände oder Politikerkontakte finden wenig Anklang, vielmehr werden zunehmend direkt-demokratische Elemente in Betracht gezogen (vgl. Gabriel 2011: 331f.). In Deutschland herrscht vor allem in der Länder- und Kommunalpolitik eher eine Mischform von repräsentativer und direkter Demokratie. Auf Bundesebene hingegen gilt Deutschland bzgl. der Beteiligung der BürgerInnen als stark repräsentativ-demokratisch, im Vordergrund stehen also rein verfasste Partizipationsmöglichkeiten der politischen Beteiligung (vgl. Bertelmann Stiftung 2004: 26). Die Wahlbeteiligung hat in Deutschland sowohl auf der Bundes- als auch auf der Länder- und Kommunalebene in den letzten Jahren massiv abgenommen. Als Gründe werden hier häufig mangelndes Vertrauen in die Parteien und in die Regierung angegeben. In diesem Zusammenhang wird oft von Politikverdrossenheit gesprochen. Das Funktionieren der repräsentativen Demokratie ist jedoch von der Wahlbeteiligung der BürgerInnen abhängig, denn nur durch eine hohe Wahlbeteiligung ist eine Bildung von stabilen und handlungsfähigen Mehrheiten möglich (vgl. ebd.: 30f.). „Die Beurteilung des politischen Systems erfolgt hier über den Output und damit über die Qualität der politischen Leistungen. Diese Qualität speist so auch die Legitimität des demokratischen Prozesses“ (ebd.: 30). Zusammenfassend kann gesagt werden, dass das Volk als Souverän einen großen Einfluss



auf



die



Politik



hat,



allerdings



eingeschränkte



direktdemokratische



Möglichkeiten. Die wesentlichen Entscheidungen werden von den Repräsentanten getroffen, die die Interessen des Volks vertreten. Auf der Bundesebene beschränken sich die partizipativen Möglichkeiten lediglich auf das Wahlrecht. Die repräsentative Demokratie ist jedoch ein Mittel, um Massen demokratisch regierbar zu machen. Auf kommunaler Ebene sind neben dem Wahrecht eine Vielzahl von direktdemokratischen Elementen in der Verfassung verankert worden, so dass eine reine repräsentative Demokratie nicht vorhanden ist. Was unter der direkten Demokratie verstanden wird, wird im folgenden Kapitel näher erläutert.



2.3 Direkte Demokratie Die direkte Demokratie ist schon seit vielen Jahrhunderten in der Politikwissenschaft bekannt. Allerdings wird häufig mit direkter Demokratie auch die Demokratie im antiken Athen verbunden, die mit unserem heutigen Verständnis von direkter Demokratie nicht übereinstimmt. Die attische Demokratie im alten Griechenland wird
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oft als historisches Vorbild der direkten Volksherrschaft gesehen. In Athen stimmte das Volk in Volksversammlungen direkt über politische Entscheidungen ab. Als Volk wurden die wahlberechtigten BürgerInnen bezeichnet. Die Selbstregierung forderte die vollständige Hingabe der BürgerInnen für öffentliche Sachen. Sie widmeten ihr ganzes Leben dem Regieren. Durch die totale Hingabe übernahmen sich die BürgerInnen und es entstanden wirtschaftliche Einbußen, die zur Folge hatten, dass sich eine hohe Armut entwickelte (vgl. Sartori 1992: 276ff.). Doch die damalige Demokratie hat mit der heutigen, modernen Demokratie nichts mehr zu tun. In der attischen Demokratie entschied eine kleine Gruppe der Elite über die Bevölkerung. Frauen und Sklaven wurden von politischen Entscheidungen ausgeschlossen (vgl. ebd.). Dies ist heutzutage nicht mehr möglich, da das System der Politik komplexer geworden ist und es Rechte für alle BürgerInnen gibt. Eine reine direkte Demokratie ist fast nicht möglich. In der modernen Demokratie ist die direkte Demokratie eine Ergänzung, Korrektiv und Balancierung der repräsentativen Demokratie (vgl. Moeckli 2003: 106f.). „Die repräsentative Demokratie ist gewissermaßen das Betriebssystem, ohne das die Programme ‚Demokratie‘ und ‚direkte Demokratie‘ nicht lauffähig sind. Repräsentative Demokratie ist keine -von der direkten Demokratie aus betrachtet- Demokratie 2. Klasse, sondern die Voraussetzung jeder Art von Demokratie.“ (ebd.: 107).



Durch direktdemokratisch verankerte Instrumente wählen die BürgerInnen nicht nur die Personen, sondern entscheiden auch über Sachfragen. Das Volk wird direkt bzw. unmittelbar in den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozeß einbezogen oder kann, soll oder muss selbst die Initiative ergreifen (vgl. Luthardt 1994: 33f.). Die Grundgedanken der direkten Demokratie hat Jean-Jacques Rousseau durch seine Lehre der Volkssouveränität geprägt. In seiner Theorie plädiert Rousseau, so Schmidt, für eine radikale Volkssouveränität; das Volk hat die absolute Souveränität und übt diese auch aus (vgl. Schmidt 2010: 80ff.): „Volkssouveränität bedeutet ungebrochene Oberhoheit der Vollbürger. Das schließt die Oberhoheit über die Verfassung und die sonstigen Verfassungsinstitutionen ein. Die Regierung beispielsweise und die gesamte Exekutive sind in dieser Lehre nichts anderes als ‚Diener‘ des Souveräns.“ (ebd.: 83)



Rousseau verlangte, dass die Souveränität selbst ausgeführt und nicht delegiert wird. Sein Ziel ist es, dass alle an der Gesetzgebung teilhaben müssen, ansonsten sei das Gesetz nichtig. Allerdings ist die Direktdemokratie für ihn unrealistisch, da sie nicht praktikabel sei. Rousseau sieht sich selbst nicht als Anhänger der Demokratie, sondern eher als Republikaner. Er hat aber wichtige Bausteine für die direkte Demokratie geliefert,



wie z.B.



die



Lehre des



Volksouveränität (vgl. ebd.: 91).



Gesellschaftsvertrages



und



die radikale
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In der Weimarer Republik wurden erstmalig direktdemokratische Elemente in Deutschland in der Verfassung aufgenommen. Hierzu zählten Plebiszit, Referendum, Initiative und die Wahl des Reichspräsidenten. Der Art.73 der Weimarer Verfassung gab den BürgerInnen das Recht, dem Parlament mit einem 10-prozentigen Quorum einen Gesetzesvorschlag zu unterbreiten. Sofern das Parlament diesen Entwurf ablehnte, folgte ein Volksentscheid. Allerdings mussten 50 % der BürgerInnen daran teilnehmen und dem Volksbegehren zu zustimmen (vgl. Weixner 2006: 104). Es wurde später kritisiert, dass direktdemokratische Beteiligung Gefahren und Erosionstendenzen bezüglich des Verfassungs- und Politiksystems beinhalte und aufgrund dessen wurde in Art. 20, Abs. 2 des Grundgesetzes nur der Begriff der Abstimmung eingefügt und keine nähere Präzisierung. Der direkte Einfluss der Bevölkerung sollte dadurch gezähmt werden (vgl. Luthardt 1994: 99f.). Im Laufe der Jahre haben direktdemokratische Elemente immer wieder einen neuen Stellenwert bekommen. Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten ist die Diskussion wieder entfacht und Formen der direkten Demokratie wurden in allen Landesverfassungen verankert. Zu diesen zählen Volksbegehren, Volksinitiative und Volksentscheide (ebd.: 120). Eine Volksabstimmung ist auf Bundesebene nur bei einer möglichen Neugliederung des Bundesgebiets zugelassen. In Deutschland sind direktdemokratische Elemente eher schwach ausgeprägt. Im Gegensatz zur Bundesebene sind direktdemokratische Elemente eher auf Länder- und Kommunalebene verankert. Auf der Kommunalebene ist die unmittelbare Bürgerbeteiligung noch weiter verbreitet als auf der Länderebene. Beispielsweise werden auf der Kommunalebene der Bürgermeister und der Landrat vom Volk direkt gewählt (vgl. Schmidt 2010: 336). Gründe, weshalb die direkte Demokratie in



Deutschland



nicht



so



verbreitet



ist,



liegen



sicherlich



darin,



dass



die



direktdemokratischen Elemente der Weimarer Republik negativ bewertet wurden, die Weimarer Republik einen Niedergang erlebt hat und dass die Nationalsozialisten mit ihren Akklamationsmechanismen einen Aufstieg erlangen konnten. Dies sind sehr wahrscheinlich



die



Gründe,



weshalb



man



sich



im



Grundgesetz



von



direktdemokratischen Elementen distanziert hat (vgl. ebd.: 338). Im Gegensatz zu Deutschland haben andere Länder direktdemokratische Elemente auf nationaler Ebene in ihren Verfassungen stärker verankert. Zu den Ländern gehören unter anderem Italien, Dänemark, Neuseeland und Australien. Jedoch ist die Stimmbürgerschaft auch in diesen Ländern nicht der Souverän, sondern haben auch hier das Parlament und die Regierung den Vorrang. Die Schweiz ist der unangefochtene
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Spritzenreiter im Ausbau von direktdemokratischen Elementen. Kein anderes Land bietet seinen BürgerInnen soviel Beteiligungsmöglichkeiten an (vgl. ebd.: 339). Die BürgerInnen haben in der Schweiz über das Wahlrecht hinaus die Möglichkeit an wichtigen Entscheidungen des Parlaments teilzunehmen. Das Volk muss über jede Verfassungsänderung mitbestimmen und eine Mehrheit im Volk und in den Kantonen ist erforderlich, damit die Verfassungsänderung angenommen wird (Verfassungs- und obligatorisches Referendum). Das fakultative Gesetzesreferendum entscheidet über Gesetzesvorlagen, bei der die Stimmberechtigten innerhalb von drei Monaten die Möglichkeit haben 50.000 Unterschriften zu sammeln, um damit eine Volksabstimmung zu erzwingen. Sofern die Abstimmung zustande kommt, muss die Volksmehrheit die Gesetzesvorlage bestätigen (vgl. Linder 2010: 600). Ein weiteres Instrument stellt die Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung dar. Mit diesem Instrument kann das Volk eine Anregung oder einen ausgearbeiteten Entwurf vorlegen und damit Parlament und die Regierung zu einer Gesetzesvorlage oder zu einem Gegenantrag zwingen. Das Volk und die Stände stimmen bei dieser Initiative auf Teilrevision ab. „Beschlüsse erfordern die Zustimmung der Mehrheit der Abstimmenden



und



der



Mehrheit



der



Kantone,



wobei



das



Ergebnis



der



Volksabstimmung im Kanton als dessen Standesstimme gilt“ (Schmidt 2010: 343). Es muss ein so genanntes Volksmehr und ein Ständemehr erlangt werden. Das Ständemehr kann durch die Mehrheit der Stimmen im Kanton erreicht werden. Bei dem weiteren direktdemokratischen Element handelt es sich um die Volksinitiative auf Totalrevision der Bundesfassung. Hierbei stimmt das Volk ohne die Beteiligung der einzelnen Stände ab. Diese Form wurde bisher lediglich 1935 durchgeführt, blieb aber erfolglos. Weitere direktdemokratische Elemente stehen den BürgerInnen der Schweiz auf Kanton- und Gemeindeebene zur Verfügung. Hierzu zählen das obligatorische Referendum über öffentliche Ausgaben, das fakultative Finanzreferendum, das Referendum über den Abschluss eines interkantonalen Vertrages, Abstimmungen in den Gemeinden sowie Volksentscheide über Steuervorlagen (vgl. ebd.). Trotz der vielen direktdemokratischen Elemente bilden diese nur eine Ergänzung zur parlamentarischen Demokratie. Das Parlament und die Regierung besitzen auch in der Schweiz die Entscheidungsinitiative, jedoch haben die Volksrechte Auswirkungen auf die Entscheidungsfindung (vgl. Linder 2010: 600). Das Schweizerische Modell wird in Deutschland häufig als Vorbild gesehen. Dafür müsste das deutsche System jedoch deutlich verändert werden. Auf Bundesebene tut man sich allerdings auf Grund der



19



Demokratie und Partizipation



gesetzlichen Einschränkungen schwer, mehr direkte Beteiligung zu zulassen (vgl. Schmidt 2010: 338). Die direkte Demokratie hat den Vorteil, dass die BürgerInnen an den politischen Entscheidungen stärker beteiligt werden, als bei anderen Demokratieformen. Partizipation ist die Grundprämisse, damit direkte Demokratie funktioniert. Die direkte Demokratie



erweitert



die



politischen



Mitwirkungsrechte



und



damit



die



Beteiligungschancen der BürgerInnen (vgl. Schmidt 2010: 352ff.). Von der direkten Demokratie wird erwartet, dass der „echte“ Volkswille dargestellt wird. Direkte Demokratie vergrößert den Wirkungskreis des Volkes und verkleinert den der Regierung und des Parlaments. Grundsätzlich kann die direkte Demokratie zu mehr Partizipation in der Bevölkerung beitragen (vgl. ebd.: 350f.). Direkte Demokratie kann in Verbindung mit der repräsentativen Demokratie ein gutes Vetoinstrument für die BürgerInnen darstellen, es können Entscheidungen an das Parlament zurückgegeben werden, damit dieses erneut darüber befindet. Sofern eine breite Mehrheit eine Entscheidung des Parlaments nicht akzeptiert, kann dies zu einen Ideen und weiteren Alternativen in der geführten Debatte führen. Die direkte Demokratie ist ein sinnvolles Mittel zur Durchbrechung von übergroßen Mächten. Die BürgerInnen sind „näher an der Politik“ und können diese besser kontrollieren (vgl. Linden 2012: 3ff.). In der Schweiz zeigt sich, dass Volksabstimmungen ein politisches und gesellschaftliches Ereignis für die BürgerInnen sind. Auch im Hinblick auf Identitätsfragen und Zufriedenheit ist die Schweizer Direktdemokratie ein Vorbild für andere Länder. Die Mitwirkungsmöglichkeiten fördern in erheblichem Maß die politische Zufriedenheit und die gemeinschaftliche Identität der Schweizer BürgerInnen (vgl. Schmidt 2010: 344f.). Allerdings ist festzuhalten, dass das Interesse auf kommunaler Ebene oftmals höher ist als auf der Bundesebene, denn Konsequenzen politischer Entscheidungen und direkte Betroffenheit sind regional eher vorhanden und schneller spürbar (vgl. Gabriel 2013: 383). Partizipation und Legitimation sind notwenige Bestandteile und Erfordernisse von demokratischen Politiksystemen und werden durch direkte Demokratie gefördert (vgl. Luthardt 1994: 165f.). Das politische Leben wird durch Partizipation von BürgerInnen wesentlich bereichert und die Politikmüdigkeit sowie das Misstrauen gegenüber den Repräsentanten werden verringert (vgl. Hoecker 2006: 131). Allerdings gibt es auch zahlreiche Kritiker, die die Ausweitung von direktdemokratischen Elementen problematisch sehen. Es wird befürchtet, dass die direkte Demokratie „ein Einfallstor
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für Demagogie und Populismus“ (Linden 2012: 2) sein könnte. Diejenigen, die beteiligungsinteressiert und politisch kompetent sind, werden möglicherweise vermehrt ihre Meinung kundtun. Empirisch gut belegt ist die These, dass Minderheiten und sozial schwache Personen auf Grund von fehlendem Wissen beziehungsweise Vermeidung der Beteiligung benachteiligt werden (vgl. ebd.: 2f.). Jedoch ist die direkte Demokratie ein gutes Mittel bestimmte Mächte zu beschränken und die Beteiligung zu erhöhen. Letztendlich sind aber die BürgerInnen aufgefordert, aktiv zu werden und eigene Initiativen zu entwickeln, um eine Veränderung im politischen System zu erreichen. Direkte Demokratie kann nur funktionieren, wenn die BürgerInnen sich beteiligen (vgl. Hoecker 2006: 131f.). Der Humorist Karl Valentin macht dies mit folgendem Satz deutlich: „Nur wollen müssen wir uns trauen“ (ebd.: 132).



2.4 Beteiligungszentrierte Demokratie Durch den Wandel von der direkten Demokratie der Antike zur repräsentativen Demokratie der Moderne verringerte sich auch der Spielraum für die politische Beteiligung von BürgerInnen. Die beteiligungszentrierten Demokratien versuchen seit den 1960er Jahren mit verschiedenen Mitteln, die Spannung zwischen Ist- und den Ideal-Zustand von Partizipation zu verringern (vgl. Schmidt 2010: 251). Die Befürworter direkter Demokratie „zielen vor allem auf politische Beteiligung möglichst vieler über möglichst vieles, und zwar im Sinne von Teilnehmen, Teilhaben, SeinenTeil-Geben und innerer Anteilnahme am Schicksal eines Gemeinwesens“ (ebd.: 236). Partizipation steht in den beteiligungszentrierten Theorien im Mittelpunkt. Dem Zustand von mangelnden Partizipations- und Beratschlagungschancen soll durch mehr Beteiligung entgegen gesteuert werden. Das Motto lautet: „Wenn die Demokratie etwas Gutes ist, dann ist mehr Demokratie wohl besser“ (ebd.). Besonders der Eigenwert politischer Beteiligung und die erzieherische Funktion sowie die Kommunikationskraft der Demokratie stehen im Vordergrund. Die beteiligungszentrierte Demokratie unterteilt sich im Wesentlichen in zwei Varianten: die partizipative und die deliberative Demokratie (vgl. ebd.: 237f.). Diese beiden Ansätze werden im Folgenden kurz dargstellt, um einen Einblick in deren theoretische Grundlagen zu erlangen. Die partizipative Demokratie wurde von Benjamin Barber geprägt. Dieser veröffentlichte 1984 das Buch Starke Demokratie. Die starke Demokratie definiert sich wie folgt:
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Demokratie und Partizipation „Sie ist buchstäblich die Selbstregierung der Bürger, keine stellvertretende Regierung, die im Namen der Bürger handelt. Tätige Bürger regieren sich unmittelbar selbst, nicht notwendigerweise auf jeder Ebene und jederzeit, aber ausreichend häufig und insbesondere dann, wenn grundlegende Maßnahmen entschieden und bedeutende Macht entfaltet wird.“ (Barber zitiert nach Buchstein/Pohl 2012: 281)



Barber geht davon aus, dass die Gesellschaft vereinsamt und keinen Gemeinsinn besitzt. Repräsentanten fördern dies, indem sie den BürgerInnen Verantwortung für eigenständiges Handeln abnehmen. Die BürgerInnen werden nach Barber entmündigt (vgl. Weber 2012: 231). Als Lösung sieht er einzig und allein die demokratische Partizipation. Seine Demokratietheorie ähnelt einem Erziehungsprogramm. Barber unterstützt die Hypothese, dass politische Apathie nicht bedeutet, dass ein Desinteresse an Politik besteht, sondern dass dieses aus der Machtlosigkeit entsteht. Partizipation soll den BürgerInnen ihre Wirksamkeit aufzeigen, so dass sich später demokratische Kompetenzen entwickeln und zu einer Selbstverwirklichung beitragen. Die Teilnahme an der Politik kann ebenso das Gemeinschaftsgefühl stärken und bewirken, dass sich jeder Einzelne als Teil des Ganzen sieht (vgl. ebd.: 235f.). Die Konfliktaustragung sollte nach Barber auf gegenseitigem Verständnis und wechselseitiger Anerkennung beruhen. Nur durch Empathie als Motivationsbasis kann die politische Urteilskraft erweitert werden. Um gemeinwohlorientierte Interessen im politischen Prozess zu entwickeln, bedarf es der Mitwirkung vieler Akteure sowie der Selbstreflexion und einer Neuformierung von Willen und Interessen im Laufe des Prozesses (vgl. Buchstein/Pohl 2012: 286). Barber entwickelte zwölf konkrete Reformvorschläge für eine Wiederbelebung der Bürgerschaft und eine gelingende starke Demokratie. Unter anderem



greift



er



Themen



wie



Nachbarschaftsversammlungen,



nationale



Kommunikationsgenossenschaft der Bürger, Videotext-Dienst, Postverordnung zur staatsbürgerlichen



Erziehung,



Volksbegehren



und



Volksabstimmungsverfahren,



elektronische Abstimmung, Losentscheid und einige Aspekte mehr auf (vgl. ebd.:283). Die Umsetzung der Vorschläge führt zur Lebendigkeit echter Praxis (vgl. ebd.: 287). Die repräsentative Demokratie stellt den organisatorischen Rahmen für die partizipative Demokratie dar. Allerdings muss die repräsentative Demokratie sich für die Partizipation der BürgerInnen öffnen, damit die Entfremdung aufgehoben werden kann (vgl. Weber 2012: 243ff.). Die partizipative Demokratie wird häufig als Brückenfunktion zur deliberativen Demokratie gesehen (vgl. ebd.: 246). Der Hauptvertreter der deliberativen Demokratie ist der Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas. Die deliberative Demokratie zeichnet sich durch „die argumentativ abwägende, verständigungsorientierte Beratschlagung“
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(Schmidt 2010: 237) über öffentliche Angelegenheiten aus. Ziel ist es, durch anspruchsvolles Beratschlagen und Beschlussfassen zu einem möglichen Konsens oder einem Kompromiss zu gelangen. Voraussetzungen sind, dass ein „ungehinderter Zugang für alle, Verzicht auf Machtstreben, Souveränität über die Tagesordnung, Bereitschaft zur Präferenztransformation, Wahrhaftigkeit und Verständlichkeit“ (ebd.: 241) bestehen. Habermas betont, dass durch die Deliberation (Austausch von Argumenten und Informationen) Entscheidungen demokratisch legitimer und dadurch auch eher rationaler, gerechter und problemadäquater sind. Die Öffentlichkeit übt durch die aktive Beteiligung mehr Druck auf die politischen Systeme aus, sodass Entscheidungen und Begründungen möglich bzw. unmöglich gemacht werden können. Die Öffentlichkeit zeichnet sich durch interessierte BürgerInnen und kommunikativen Handeln aus (vgl. Landwehr 2012: 366). In der Öffentlichkeit sollen neben den eigenen Interessen auch die Vorstellungen von dem, was unter Gemeinwohl verstanden wird, in den politischen Prozess eingebracht werden (vgl. Buchstein 2012: 321). Die Erwartungen an deliberative Prozesse sind hoch. Das kommunikative Handeln, also die Gespräche, sollen zu einem rationalen Umgang beitragen; die deliberativen Prozesse sollen die BürgerInnen animieren, ihre Kompetenzen und Fähigkeiten als gute StaatsbürgerInnen weiterzuentwickeln und die deliberativen Ergebnisse sollen eine höherrangige Legitimität als die Ergebnisse anders gelagerter Willens- und Entscheidungsprozesse beanspruchen dürfen (vgl. ebd.). Die beiden Ansätze, partizipative und deliberative Demokratie, haben gemeinsam, dass sie sich auf den Input der politischen Prozesse unter Beachtung quantitativer und qualitativer Eigenschaften der politischen Willensbildung konzentrieren. Durch mehr Beteiligung, durch kommunikatives Handeln versuchen beide Ansätze das Wesen des Politischen zu erweitern bzw. zu verändern (vgl. Schmidt 2010: 237). Die beteiligungszentrierte Demokratie unterstellt den BürgerInnen die Fähigkeit zu mehr und besserer Beteiligung sowie zu mehr Beratschlagung. Weiter können die BürgerInnen den Wir-Denkstil vom Ich-Denkstil unterscheiden und besitzen eine Reihe von kommunikativen Kompetenzen. Die BürgerInnen sind die „Meister der Partizipation



in



öffentlichen



Angelegenheiten“



(Schmidt



2010:



241).



Diese



Voraussetzungen betrachten viele Kritiker jedoch auch sehr skeptisch. Bei dem beteiligungszentrierten Ansatz besteht die Gefahr der Überforderung von BürgerInnen. Diese werden in dieser Art von Demokratie stark gefordert, am politischen Leben teilzunehmen, sich zu informieren und zu beraten und einen Beschluss zu fassen. Es
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stellt sich immer wieder die Frage, ob die BürgerInnen überhaupt gehört werden bzw. gehört werden können? Und man fragt sich bisweilen, ob überhaupt das Interesse an politischen Fragen besteht. BürgerInnen sind häufig nur unter speziellen Bedingungen zu gemeinwohlorientiertem Handeln willig und fähig. Das Abstimmen von möglichst vielen Themen des politischen Lebens bedarf eines großen Zeitaufwands und dies ist von vielen nicht zu leisten. Die größte Gefahr besteht jedoch in der Entstehung von Ungleichheit. Nicht jeder Bürger und jede Bürgerin hat die Kompetenzen, um sich engagiert zu beteiligen oder kompetent Kommunikation zu führen. Oftmals sind nur diejenigen BürgerInnen dazu befähigt, die in einem hohen Maße politisch engagiert sind, über Sprachmächtigkeit und eine gute Argumentationsgabe verfügen. Das sind nur einige kritische Argumente, die gegen die beteiligungszentrierte Demokratie sprechen (vgl. ebd.: 246f.). Jedoch gibt es auch zahlreiche Stärken, die für ein Plädoyer zugunsten der beteiligungszentrierten Demokratie sprechen. Denn durch das hohe Maß an Partizipation können lösungsbedürftige Probleme früher angezeigt werden und somit kann dies als Frühwarnsystem angesehen werden (vgl. ebd.: 252). Es herrscht ein ständiger Dialog mit den BürgerInnen und somit können Entscheidungsalternativen von Seiten der BürgerInnen geformt werden, die eine hohe Legitimität und eine hohe Akzeptanz in der Gesellschaft mit sich bringen (vgl. Weber 2012: 233). Einige Theoretiker weisen darauf hin, dass die beteiligungszentrierte Demokratie in Form der schweizerischen Direktdemokratie verwirklicht werden kann. Die Befürworter beteiligungszentrierter



Demokratie



setzen



auf



mehr



direktdemokratische



Beteiligungsformen sowie auf die Nutzung neuer Kommunikationstechnologien. Ein Beispiel ist die im folgenden Kapitel thematisierte E-Demokatie.



2.5 E-Demokratie Die



elektronische



Demokratie



stellt



eine



Ergänzung



und



Erweiterung



der



repräsentativen Demokratie dar und beruht auf dem Ideal der partizipativen Demokratie (vgl. Zittel 2003: 179). Als E-Demokratie wird der Austausch von demokratischen Prozessen und Strukturen im Internet zwischen dem Staat und den BürgerInnen bezeichnet (vgl. Roleff 2012: 16). Also hat die elektronische Demokratie das Internet als technische Grundlage. Das Medium Internet bietet einen virtuellen Marktplatz, der einen freien Austausch von Informationen, Diskussionen und Abstimmungen aller BürgerInnen einer Gemeinschaft ermöglicht. Der Interaktionsraum Internet ähnelt dem Marktplatz der griechischen Polis. Das Internet ermöglicht es jedem/r BürgerIn
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SenderIn und EmpfängerIn zugleich zu sein. Die Kommunikation kann in großer Öffentlichkeit in „Echtzeit“ stattfinden (vgl. Zittel 2003: 176). In den 80er Jahren hatte Robert Dahl schon die Vermutung aufgestellt, dass durch den schnellen Wandel der Telekommunikationstechniken digitale Medien neue Formen für mehr Beteiligung der BürgerInnen in Zukunft ermöglichen werden (ebd.: 175). Die Unterkategorien der E-Demokratie sind das E-Government, E-Voting und die EPartizipation. Die hierarchische Abstufung ist dieselbe wie in der analogen Welt. EGovernment wird häufig synonym zur E-Demokratie verwendet, bezeichnet jedoch das Unterstützen und das Gestalten von Kommunikationsprozessen durch Informations- und Kommunikationstechnologien. Ziel des E-Government ist die Erfüllung und Vereinfachung administrativer Aufgaben, die Optimierung des politischen Prozesses, die Einsparung von Ressourcen sowie die Schaffung von mehr Transparenz und mehr BürgerInnenservice. Die E-Demokratie bezieht sich eher auf die Teilhabe der BürgerInnen. E-Partizipation umfasst die Beteiligung von Personen an Willens- und Entscheidungsprozessen



mit



Hilfe



von



Informations-



und



Kommunikationstechnologien. Diese Verfahren zur Beteiligung sind häufig bottom-upBewegungen und sollen die Inklusion der BürgerInnen in die politischen und gesellschaftlichen Prozesse fördern (vgl. Albrecht 2010: 51). Die UnterstützerInnen der elektronischen Demokratie fordern mehr Partizipation, Legitimität und Öffentlichkeit durch das Medium Internet, ohne dass die Zielwerte moderner Demokratien gefährdet werden. Die elektronische Demokratie verfolgt zwei theoretische Dimensionen: Einerseits die mikroanalytische Perspektive, die die Nutzung digitaler Medien als Bereicherung der politischen Kommunikation und Partizipation in Rechnung stellt, und andererseits die makroanalytische Perspektive, die den Einsatz von digitaler Medien als Modernisierung der etablierten, politischen Institutionen ansieht (vgl. Schmitt 2003: 182). „Regieren und Verwalten bedeutet nicht mehr nur noch Gesetzgebung und Amtsstube, sondern auch Bürgerhaushalt und Formular-Download. Gleichfalls bedeutet demokratische Staatsbürgerschaft nicht mehr nur Wählen und Demonstrieren, sondern auch voten und posten.“ (Roleff 2012: 20, Hervorhebungen im Original )



Die Beteiligung von Personen an demokratischen Prozessen kann vielfältig ausfallen. Aktivitäten, die von BürgerInnen ausgehen sind z.B.: Transparenz durch Dritte, Aktivismus, Kampagne, Lobbying und Beschwerden, Eingaben, Petitionen und Anfechtungen. Aktivitäten, die von Seiten der Verwaltung ausgehen, können Informationen,



Konsultationen



und



Kooperationen



sein.



Diese Formen



sind



25



Demokratie und Partizipation



Kennzeichen von E-Partizipation, können aber auch bei der „Offline-“Beteiligung angewendet werden (vgl. Albrecht 2010: 52). Die fortschreitende Digitalisierung der Gesellschaft führt zu einem Wandel von Beteiligungsmöglichkeiten



und



zu



einem



neuen



Kommunikations-



und



Interaktionsverhalten der Menschen. Die digitale Spaltung (digital divide) aber ist ein großes Problem und stellt eine große Herausforderung dar. Die BürgerInnen haben unterschiedliche Zugangsmöglichkeiten zum Internet: Es gibt Menschen mit Internetzugang und solche ohne Zugang. Laut dem Breitbandatlas 2011 besitzt Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern eine hohe Breitbandverfügbarkeit (88,6%), jedoch gibt es trotzdem in ländlichen Regionen so genannte weiße Flecken. Genauso sieht es 2011 laut (N)Onliner-Atlas bei der Nutzung des Internets aus. Männer nutzen das Internet häufiger als Frauen und jüngere häufiger als ältere Menschen. Menschen mit höherem Bildungsabschluss nutzen das Internet ebenfalls häufiger als Menschen mit niedrigerem Abschluss (vgl. Roleff 2012: 15f.). Die Ergebnisse des Breitbandatlas und des (N)Onliner-Atlas ähneln den Schlussfolgerungen der @factsStudie und der Studie „Typologie der Wünsche“ aus 2004/2005. Die Studien kamen zu dem Schluss, dass Menschen mit höherem Bildungsniveau das Internet eher für politische Angebote nutzen. Für Menschen mit niedrigen Bildungsabschlüssen spielen die Unterhaltungsangebote eine übergeordnete Rolle. Es ist auffällig, dass sich eine so genannte Elite herausbildet, die die politischen Angebote sowohl in traditioneller als auch in moderner Weise nutzt, um Informationen und Wissen zu erweitern. Die Elite zeichnet sich dadurch aus, dass sie eher an demokratischen Prozessen teilnimmt (vgl. Schenk/Wolf 2006: 258). In Bezug auf E-Demokratie und E-Partizipation kann gesagt werden, dass diese heutzutage als erprobt bewertet werden können. Besonders auf der kommunalen Ebene wird E-Partizipation ermöglicht. Viele Kommunen haben EPartizipationsangebote durchgeführt. Einige Formen von Beteiligung werden umgesetzt. Allerdings werden einzelne Formen, wie Kooperation, weniger unterstützt. Die Studie von Westholm aus dem Jahr 2009 zeigt, dass die BürgerInnen an politischen Themen interessiert sind, aber eher auf kommunaler (79%) als auf Bundesebene (59%). Jedoch zeigt die Studie auch, dass zwei Drittel der BürgerInnen sich eher passiv beteiligen und sich nicht aktiv für politische Themen engagieren. Die Beteiligung über das Internet nutzt nur eine gewisse „Elite“ von BürgerInnen. Die Studie zeigt jedoch auch, dass sich vermehrt junge Menschen für E-Partizipation begeistern lassen (vgl. Albrecht 2010: 55ff.). Sofern die sozialen Trennlinien überwunden werden können, sodass ein
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gleichberechtigter Zugang für Jedermann besteht, kann das Internet eine zusätzliche Alternative zu den herkömmlichen Methoden der Bürgerbeteiligung sein. Der Grundgedanke der E-Demokratie wurde durch das Demokratiekonzept Liquid Democracy weiterentwickelt und vertieft.



2.6 Liquid Democracy Die neuen Formen der Kommunikations- und Informationstechnologien bieten die Möglichkeit für eine Neugestaltung der in der E-Demokratie praktizierten Wechselbeziehung zwischen BürgerInnen und Repräsentanten. Liquid Democracy ist eine Mischform der in den Kapiteln zuvor beschriebenen Demokratiemodelle. Am ersichtlichsten sind in Liquid Democracy die Ansätze der repräsentativen und der direkten Demokratie wieder zu finden. Die Repräsentation als auch die direkte Beteiligung sind Seiten von Liquid Democracy. Aber auch die beteiligungszentrierte Demokratie fließt in Liquid Democracy mit ein. Liquid Democracy kann als Form der beteiligungszentrierten Demokratie beschrieben werden, da „jeder Bürger angehalten ist seine Ideen einzubringen und sich (nach Kräften) um sein Anliegen zu kümmern“ (Marques 2011: 14). Sofern sich die BürgerInnen eher für die direkte Beteiligung entscheiden, unterliegen sie dem Prinzip „im Sinne von Teilnehmen, Teilhaben, SeinenTeil-Geben und innerer Anteilnahme am Schicksal eines Gemeinwesens“ (Schmidt 2010: 236) ohne, dass ein Repräsentant tätig wird. Die Kommunikation und Beratschlagung spielen in der beteiligungszentrierten sowie in Liquid Democracy eine wesentliche Rolle (vgl. ebd.). Seit 2006 hat sich der Verein Public Software Group e.V. intensiv mit dem Thema der flüssigen Demokratie beschäftigt und entwickelte die Software Liquid Feedback im Sinne von Liquid Democracy stetig weiter. Besonders durch die Piratenpartei hat Liquid Democracy an Bekanntheitsgrad gewonnen, da die Partei eng mit der Idee verknüpft ist (vgl. Nitsche o.J.: 1f.). Liquid Democracy stellt eine Mischform aus der repräsentativen und direkten Demokratie dar. Die Idee von Liquid Democracy ist, dass das System der klassischen repräsentativen Demokratie flexibler gestaltet wird und direktdemokratische Elemente im politischen System ausgeweitet werden. Die BürgerInnen müssen so von Fall zu Fall entscheiden, inwiefern sie die eigene Stimme delegieren und wann sie selber abstimmen möchten. Das heißt, möchten sie, dass Repräsentanten Entscheidungen für sie treffen oder möchten sie sich selbst repräsentieren (vgl. Roleff 2012: 20). „Dem Allround-Politiker wird zunehmend die Fähigkeit abgesprochen über alle Sachfragen sinnvoll entscheiden zu können und
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Internet



wird



als



Instrument



angeführt,



das



(verlorengegangene)



Versammlungsprinzip von Urdemokratien (wieder) herzustellen“ (Marques 2011: 3). Die Einsatzmöglichkeiten von Liquid Democracy sind vielfältig und nicht nur auf politische Prozesse beschränkt. Paetsch und Reichert (2012) haben fünf zentrale Dimensionen von Liquid Democracy identifiziert. Die erste Dimension ist die „individuelle und themenspezifische Wahl einer Partizipationsstufe“ (Paetsch/Reichert 2012: 18). Hierbei geht es um die Möglichkeit der Delegation und die Entscheidung, an welchen Themen man sich selbst beteiligen möchte. Jeder kann selber entscheiden, auf welcher Sprosse der Partizipationsleiter er sich befinden möchte. Zudem gibt es die Möglichkeit abzustimmen, an Vorschlägen mitzuarbeiten bzw. eigene Vorschläge zu initiieren oder sich als Delegierter zur Verfügung zu stellen (ebd.). Die zweite Dimension ist der „öffentliche Diskurs im Sinne einer deliberativen Demokratie“ (ebd: 19). Zentrale Voraussetzung ist der öffentliche Diskurs, der für alle zugänglich ist. Der Austausch ist die Grundlage für demokratische Diskurse und Entscheidungen. Es sollen möglichst viele Personen an diesen Diskursen beteiligt werden. Mittels des Internets kann sich potenziell jeder beteiligen und einbringen. Gleichberechtigung wird dadurch geschaffen, dass Liquid Democracy moderationsfrei abläuft. Das heißt, jeder kann seine Meinung frei äußern (vgl. Marques 2011: 13f.). Die dritte Dimension bezeichnet die kollaborative Textentwicklung. Die BürgerInnen sollen im gemeinsamen Prozess ausarbeiten, wie das angestrebte Ziel erreicht werden soll. Zum Beispiel können ein Gesetzestext, eine Stellungnahme oder Anträge gemeinsam verfasst werden. Jedoch liegen diesem Prozess besondere demokratische Prinzipien und Regeln zu Grunde, die die jeweiligen Sozialen Werkzeuge der Liquid Democracy Praxis vorgeben (vgl. Paetsch/Reichert 2012: 19). Die vierte Dimension ist der „dynamische Wechsel zwischen Repräsentation und direkter Beteiligung“ (ebd.). Mit dieser Dimension ist das Delegated Voting gemeint, das die Delegation über mehrere Stufen bezeichnet. Das Konzept der Möglichkeit zur Delegation seiner Stimme wurde schon 1884 von Lewis Caroll mit der Idee des Delegated Voting beschrieben. Damals fand dieses Verfahren jedoch keinen Einsatz und wurde jetzt in der Idee von Liquid Democracy wieder aufgenommen und erweitert (vgl. darkbln 2011: 1). Der Einzelne hat die Möglichkeit, sich fließend in dem Prozess zu bewegen, in dem er sich direkt beteiligt oder seine Stimme delegiert und jemand anders in seinem Auftrag abstimmt. Die Delegation kann jederzeit widerrufen oder neu verteilt werden bzw. ist es auch möglich, den Delegierten mit seiner eigenen Stimme zu überstimmen. Diese Möglichkeiten sollen einen Schutz
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vor Missbrauch durch den Delegierten bieten (vgl. Marques 2011: 9). Die Delegation ist bei Liquid Democracy zum Prinzip erhoben. Die Stimme kann an jemanden delegiert werden, der der „Experte“ in gewissen Sachfragen ist, so dass dieser im Sinne der vertretenen Interessen Entscheidungen trifft. Feste Wahlperioden, wie sie in der repräsentativen Demokratie vorgesehen sind, sind kein Bestandteil von Liquid Democracy. Jederzeit soll eine aktive Einmischung stattfinden. Die Entscheidung, ob man sich wie in einer repräsentativen oder wie in einer direkten Demokratie verhält, liegt bei jedem selbst. Diese Entscheidung kann auch von Thema zu Thema variieren. Somit entsteht ein fließender Übergang zwischen repräsentativer und direkter Demokratie (vgl. Nitsche o.J.: 1f.). Die letzte und damit fünfte Dimension ist die „Einbindung des zivilgesellschaftlichen Engagements“ (vgl. Paetsch/Reichert 2012: 20). Diese Dimension beschreibt die Einbindung von Verbänden, Gewerkschaften und Interessengruppen, die durch Kampagnen Mitglieder zur Teilnahme mobilisieren können. Interessengemeinschaften können sich darüber hinaus zu jedem Thema neu formieren bzw. können sich auch themenübergreifende Netzwerke formen. Ziel sollte es sein, das gesellschaftliche Engagement in die Beteiligungsprozesse einzubinden, um somit einen besseren Zugang in politische Entscheidungsprozesse zu verwirklichen (ebd.). Liquid Democracy bietet den BürgerInnen eine neue Form der Beteiligung. Diese Form von Demokratie findet sich in unterschiedlichen Softwarelösungen wieder, wie die von der Piratenpartei genutzte Software „Liquid Feedback“ oder die von der SPD, InternetEnquete oder von der Linkspartei genutzte Software „Adhocracy“. Im Folgenden soll die Software Liquid Feedback näher erläutert werden, da diese die Grundlage von Liquid Friesland ist.



2.6.1 Liquid Feedback Liquid Feedback ist eine Software, die im Oktober 2009 von der Public Software Group e.V. entwickelt wurde und seit Anfang 2010 von der Piratenpartei zur Ausarbeitung von politischen Positionen genutzt wird. Die Software verwirklicht die Liquid DemocracyIdee. Der Kern dieser Software ist, dass nicht nur Abstimmungen erfolgen, sondern der vorhergehende Diskurs eine wesentliche Voraussetzung für die Entscheidung darstellt (vgl. Nitsche o.J.: 2). Liquid Feedback ist eine Anwendung von computervermittelter Internetkommunikation und kann kaum auf Vorerfahrungen aufbauen. Entstanden ist eine Softwarelösung, die der „Generierung und Strukturierung von Meinungs- und
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Willensbildungsprozessen im Netz“ (vgl. Odenbach 2012: 82) dienen soll. Die Plattform kann quantifizierbare Meinungsbilder erstellen, was die Transparenz fördern soll. Im Gegensatz zu anderen Kommunikationskanälen ist es nur akkreditierten Personen erlaubt, an Liquid Feedback teilzunehmen (vgl. ebd.: 83). Die Entwickler haben das Ziel, dass durch Liquid Feedback „ein strukturiertes Feedback, ein formalisierter gesellschaftlicher Diskurs, der viel feingliedriger und unmittelbarer wirkt als der bekannte Prozess aus Verlautbarung, Medienecho, Stammtischdiskussion, Meinungsumfrage und Wahlergebnis“ (Nitsche o.J.: 2) entsteht. Vorschläge sollen durch



kleine



Teams



erarbeitet



und



weiterentwickelt



werden,



allerdings



ist



sicherzustellen, dass alle Personen die Möglichkeit haben: o o o



„Kenntnis zu erlangen, durch Anregungen Einfluss auf die Weiterentwicklung eines Vorschlags zu nehmen, an der abschließenden Abstimmung teilnehmen können“ (ebd.).



Die Software ist in Themenbereiche aufgeteilt. Jeder einzelne kann einen Text einstellen, der zur Abstimmung gestellt wird. Dieser eingestellte Text wird auch Initiative genannt. Es können auch Gegeninitiativen gestartet werden, die mit der Anfangsinitiative ein Thema ergeben. Der Initiator der Ausganginitiative bestimmt in welchem Themenbereich die Initiativen behandelt werden (vgl. Jabbusch 2011: 56). Jeder Teilnehmer hat die Möglichkeit, eine Initiative zu starten und behält dabei auch die Bearbeitungshoheit. Der Ablauf in Liquid Feedback läuft über vier Phasen. In der Phase „Neu“ werden Initiativen eingestellt, die in einem gesetzten Zeitraum ein 10% Quorum erreichen müssen, damit sie in die nächste Phase „Diskussion“ weitergeleitet werden. Initiativen, die das Quorum nicht erreichen, werden nicht weiter behandelt (vgl. ebd.: 58). Der Autor einer Initiative erhält nach der Einstellung während der Diskussionsphase quantifizierte Rückmeldungen über mögliche Zustimmungen und über das Potenzial einer Zustimmung bei Umsetzung bestimmter Anregungen. Dem Autor obliegt die Entscheidung für die Umsetzung der Anregungen (vgl. Nitsche o.J.: 3). Die Teilnehmer können einem Entwurf zustimmen, aber können auch Bedingungen formulieren und diese Anforderungen mit ihrem Stimmgewicht belegen. Falls eine Anforderung schon existiert, besteht die Möglichkeit das eigene Stimmgewicht hinzuzufügen. Damit die Anforderung realisiert wird, ist es empfehlenswert sich einer bereits bestehenden Anforderung anzuschließen (vgl. ebd.). Im System können alle vorhandenen Anregungen wie folgt bewertet werden:
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notwendige Bedingungen für eine Zustimmung („bei Realisierung dieser Bedingung würde ich zustimmen“),



o



Indikation der Präferenzsteigerung unterstützenswerter“),



o



Indikation der Präferenzsenkung („ich würde zwar weiterhin zustimmen, dies aber als Verschlechterung ansehen“),



o



hinreichende Bedingung für das Entziehen der Zustimmung („bei Realisierung dieser Änderung ziehe ich meine Unterstützung zurück“) (ebd.).



(„dies



macht



den



Vorschlag



noch



Sofern eine neue Version des Antrags veröffentlicht wird, werden alle Teilnehmer umgehend informiert, damit ein Versionsvergleich stattfinden kann und die Teilnehmer ihre Unterstützung ändern und bewerten können, ob ihre Bedingung als umgesetzt angesehen wird. Das Feedback mit seinen Informationen sieht folgendermaßen aus: o



„Zahl derzeit vorbehaltloser Unterstützer



o



Zahl der derzeit vorbehaltlosen Unterstützer, die den letzten Entwurf schon gesichtet haben



o



Gesamtzahl der potentiellen Unterstützer



o



Angaben über die Anzahl von Anhängern und Gegnern einzelner Anregungen entsprechend der oben genannten Feedback-Klassifizierung sowie Korrelationen zwischen Anregungen“ (ebd.).



Sofern ein Teilnehmer seine Anregung nicht umgesetzt sieht, kann er als Initiator einer neuen Initiative eintreten, beziehungsweise wenn ein Teilnehmer das Vorhaben ablehnt, kann er eine eigene Initiative starten oder Gegenvorschläge unterstützen (vgl. ebd.). Die transitive Delegation, die beim Liquid Democracy Ansatz eine wesentliche Bedeutung hat, ist in der Softwarelösung ebenfalls vorgesehen. Nutzt ein Teilnehmer sein eigenes Stimmrecht, wird die Delegation für diese jeweilige Phase hinfällig. Die Entwickler erachten den Einfluss eines Moderators in demokratischen Prozessen als zu hoch an und haben sich deswegen für eine moderationsfreie Lösung entschieden. Die Teilnehmer kontrollieren ihr Handeln durch die vorhandene Transparenz selbst (vgl. ebd.). An die Diskussionsphase schließt sich die Phase „Eingefroren“ an. In dieser Phase kann der Text der Initiative nicht mehr verändert werden. Dies soll verhindern, dass der Initiator ohne Kenntnis der anderen Unterstützer den Text vor der Abstimmung verändert. Die Unterstützer können sich in dieser Phase final überlegen, welche Initiative sie unterstützen wollen (vgl. Jabbusch 2011: 58). Daran schließt sich die Abstimmungsphase an. Für die Abstimmungsphase und das Wahlverfahren haben sich die Entwickler für die Schulze-Methode und deren
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Eigenschaft der Klonresistenz entschieden.2 Wesentlich beim Wahlverfahren ist, dass der Teilnehmer eine Präferenzreihenfolge mehrerer Anträge erstellen kann. Hierbei können mehrere Anträge auch gleichbehandelt werden, zum Beispiel zwei Favoriten oder mehrere Ersatzwünsche. Für die Auszählung stehen zunächst die Summe der Zustimmungen und die der Ablehnungen im Vordergrund. Die nicht mehrheitsfähigen Anträge werden verworfen. Die verbliebenen Anträge werden nach der SchulzeMethode in eine Rangfolge gestellt. Als angenommen gilt der Antrag mit dem höchsten Rang (vgl. Nitsche: o.J.: 4.). Der Einsatz dieser Methode hat den Sinn, dass niemand gezwungen werden soll, durch „Schaffung von Mehrheiten schon im Vorfeld faule Kompromisse“ (ebd.) eingehen zu müssen. Um das System vor Manipulation zu schützen und genügend Transparenz zu schaffen, werden nach den Abstimmungen alle Abstimmungsdaten offen gelegt, dazu zählt auch wer mit welcher Vollmacht gewählt hat. Durch diese Transparenz kann jeder Teilnehmer sich über die Korrektheit der Ergebnisse informieren. Liquid Feedback bietet die Möglichkeit der Nutzung von Pseudonymen, hält diese jedoch nicht für sinnvoll, da eine geheime Wahl mittels des Computers eine Illusion sei (vgl. ebd.). Liquid Feedback ist für die Öffentlichkeit zugänglich und kann auch von Parteien, Stiftungen,



Vereinen,



Gebietskörperschaften



und



Nichtregierungsorganisationen



kostenfrei genutzt werden. Der Landkreis Friesland nutzt die Möglichkeit der Verwendung



von



Liquid



Feedback.



Im



nächsten



Kapitel



wird



die



Bürgerbeteiligungsplattform Liquid Friesland, die die Software Liquid Feedback verwendet, dargestellt.



2.6.2 Liquid Friesland Die



Software



Liquid



Feedback



wird



seit



November



2012



in



der



Bürgerbeteiligungsplattform Liquid Friesland eingesetzt. Der Landkreis Friesland ist damit weltweit die erste Kommune, die Liquid Feedback zur Online-Bürgerbeteiligung nutzt. Der Landrat Sven Ambrosy suchte Möglichkeiten, die BürgerInnen des Landkreises Frieslands zusätzlich zu beteiligen. Liquid Friesland soll einen zusätzlichen Anreiz schaffen, als BürgerInnen am politischen Geschehen teilzuhaben. Für die KommunalpolitikerInnen stellt es zusätzlich ein Instrument zur Erstellung von Meinungsbildern dar. Die PolitikerInnen erfahren durch Liquid Friesland mehr über den



2



In dieser Arbeit wird nicht weiter auf die Schulze-Methode eingegangen, da dies den Rahmen dieser Forschungsarbeit sprengen würde und für die weitere Arbeit nur von geringer Bedeutung ist.
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Willen und die Ideen der BürgerInnen und können somit ihre Meinungsbildung bereichern (vgl. Landkreis Friesland 2013: 4). Die Plattform Liquid Friesland ist für alle BügerInnen ab 16 Jahren des Landkreises Friesland



konzipiert.



Es



wird



ihnen



die



Möglichkeit



gegeben,



sich



an



kommunalpolitischen Themen sowie Themen der Städte und Gemeinden im Landkreis Friesland zu äußern. Die BürgerInnen müssen sich mittels eines Formulars im Internet registrieren. Durch Angaben, wie z.B. Name, Ort und Geburtsdatum, wird die Person identifiziert und erhält wenige Tage nach der Registrierung einen Zugangscode per Post zugeschickt. Bei einer möglichen Erweiterung gibt es neben der Kreisebene zusätzlich die Option, sich auf Stadt- oder Gemeindeebene zu beteiligen (vgl. Landkreis Friesland 2012: 2). Die



so



genannten



„weißen



Flecken“



ohne



Internetzugang



werden



durch



Förderprogramme des Landkreises unterstützt, damit diese ebenfalls an Liquid Friesland teilhaben können. Für diejenigen, die keinen Internetzugang haben, stellt die Verwaltung drei Alternativen zur Verfügung. Die erste Variante ist weiterhin die gesetzlich normierte Möglichkeit, sich schriftlich an den Landkreis zu wenden. Sofern der Wunsch besteht, die Eingabe im Internet öffentlich zur Diskussion stellen zu lassen, kann die Kreisverwaltung diesem Wunsch entsprechen und diese Eingabe online stellen. Allerdings kann der Initiator auf Grund des fehlenden Internetzugangs keine Änderungsvorschläge entgegennehmen (vgl. ebd.: 2f.). Die zweite Möglichkeit für Personen ohne Internetzugang besteht darin, dass diese öffentliche Internetzugänge benutzen, um an der Bürgerbeteiligungsplattform teilzunehmen (vgl. ebd.). Die dritte Option besteht in der Delegation der Stimme. Einen schriftlichen Antrag zur Delegation der Stimme kann die Kreisverwaltung jederzeit entgegennehmen. Der Antragssteller muss dann einen Delegierten benennen, der die Stimme verwalten soll. Jedoch besteht auf Grund des fehlenden Internetzugangs keine Möglichkeit zur Veränderung der Delegation, wie z.B. ein Rückzug der Stimmübertragung bei einzelnen Themen. Die Kreisverwaltung gibt allerdings die Gelegenheit per schriftlichem Antrag jederzeit das Benutzerkonto zu löschen oder die Stimme auf eine andere Person zu übertragen (vgl. ebd.). Gegenstand der Beteiligung sind Themen für die der Landkreis Friesland zuständig ist. Liquid Friesland bietet zwei Wege zur Themenbehandlung. Der erste Weg sind Vorlagen, die die Kreisverwaltung in der Plattform zur Diskussion stellt. Neben den
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einzelnen Gremien haben die NutzerInnen von Liquid Friesland die Möglichkeit sich über die Vorlagen des Kreises auszutauschen (vgl. ebd.). Der zweite Weg sind eigene Initiativen der BürgerInnen. Die Initiativen der BürgerInnen müssen ein 10% Quorum erlangen, um zur Abstimmung zugelassen zu werden. „Als erforderliches Quorum wird definiert, dass mindestens zehn Prozent der NutzerInnen, die für das jeweilige Thema Interesse angemeldet haben, diese Initiative unterstützen oder zumindest verfolgen“ (ebd.: 5). Somit werden Initiativen, die zu wenig Zustimmung erhalten und nicht von Interesse sind, direkt aussortiert. Die Laufzeit einer Initiative liegt bei sechs Wochen und wird bei erfolgreichem Abschluss als Anregung nach §34NKomVG gewertet (vgl. ebd.: 4). Eine Initiative durchläuft mehrere Phasen. Zunächst befindet sich die Initiative in der Neuphase, in der die Teilnehmer bewerten, ob die Initiative als diskussionswürdig gezählt wird. Wenn das 10% Quorum erreicht wird, wird die Initiative in die Diskussionsphase überführt. In der Diskussionsphase besteht die Möglichkeit, Änderungsvorschläge zu machen. Der Initiator erhält ein Feedback und kann Änderungen, sofern er diese für nötig hält, in seine Initiative einarbeiten. Anschließend werden die Initiativen in die Phase „Eingefroren“ überführt. In dieser Phase können keine Änderungen mehr vorgenommen werden und die Teilnehmer können über den endgültigen Entwurf der Initiative abstimmen. Bei der Schlussabstimmung gilt ebenfalls das Erreichen des 10% Quorums, damit eine Initiative Erfolg hat (vgl. ebd.: 4f.). Bürgerbeteiligung hat nur einen Sinn, wenn diese auch Erfolg hat und die Ergebnisse spürbar sind. Auf Grund dessen ist es wichtig, dass der Landkreis Friesland als Reaktion auf die zusätzliche Möglichkeit der Bürgerbeteiligung via Online-Instrumente gewährleistet, dass der Input der BürgerInnen auch sichtbar abgebildet wird. Jedoch können die „gesetzlich vorgegebenen Entscheidungsregeln (formale Beschlüsse durch Kreisgremien) nicht ausgehebelt werden“ (ebd.: 5). Der Kreistag trifft abschließende Entscheidungen bezüglich der Ergebnisse aus Liquid Friesland. Jedoch hat er sich dazu verpflichtet, die Ergebnisse aus der Vorlagendiskussion als Meinungsbild entsprechend des §35 NKomVG zur Kenntnis zu nehmen und im Protokoll festzuhalten (vgl. ebd.). Der §35 NKomVG beinhaltet: „Die Vertretung kann in Angelegenheiten der Kommune eine Befragung der Bürgerinnen und Bürger beschließen. Satz 1 gilt nicht in Angelegenheiten einzelner Mitglieder der Vertretung, des Hauptausschusses, der Stadtbezirksräte, der Ortsräte und der Ausschüsse sowie der Beschäftigten der Kommune. Einzelheiten sind durch Satzung zu regeln.“ (ebd.: 6)
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Die eingebrachten Initiativen der BürgerInnen, die abschließend erfolgreich mit dem entsprechenden Quorum abgeschlossen werden, werden als Anregung nach §34 NKomVG und §8 Abs. 4 der Hauptsatzung des Landkreises Friesland3 im Kreistag aufgenommen



und



behandelt.



Anregungen



nach



34§NKomVG



können



selbstverständlich auch weiterhin per Post und Mail an den Landkreis Friesland gerichtet werden und sind unabhängig von Liquid Friesland (vgl. ebd.). Der §34 NKomVG und § 8Abs.4 nach der alten Fassung der Hauptsatzung des Landkreises Friesland beinhalten Folgendes: „§ 34 Anregungen, Beschwerden Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Kommune an die Vertretung zu wenden. Die Zuständigkeiten des Hauptausschusses, der Ausschüsse der Vertretung, Stadtbezirksräte und Ortsräte und der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten werden hierdurch nicht berührt. Die Vertretung kann dem Hauptausschuss die Prüfung von Anregungen und die Erledigung von Beschwerden übertragen. Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist darüber zu informieren, wie die Anregung oder die Beschwerde behandelt wurde. Einzelheiten regelt die Hauptsatzung.“ „§ 8Abs. 4 Hauptsatzung des Landkreises Friesland: „Für die Erledigung der Anregungen und Beschwerden ist der Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließlich gemäß § 36 Abs. 1 NLO zuständig ist. Zur Vorbereitung der Erledigung können der Kreistag bzw. der Kreisausschuss Anregungen und Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. Der Kreisausschuss hat den Kreistag über die Art der Erledigung des Antrages zu unterrichten.“ (ebd.)



Die NutzerInnen von Liquid Friesland können die Entscheidungen über die Initiativen auf der Website des Landkreises Friesland einsehen. Zudem wird dort aufgeführt, wann und wie sich die einzelnen politischen Gremien mit den Themen befassen und welche Entscheidungen diesbezüglich getroffen wurden (vgl. ebd.). In der folgenden Abbildung wird das Ablaufschema von Liquid Friesland grafisch dargestellt:



3



Der §8 Abs. 4 der Hauptsatzung des Landkreises Friesland ist eine veraltete Fassung. Nach der Neufassung der Hauptsatzung von November 2011 werden Anregungen nach dem §7 Abs. 4 der Hauptsatzung des Landkreises Friesland in den Kreistag aufgenommen und bearbeitet. Der §7 Abs. 4 der Hauptsatzung lautet wie folgt: „Für die Erledigung der Anträge ist der Kreisausschuss zuständig, es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließlich gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG zuständig ist. Zur Vorbereitung der Erledigung können der Kreistag bzw. der Kreisausschuss Anträge zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. Der Kreisausschuss hat den Kreistag über die Art der Erledigung des Antrages zu unterrichten.“
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Kreisverwaltung stellt Vorlage in LF ein, parallel zur ersten Beratung im Fachausschuss = erzeugt ein Thema



Bürger stellen einen Antrag in LF ein =erzeugt ein Thema



Bürger können innerhalb des Themas Änderungsvorschläge zur ursprünglichen Vorlage oder auch alternative Anträge zur Abstimmung stellen = das Thema wird breiter



Bürger können innerhalb des Themas Änderungsvorschläge zur ursprünglichen Vorlage oder auch alternative Anträge zur Abstimmung stellen = das Thema wird breiter



Rechtzeitig vor der entscheidenden Kreistagssitzung wird der Status aller Anträge im Thema eingefroren, in diesem Stadium sind keine Änderungen mehr möglich. Anschließend können Bürger abstimmen.



Das Thema und seine evtl. alternativen Anträge durchlaufen den festen Antragsprozess, werden schließlich eingefroren, in diesem Stadium sind keine Änderungen mehr möglich. Anschließend können Bürger abstimmen.



Die Kreisverwaltung informiert den Kreistag über das Ergebnis. Die Abstimmung über die ursprüngliche Vorlage geht als Meinungsbild analog §35 NKomVG in die Beratungen ein und wird protokolliert. Etwaige alternative Anträge werden bei erfolgreicher Abstimmung als Anregung nach §34 NKomVG gewertet und fließen entweder direkt in die Entscheidung ein oder werden dem nächsten Fachausschuss vorgelegt.



Erfolgreiche Anträge werden als Anregung nach §34 NKomVG gewertet und dem nächsten Fachausschuss, der für dieses Thema zuständig ist, vorgelegt.



Entscheidung Verbindlich entscheiden können nur der Kreistag und seine Ausschüsse, die durch Liquid Friesland um Meinungsbilder und neue Anträge bereichert werden. Die jeweilige Entscheidung wird in Liquid Friesland dargestellt, so dass die Nutzer erfahren, was aus ihren Anträgen geworden ist.



Abbildung 1: Ablaufschema von Liquid Friesland



(Landkreis Friesland 2012: 7)
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Im Juni 2013 wurde vom Landkreis Friesland ein erster Evaluationsbericht veröffentlicht. Dieser enthält lediglich statistische Angaben zum derzeitigen Stand von Liquid Friesland. Seit dem 9. November 2012 hat der Landkreis Friesland von 83.817 möglichen (Stand 12.2012) 761 Zugangscodes versandt. Von den 761 Zugangscodes wurden bis zum 14.7.2013 503 Zugänge aktiviert. Zudem zeigt sich, dass 43,23% der NutzerInnen, die ihren Zugang aktiviert haben, mindestens 50 Jahre alt sind (Stand 2.4.2013). Das bedeutet, dass die Teilnehmer bis 50 Jahre eher unterpräsentiert und die Teilnehmer ab 50 Jahre überpräsentiert sind. Im Geschlechtervergleich zeigt sich, dass die männliche Bevölkerung sich eher an Liquid Friesland beteiligt als die weibliche Bevölkerung. 22% der registrierten NutzerInnen sind Frauen und 78% sind Männer (Stand 28.03.2013). In der regionalen Aufteilung gibt es ein Nord-Süd-Gefälle. Laut der Auswertung vom 2.04.2013 sind die Kommunen im nördlichen Landkreis überpräsentiert und die Stadt Sande und die Kommunen im südlichen Kreisgebiet unterpräsentiert. Besonders auffällig ist die Teilnehmerschaft in der Stadt Jever, die besonders hoch ist (vgl. Landkreis Friesland 2013: 7). Bei der Auswertung des Aktivitätsniveaus vom 10.03.2013 waren von den 458 zu diesem Zeitpunkt registrierten NutzerInnen 291 Personen bei mindestens einem Thema aktiv. Das bedeutet, dass ein relativ hohes Aktivitätsniveau von 63,5% besteht, aber wiederum auch eine große Teilnehmergruppe nur reine Beobachter sind. 39,9% bzw. 183 TeilnehmerInnen haben sich bei mindestens zwei Themen und 25,3% bzw. 116 TeilnehmerInnen bei mehr als zwei Themen aktiv beteiligt. 19 Personen haben bis zu diesem Zeitpunkt eine eigene Initiative gestartet (vgl. ebd.: 8). Ihre eigene Stimme delegiert, haben bis zu dem Stichtag 10.03.2013 lediglich drei TeilnehmerInnen. Dies zeigt, dass die Option der Delegation bei den TeilnehmerInnen momentan noch keine Rolle spielt (vgl. ebd.). Seit dem Start bis zum Stichtag 16.05.2013 wurden von den NutzerInnen 44 Themen diskutiert. In der Abstimmung gewonnen haben 30 Themen bzw. die darin enthaltenen Initiativen. Von den 44 Themen haben zwei Themen keinen Erfolg gehabt und acht Themen wurden auf Grund des geringen Interesses abgebrochen. Vier weitere Themen waren bis zum 16.05.013 noch in den unterschiedlichen Phasen und somit noch nicht beendet (vgl. ebd.: 5). Der Evaluationsbericht zeigt, dass die 90-9-1 Regel von Jakob Nielsen auch auf Liquid Friesland zutrifft. Ein Prozent der NutzerInnen initiieren demnach Anträge, neun
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Prozent arbeiten und diskutieren über diese Inhalte und 90 Prozent beobachten die Inhalte ohne selbst aktiv zu werden. Laut der Auswertung liegt Liquid Friesland in Sachen Interaktion über dem Niveau der definierten Regel (vgl. ebd.: 6). Ziel des Landkreises Friesland ist es, den 90 Prozent der nur beobachtenden TeilnehmerInnen durch einen guten und vielfältigen Zugang, die Möglichkeit zu mehr Bürgerbeteiligung zu geben, „die sie nutzen können, wenn sie wollen“ (ebd.: 6).



3 Empirische Untersuchung Das



Kapitel



Empirische



Forschungsdesign Erhebungsinstrument



Untersuchung



befasst



(Evaluationsforschung), sowie



mit



der



der



Erhebung,



sich



mit



dem



quantitativen



Onlinebefragung der



Auswertung



als und



dem den



Untersuchungsergebnissen.



3.1 Das quantitative Forschungsdesign: Evaluationsforschung Zur Beantwortung der Frage, ob „Mehr Bürgerbeteiligung durch die Onlineplattform Liquid Friesland“ möglich ist, ist eine methodische Vorgehensweise im Rahmen der quantitativen Sozialforschung erforderlich. Der Grundpfeiler der quantitativen Forschung ist das „Messen, Zählen, Wiegen“ (Raithel 2008: 8). Die quantitative Forschung versucht, mit Zahlen die soziale Wirklichkeit zu erklären. Die Subjektivität soll möglichst vermieden werden, da das Ziel besteht, objektiv an Ergebnisse zu gelangen (vgl. Schirmer 2009: 58). Es sollen gewisse Merkmale, wie Einstellungen, Meinungen und Verhalten, in messbare Größen umgewandelt werden, um Vergleiche zwischen den Befragten zu erstellen. Durch Statistiken werden die sozialen Daten also messbar und vergleichbar (vgl. ebd.: 66f.). Das Interesse liegt darin, zu erfahren, wie die Meinungen und Einstellungen der NutzerInnen der Bürgerbeteiligungsplattform Liquid Friesland ausfallen. Mit den Angaben der befragten Personen werden die Zufriedenheit, das Beteiligungsverhalten sowie die Verbesserungsmöglichkeiten beschrieben, um frühzeitig mögliche Probleme bei Akzeptanz und Nutzerverhalten zu erkennen. Mittels einer Onlinebefragung sollen die TeilnehmerInnen ihre Einschätzung zu Liquid Friesland abgeben. Da eine Bewertung der Plattform im Vordergrund steht, wird die Evaluationsforschung angewendet. Evaluationsforschung umfasst alle forschenden Aktivitäten, die auf eine Bewertung hinsichtlich des Erfolges bestimmter Maßnahmen oder eine Analyse
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bestehender Institutionen oder Strukturen abzielen (vgl. Bortz/Döring 2006: 96f.). Nach Kromrey sind Evaluationen „eine methodisch kontrollierte, verwertungs- und bewertungsorientierte Form des Sammelns und Auswertens von Informationen“ (Kromrey 2001: 112). Diese Art der Evaluation ermittelt „subjektive Werturteile anhand explizit vorgegebener spezifischer Kriterien ebenso wie allgemeinere Zufriedenheitsoder Unzufriedenheitsäußerungen oder auch Akzeptanzinformationen“ (ebd.: 107). Es gibt unterschiedliche Klassifikationen für Evaluationen. Im Groben sind dabei Programm-, Entwicklungs- und das Kontrollparadigma zu unterscheiden (vgl. ebd.: 114f.; Stockmann 2006: 17f.). Dieses Forschungsvorhaben stimmt weitgehend mit dem Kontrollparadigma überein. Ziel ist es, das bestehende Projekt Liquid Friesland zu kontrollieren und durch frühzeitige Korrekturmaßnahmen Veränderungen einzuleiten. Es soll Handlungswissen für die Praxis zur Verfügung gestellt werden. Diese Art der Forschung nennt man auch Begleitforschung, die überwiegend formativ angelegt ist (Stockmann 2006: 18). Das formative, also aktiv-gestaltende, prozessorientierte, konstruktive



und



kommunikationsfördernde



Evaluationskonzept



dieses



Forschungsvorhabens zielt darauf ab, mögliche Verbesserungen zu initiieren. Neben der Kontroll- und Lernfunktion steht vor allem die Erkenntnisfunktion im Vordergrund, da entscheidungsrelevante Daten erhoben werden, die die Akzeptanz von Liquid Friesland erfassen helfen (allgemein vgl. ebd.: 19f.). Die laufenden Interventionen/Programme sollen durch die Evaluation gestützt, modifiziert und verbessert werden. Aus den gewonnenen



Erkenntnissen



kann



der



Landkreis



Friesland



dann



Steuerungsentscheidungen ableiten und Änderungen vornehmen (allgemein vgl. Stockmann/Meyer 2010: 73). Neben den gängigen Gütekriterien (Objektivität, Reliabilität und Validität) gelten in der Evaluationsforschung zusätzliche Standards, die zu beachten sind. Diese sind Nützlichkeit, Durchführbarkeit, Fairness und Genauigkeit, die sich im Einzelnen noch einmal in Einzelstandards unterteilen lassen. Die Nützlichkeitsstandards beziehen sich darauf, dass die Evaluation für den Landkreis Friesland auch einen Informationswert besitzt und sich der Evaluationszweck auf das Projekt Liquid Friesland konzentriert. Die Durchführbarkeitsstandards beinhalten, dass die Evaluation realistisch, gut durchdacht, diplomatisch und kostengünstig durchgeführt wird. Dieses Kriterium wurde eingehalten, indem das Projekt gut geplant und in Absprache mit dem Landkreis Friesland kostengünstig gehalten wurde. Der Fairnessstandard bezieht sich darauf, dass rechtlich und ethisch korrekt gearbeitet und respektvoll mit den TeilnehmerInnen
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umgegangen wird. Dieses Kriterium wurde in Zusammenarbeit mit Frau Prof. Dr. Griese und dem Landkreis Friesland bearbeitet, so dass diesbezüglich keine Schwierigkeiten auftreten werden. Der Genauigkeitsstandard fordert, dass gültige Informationen und Ergebnisse hervorgebracht und diese im Forschungsbericht vermittelt werden. Der Forschungsbericht wird anschließend dem Landkreis Friesland zur Verfügung gestellt (vgl. DeGEval 2002:10ff.).



3.2 Das Erhebungsinstrument: die Onlinebefragung Das Instrument Fragebogen ist für das vorliegende Forschungsvorhaben zu verwenden, da Einstellungen und Nutzungsverhalten von den TeilnehmerInnen von Liquid Friesland ermittelt werden sollen. Da das Forschungsvorhaben eine Evaluation ist, werden neben Beschreibungen auch Bewertungen in den Fragebogen integriert (vgl. Bortz/Döring 2006: 253). Damit die Datenerhebung weitgehend fehlerfrei verläuft, müssen einige Voraussetzungen im Vorfeld der Erhebung sichergestellt werden. Dazu zählt, dass im Vorfeld Schwierigkeiten bzw. Nachteile der Methode abgewogen werden, um bewusst die Konstruktion des Fragebogens vorzunehmen. Ferner ist eine intensive Einarbeitung in die Thematik besonders wichtig für die Fragebogenerstellung. Die Gesamtheit relevanter Strukturen soll durch die komplexe Einarbeitung aufgezeigt werden (vgl. Raithel 2008: 67), hier dokumentiert der theoretische Teil der Arbeit die Auseinandersetzungen im Vorfeld der Konzeption des Fragebogens). Ein breites Wissensspektrum erhöht die Qualität der Befragung und gewährleistet die standardisierte



Auswertung



nach



den



methodischen



und



methodologischen



Gesichtspunkten der quantitativen Forschung. Ziel ist es, einen hohen Grad an Reliabilität, Objektivität und Validität zu erreichen. Die Reliabilität bezeichnet, wie zuverlässig und verlässlich eine Erhebungsmethode die Ergebnisse erzielt. Mit der Reliabilität wird ausgesagt, wie verlässlich das Messinstrument ist. Quantitative Forschung versucht durch Standardisierung ein hohes Maß an Zuverlässigkeit zu erreichen (vgl. ebd.: 72). Messinstrumente, die bei mehrmaliger Wiederholung nicht die gleichen Ergebnisse anzeigen, sind nicht reliabel. Die Stabilität der Messergebnisse ist der wesentliche Aspekt der Reliabilität (Schnell/Hill/Esser 2008: 151f.). Objektivität liegt dann vor, wenn mit dem Messinstrument dieselben Ergebnisse unabhängig von einer Person erreicht werden. Unterschiedliche ForscherInnen müssen mit dem gleichen Verfahren die gleichen Ergebnisse erzielen. Innerhalb einer Untersuchung wird versucht eine Durchführungs-, Auswertungs- und Interpretationsobjektivtät zu erreichen (vgl.
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Schirmer 2009: 71). Unter Validität wird das Ausmaß der Gültigkeit verstanden. Das heißt, inwiefern das Erhebungsinstrument zur Beantwortung einer Frage geeignet ist, also ob das Messinstrument das misst, was auch gemessen werden soll. Dieses Gütekriterium hat die größte Bedeutung. Eine Untersuchung kann reliabel sein, das heißt jedoch nicht, dass sie auch valide ist. Für eine quantitative Untersuchung müssen alle drei Gütekriterien zutreffen (vgl. Schnell/Hill/Esser 2008: 154f.). Hinsichtlich der Datenerhebung wurde sich für eine Onlinebefragung entschieden, da diese am sinnvollsten erschien, um alle NutzerInnen von Liquid Friesland zu erreichen. Da die NutzerInnen von Liquid Friesland aufgrund der Teilnahme an der Onlineplattform mit dem Internet vertraut sind, war dies eine gute Lösung, die Personen zu kontaktieren. Es gibt verschiedene Formen der Onlinebefragung. Für diese Forschung wurde eine Onlinebefragung gewählt, bei der der Fragebogen als HTMLDokument auf einem Server abgelegt wird. Der Server ist an eine Datenbank gekoppelt, die die Angaben abspeichert. Die Daten müssen nicht aufbereitet werden und können so als



Datenmatrix



heruntergeladen



bzw.



exportiert



werden.



Die



web-basierte



Onlinebefragung ist die anwenderfreundlichste und sicherste Variante der Befragung (vgl. Brake/Weber 2009: 416f.). Die Befragungsteilnehmer haben die Möglichkeit, den Fragebogen im Internet online auszufüllen. Sie laden den Fragebogen herunter und schicken diesen anschließend an einen Datensammelpunkt (vgl. Pötschke 2009: 75f.). Diese Form der Befragung ist nicht neu, sondern ist nur eine neuartige Technik zur Übermittlung des Fragebogens. Das Problem der Repräsentativität, welches oft als Nachteil bei Onlineumfragen genannt wird, besteht in diesem Forschungsvorhaben nicht, da der Landkreis Friesland eine komplettes E-Mail-Verzeichniss der Liquid Friesland TeilnehmerInnen vorliegen hat und somit alle Personen Zugang zum Fragebogen erhalten. Eine Onlineerhebung hat den Vorteil günstigerer Gesamtkosten, da keine Druckkosten erstehen. Zudem ist der logistische, zeitliche und finanzielle Aufwand geringer als bei herkömmlichen Erhebungen, wie z.B. bei der postalischen und telefonischen Erhebung. Da der Fragebogen online auszufüllen ist, entstehen keine Erhebungskosten (vgl. Brake/Weber 2009: 414f.). Zudem entfällt die Dateneingabe, da die Datensätze durch das Abholen vom Datensammelpunkt bereits elektronisch vorliegen und in eine Datenbank integriert werden können. Dies verringert auch die Fehler bei der Datenaufnahme. Ein weiterer Vorteil ist, dass die Daten sehr schnell zur Verfügung stehen. Die Datensätze können jederzeit beim Datensammelpunkt eingesehen und abgeholt werden (vgl. Atteslander 2008: 156f.). Ein Nachteil ist, dass
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die TeilnehmerInnen bei der Befragung über einen Internetzugang verfügen müssen. Allerdings ist dieser Einwand in diesem Forschungsvorhaben unbegründet, da alle Liquid FriesländerInnen für die der Teilnahme an der Onlineplattform Internetzugang haben müssen. Liquid Friesland ist eine Onlineplattform und das Internet ist somit Voraussetzung. Bei der Erstellung des Online-Fragebogens müssen besondere Kriterien beachtet werden. Zum Beispiel darf der Fragebogen nicht zu lang bzw. in der Bearbeitung zu zeitintensiv sein, da das Lesen am Computer besondere Konzentration erfordert und sich von gedruckten Materialen unterscheidet (vgl. Brake/Weber 2009: 417). Die Gestaltung des Layouts sollte einfach und übersichtlich sein, damit sich die Ladezeit in Grenzen hält. Die Farben dürfen im Layout nicht zu intensiv sein, sondern sollten eher begrenzt eingesetzt werden. Weiter muss der Fragebogen durch intensive Tests überprüft werden, damit die unterschiedlichen Browser und Betriebsysteme den Fragebogen öffnen können. Ziel sollte dabei sein, dass der Fragebogen überall gleich aussieht. Die Fragen sollten übersichtlich und mit gleichem Abstand angeordnet werden. Die Antwortvorgaben sollten so organisiert werden, dass ein Scrollen nicht nötig ist. Eine weitere Empfehlung in der Literatur ist, dass keine Drop-down-Boxen verwendet werden, sondern dass alle Antworten gleichzeitig angezeigt werden, denn eine andere Form der Visualisierung könnte zu Verzerrungen führen. Zudem wird eine „Weiß ich nicht“ oder „keine Angabe“ Option empfohlen (vgl. Maurer/Jandura 2008: 67f.). Diese sind nur einige, aber zentrale Empfehlungen, die bei der Erstellung des Online-Fragebogens berücksichtigt wurden. Die nachstehend behandelten Kriterien gehören sowohl bei Online- als auch bei schriftlichen Befragungen zu den grundlegenden Aspekten der Fragebogengestaltung. Der für diese Arbeit entwickelte Fragebogen ist ein teilstandardisierter Fragenbogen, bei dem sich die Teilstandardisierung aufgrund der Integration offener Fragen ergibt. Die Formulierung und Reihenfolge der Fragen erfolgte standardisiert (vgl. RaabSteiner/Benesch 2008: 45). Der Onlinefragebogen wurde mit dem Softwareprogramm Grafstat erstellt und umfasst insgesamt 38 Fragen, die in die drei inhaltlichen Blöcke „Demokratie & Beteiligung“, „Liquid Friesland“ und „Persönliche Angaben“ aufgeteilt wurden. Der Fragebogen beginnt mit einer Begrüßung und mit den Regeln, die beim Ausfüllen des Fragebogens zu beachten sind. Daran schließt der erste Block „Demokratie & Beteiligung“ an, der die Fragen 1 bis 11 umfasst. Der zweite Block, „Liquid Friesland“, beinhaltet die Fragen 12 bis 31 und der letzte Block, „Persönliche Angaben“, die Fragen 32 bis 38. Der erste Block bezieht sich auf das Interesse an
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Politik und auf die Zufriedenheit mit den aktuellen Möglichkeiten für eine Beteiligung an Politik. Weiter werden Fragen gestellt in Bezug auf ehrenamtliches Engagement, politische Beteiligung und Aktivitäten in bestimmten Institutionen. Der zweite Fragenblock zielt auf die Erwartungen an Liquid Friesland und die Motivation daran teilzunehmen und sich innerhalb der Plattform zu beteiligen ab. Weiter sollen Bewertungen



zu



der



Software



im



Allgemeinen



abgegeben



werden



und



Verbesserungsvorschläge in Bezug auf Liquid Friesland gemacht werden. Der dritte Block beinhaltet persönliche Angaben, wie Geschlecht, Alter, Wohnort, beruflicher Status usw.. Der Fragebogen beginnt mit einer so genannten Eisbrecherfrage „In der Schweiz gibt es die Möglichkeit für die BürgerInnen sich auf Gemeinde-, Kanton- und Bundesebene politisch direkt zu beteiligen.



In der Regel



gibt es vier Mal im Jahr



Abstimmungswochenenden, an denen über Vorlagen und politische Entscheidungen abgestimmt wird. Sind Sie der Meinung, dass Deutschland sich ein Beispiel an der Schweizer Demokratie nehmen soll?“, die keinen besonderen Informationswert hat, sondern eine kooperative Befragungsatmosphäre schaffen soll. Dabei geht es um die kognitive Auseinandersetzung mit dem Thema, das Interesse für das Thema und das Interessewecken für die weiteren Fragen. Für die Beantwortung der Forschungsfrage hat die Eisbrecherfrage nur einen geringen Stellenwert (vgl. Raithel 2008: 73). Mit der Frage 21 („Würden Sie ihre eigene Stimme delegieren?“) wurde eine Filterfrage eingebaut, die dazu dient, das Thema Delegation zu vertiefen. Die TeilnehmerInnen, die mit „Nein“ antworten werden, zu Frage 23 weitergeleitet. Mit dieser Filterfrage werden entsprechende Voraussetzungen geklärt und auf die entsprechende Frage verwiesen. Diese spezielle Frageform wurde bei der Frage 21 eingebaut, da diejenigen, die mit „Nein“ antworten, die Frage 22 („Bei welchen Themen würde Sie ihre Stimme delegieren?“) nicht beantworten müssen und sinnvollerweise erst wieder bei der Frage 23 weitermachen sollten (vgl. ebd.: 71f.). Die soziodemographischen Angaben wurden am Ende des Bogens platziert. In der Literatur herrscht diesbezüglich Uneinigkeit. In einigen Fällen werden diese an den Anfang gestellt, andere AutorInnen plädieren dafür, diese an den Schluss zu setzen. Diese Befragung setzt die soziodemographischen Angaben ans Ende, da diese keine besondere Konzentration erfordern und für die Befragten von wenig Interesse sind. So soll die Chance genutzt werden, die wesentlichen Inhalte am Anfang zu behandeln, bevor Konzentration und Motivation der Befragten nachlassen (vgl. ebd.: 76).
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Insgesamt besteht der Fragebogenkatalog aus einer Mischform aus geschlossenen, halboffenen und offenen Fragen. Die halboffenen Fragen sind ein Kompromiss zwischen geschlossenen und offenen Fragen und haben zu den aus der Literatur vordefinierten Antwortmöglichkeiten die zusätzliche Option einer offenen Kategorie. Diese offene Kategorie wird überwiegend mit Sonstiges bezeichnet. Neben den geschlossenen Fragen, also den vorgegebenen Antwortmöglichkeiten, gibt es auch offene Fragen. Die Auswertung von offenen Fragen ist aufwendiger, da diese zunächst inhaltsanalytisch bearbeitet werde müssen, sie werden in Fragebögen möglichst vermieden (vgl. ebd.: 68). Um jedoch die so genannten „blinden Flecken“ zu vermeiden, wurde bei einigen geschlossenen Fragen eine offene Kategorie integriert. Trotz der intensiven Einarbeitung in die Thematik kann es sein, dass nicht alle Antwortmöglichkeiten inhaltlich abgedeckt wurden (vgl. Raab-Steiner/Benesch 2010: 44ff.). Zudem sollten die Befragten ihre eigene Bewertung zu den jeweiligen Punkten abgeben, ohne sich von Antwortvorgaben irritieren zu lassen. Die Evaluationsforschung hat zum Ziel Bewertungen sowie Zufriedenheits- und Unzufriedenheitsäußerungen zu ermitteln. Dies kann durch offene Fragen besser erreicht werden (vgl. Kromrey 2001: 107). Der Onlinefragebogen bietet die Möglichkeit der Einfach- und Mehrfachwahl mit Ergänzungsoption als Antwortformat an. Neben den aus der Literatur vordefinierten Antwortmöglichkeiten enthält der Fragebogen auch dichotome Antwortformate. Zu diesen zählen die Antwortmöglichkeiten, die zwei Ausprägungen vorgeben und zu einer Positionierung auffordern (z.B. ja/nein, richtig/falsch). Ein weiteres Antwortformat im Fragebogen sind Ratingskalen, bei denen die Antworten abgestuft werden (vgl. Raithel 2008: 68f.). Die Zahl der Abstufungen kann jede/r ForscherIn individuell wählen. Es gibt Varianten der geraden und der ungeraden Abstufung. In der Praxis besteht Uneinigkeit bei dem Problem nach der optimalen Anzahl an Abstufungen. Bei der ungeraden Anzahl besteht eine Mittelkategorie, die unentschieden oder auch meinungslos



signalisieren



kann.



Bei



der



geraden



Abstufung



werden



die



TeilnehmerInnen zu einer Positionierung aufgefordert (vgl. Diekmann 2006: 404f.). Diese Forschungsarbeit beinhaltet gerade Abstufungen, damit keine neutralen Positionen entstehen. Die TeilnehmerInnen müssen sich also positionieren. Bei der weiteren Erstellung des Fragebogens wurde auf die Grundregeln der Frageformulierung und Fragebogengestaltung nach Diekmann geachtet. Dazu zählen unter anderem, dass die Fragen kurz, verständlich und präzise gestellt werden, dass keine doppelten



44



Empirische Untersuchung



Verneinungen vorhanden sind, dass die Antwortkategorien disjunkt (nicht überlappend) gestaltet werden und dass keine mehrdimensionalen Fragen und keine Suggestivfragen vorhanden



sind.



Eine



weitere



wichtige



Grundregel



ist,



dass



die



BefragungsteilnehmerInnen nicht überfordert werden (vgl. ebd.: 410ff.). Die Fragebogengestaltung stellt eine große Herausforderung dar, damit die Befragten beim Lesen gleich erfassen können, was mit der Frage gemeint ist, worauf also geantwortet werden soll (vgl. Raithel 2008: 73). Bevor die Befragung durchgeführt wurde, wurde mit einer Nutzerin von Liquid Friesland ein so genannter Pretest durchgeführt, um die Verständlichkeit der Fragen, die Grundregeln und das Gütekriterium der „Reliabilität“ des Fragebogens zu überprüfen. Abschließend wurde der Fragebogen erneut überarbeitet (vgl. Raab-Steiner/Benesch 2008: 58f.).



3.3 Erhebung Im folgenden Kapitel werden die Maßnahmen vor der Durchführung und die eigentliche Durchführung der Onlinebefragung erläutert.



Der erste Teil



beinhaltet



die



Vorkehrungen, die die Befragungen gewährleisten sollen. Weiter wird auf die Stichprobe und die Stichprobenart eingegangen, um dann die Durchführung darzustellen. Zunächst wurden durch Pretests die drei Gütekriterien Reliabilität, Objektivität und Validität überprüft. Ziel einer standardisierten empirischen Messung sollte es sein, dass möglichst exakte und fehlerfreie Werte erreicht werden (vgl. Schnell/Hill/Esser 2008: 149). Vor der Durchführung der Erhebung ist eine Prüfung des Fragebogens durch neutrale Personen sehr wichtig. Dieser so genannte Pretest spielt besonders bei der Onlinebefragung eine Rolle, da der Fragebogen inhaltlich und technisch überprüft werden muss. Der Test wurde mit Hilfe einer Nutzerin von Liquid Friesland durchgeführt. Es sollte getestet werden, ob der entworfene Onlinefragebogen verständlich ist und ob „mit den Indikatoren bzw. Variablen das erfasst werden kann, was erfasst werden soll“ (Schöneck/Voß 2005: 66). Bei der Überprüfung wird besonders auf etwaige Suggestivität der Fragen geachtet, denn diese sollte grundsätzlich vermieden werden. Dazu müssen die Fragen frei von Widersprüchen oder missverständlichen Begriffen sein (vgl. Kirchhoff et al. 2006: 24f.). Neben der Überprüfung durch die Nutzerin wurde der Fragebogen durch Frau Prof. Dr. Griese und Herrn Klug vom Landkreis Friesland begutachtet und kommentiert. Der Pretest zeigte, dass die Schriftgröße verkleinert und die Layoutfarben dezenter gehalten werden
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sollten. Zudem wurden qualitative Hinweise gegeben. Dies wurde entsprechend der Anregungen der Tester überarbeitet und Frau Prof. Dr. Griese zur endgültigen Begutachtung übergeben. Der Fragebogen erfüllte das Gütekriterium der Validität und wurde für die Onlinebefragung freigegeben. Die



Grundgesamtheit



des



Forschungsvorhabens



bilden



alle



registrierten



TeilnehmerInnen von Liquid Friesland. Unter registrierten TeilnehmerInnen werden die Personen verstanden, die sich bei Liquid Friesland angemeldet und die Anmeldung mit dem Zugangscode aktiviert haben. Zum Zeitpunkt der Befragung sind 503 akkreditierte Personen registriert. „Als Grundgesamtheit gelten alle potenziell untersuchbaren Einheiten bzw. Elemente, die ein gemeinsames Merkmal (oder eine gemeinsame Merkmalkombination) aufweisen“ (Raithel 2008: 54). Das gemeinsame Merkmal ist hier die Registrierung bei der Onlineplattform Liquid Friesland. Über ein E-MailAdressverzeichnis, das alle infrage kommenden Personen einschließt, verfügt Herr Klug vom Landkreis Friesland, der auch die Mail mit dem Link zur Onlinebefragung verschickte. Da alle akkreditierten NutzerInnen von Liquid Friesland befragt bzw. Zugang zum Onlinefragebogen erhalten sollten, war die Befragung als eine Vollerhebung konzipiert. Dies ist möglich, da die Grundgesamtheit relativ klein ist (vgl. Schnell/Hill/Esser 2008: 267f.). Allerdings zeigte sich später in der Auswertung, dass dieses Forschungsvorhaben nicht als Vollerhebung angesehen werden kann. Der Grund dafür ist, dass man bei einer Vollerhebung von einer 100%igen Rücklaufquote ausgeht, diese Quote wurde allerdings nicht erreicht (Bortz/Döring 2006: 394). Nach der Freigabe wurde der Fragebogen am Datensammelpunkt von Grafstat angemeldet und in einer Dropbox hochgeladen. Durch das Hochladen in der Dropbox wurde ein Link erstellt, der an die Grundgesamtheit verschickt wurde. Alle Personen, die diesem Link folgen, können auf den Fragebogen zugreifen. Der Link wurde dem Anschreiben beigefügt. Das Anschreiben beinhaltete die Vorstellung meiner Person und der Hinweis, dass ich für Rückfragen zu Verfügung stehe. Weiter wird auf den Hintergrund und auf das Ziel der Befragung und auf die Anonymität der Befragten eingegangen. Danach werden die Befragten gebeten, dem Link zum Fragebogen zu folgen, um an der Befragung teilzunehmen. Am Ende des Anschreibens dankte ich für die Teilnahme an der Untersuchung. Damit waren die von Kirchhoff et al. geforderten Informationen, die den Befragten vor der Befragungen zur Verfügung gestellt werden sollen, abgedeckt (vgl. Kirchhoff et al. 2006: 29f.). Das Anschreiben wurde in den Fragebogen selbst nicht noch einmal eingearbeitet, da eine Dopplung vermieden werden
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sollte. Anschließend wurde das Anschreiben Herrn Klug vom Landkreis Friesland per Mail zugeschickt. Dieser hat am 07.06.2013 eine Mail mit dem Newsletter und der Bitte, meine Masterarbeit durch die Teilnahme an der Befragung zu unterstützen, an alle registrierten NutzerInnen von Liquid Friesland gesendet. Mit Herrn Klug wurde vereinbart, dass der Fragebogen bis zum 07.07.2013 online zur Verfügung steht und nach zwei Wochen eine Erinnerungsmail an alle potenziellen TeilnehmerInnen verschickt wird. Dies soll die Ausschöpfungsquote erhöhen und somit die Repräsentativität gewährleisten, da eine geringe Rücklaufquote die Repräsentativität einschränkt (vgl. Maurer/Jandura 2009: 67). Kurz vor Ablauf der Frist wurde, gemeinsam mit dem Landkreis Friesland beschlossen, dass das Befragungsende um eine Woche nach hinten, auf den 14.07.2013, verlegt wird. Ziel war es, die Rücklaufquote von 100 Fragebögen noch einmal zu erhöhen. Somit wurde am 08.07.2013 eine weitere und letzte Erinnerungsmail verschickt. In dieser letzten Mail wurde auf das Ende der Erhebungsphase hingewiesen. Die Feldphase dauerte insgesamt fünf Wochen. Der Rücklauf lag am Ende bei 183 Fragebögen, also bei ca. 36 Prozent.



3.4 Auswertung Dieses Kapitel stellt das verwendete Programm GrafStat vor, in welchem der Fragebogen als HTML-Dokument erstellt wurde und mit dem die wichtigsten Auswertungsschritte durchgeführt werden. Daran schließen sich die Messniveaus und Auswertungsmethoden bzw. Analyseverfahren an. Zudem wird auf die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring eingegangen, da diese die Grundlage für die Auswertung der offenen Fragen ist. Das Fragebogenprogramm GrafStat wurde von Uwe Diener konzipiert und ist ein einfach handhabbares Statistikprogramm. Es kann von Mitgliedern öffentlicher Bildungseinrichtungen kostenlos heruntergeladen werden. Das Programm wird von der Bundeszentrale für politische Bildung gefördert. In regelmäßigen Abständen wird GrafStat aktualisiert und angepasst. Die Idee des Fragebogenprogramms ist, dass die maßgeblichen Arbeitsschritte, und zwar von der Entwicklung bis zur Auswertung und Präsentation der Forschungsergebnisse, in einem Programm integriert werden (vgl. Diener 2010: 4f.). GrafStatnutzerInnen haben die Möglichkeit bei der Erstellung des Fragebogens zwischen einem Druck- und einem Internetformular zu wählen. Der Fragebogen kann formatiert und ausgedruckt oder für die Onlineumfrage bearbeitet werden. Anschließend können die erhobenen Daten in das Programm eingepflegt und
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verwaltet werden. Sobald die Daten eingepflegt oder im Rahmen einer Onlineerhebung in das System übertragen sind, können einfache statistische Berechnungen durchgeführt und dokumentiert werden. Zur Veranschaulichung der Forschungsergebnisse bietet GrafStat die Möglichkeit der visuellen Darstellung und einer Online-Präsentation (vgl. ebd.). Für das vorliegende Forschungsvorhaben wurde GrafStat 4 verwendet. Der Fragebogen wurde mithilfe des Programms als HTML-Dokument für eine Onlineumfrage entwickelt und dementsprechend gestaltet. Um die Befragung für die TeilnehmerInnen von Liquid Friesland über das Internet zugänglich zu machen, muss der Fragebogen auf einem Datensammelpunkt angemeldet werden; GrafStat stellt für seine AnwenderInnen einen Datensammelpunkt bereit. Für die Anmeldung muss der Name des Forschers, ein eigenes Kennwort und ein Serverpasswort, das von GraftStat gestellt wird, eingegeben werden. Die Fertigstellung wird mit einer Eingabe bestätigt, wobei die Daten des Fragebogens auf den Server übertragen werden (vgl. ebd.: 88f.). Das HTML-Dokument wurde in diesem Forschungsvorhaben in einer Dropbox hochgeladen. Nach dem Hochladen wurde ein individueller Internetlink zum Fragebogen erstellt. Dieser wurde anschließend in das Anschreiben integriert und per Mail an alle potenziellen TeilnehmerInnen versendet. Da die Befragung komplett online abläuft, bedarf es keines Ausdrucks und postalischen Versands des Bogens. Die Angaben, die beim Ausfüllen des Fragebogens erzeugt werden, werden automatisch an den Datensammelpunkt übertragen. Am Ende des Befragungszeitraumes können die gespeicherten Werte mithilfe der Kennworte am Datensammelpunkt abgerufen werden. Dazu wird im GraftStat-Programm der Punkt „Befragung verwalten“ und dann die Daten aus dem Internet von der Datenquelle „Datensammelpunkt“ übernehmen, ausgewählt. Hierbei ist wichtig, dass (wie auch beim Ausfüllen des Fragebogens) eine Internetverbindung besteht. Mit den entsprechenden Eingaben werden die Daten als Datensätze in GrafStat generiert. Da mit dem Programm GrafStat gearbeitet wurde, entfällt die Erstellung eines Kodeplans und eine Kodierung der gewonnenen Daten. Nachdem die Daten vom Datensammelpunkt abgeholt wurden, bietet GrafStat unterschiedliche Auswertungsmöglichkeiten an. Als erstes kann eine Grundauswertung erstellt werden. Die Grundauswertung ist eine Auszählung des gesamten Datenmaterials und zeigt alle Berechnungen in Form prozentualer und absoluter Werte an, auch die Summe der Antworten und die Anzahl der fehlenden Antworten werden dokumentiert (vgl. ebd.: 52). Einige statistische Durchführungen, wie z.B. Korrelationsanalysen oder
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Faktorenanalysen, sind mit GrafStat nicht möglich, sind für diese Auswertung allerdings nicht von Bedeutung. Mit GrafStat lassen sich neben der Grundauswertung auch Grafiken erstellen. Der Nutzer kann sich zwischen Tabellen-, Kreis-, Säulen-, Balken-, Punkt-, Linien- sowie Flächendiagrammen zur Darstellung der Daten entscheiden. Die Grafiken können durch Farbe und Beschriftung individuell gestaltet werden. Fragen mit zugehörigem Messniveau können mit den statistischen Grundberechnungen Mittelwert und Median ausgewertet werden (vgl. ebd.: 54f.). Die Messniveaus, auch Skalenniveaus genannt, sind für mathematische Operationen mit einer Variable notwendig. Es lassen sich vier Niveaus unterscheiden: Nominal-, Ordinal-, Intervall- und Verhältnisskala. Als kategoriale Skalen werden Nominal- und Ordinalskalen



bezeichnet.



Die



Intervall-



und



Verhältnisskala



werden



den



Kardinalskalen zugeordnet und werden auch als metrische Skalen bezeichnet (vgl. Raab-Steiner/Benesch 2008: 23f.). Die Abstufung unterliegt einer Hierarchie, je höher die Skalenart desto mehr Möglichkeiten gibt es für die statistische Auswertung. Die metrischen Skalen bieten die meisten mathematischen Optionen an. Dazu zählen unter anderem Gleich, Ungleich, Größer als, Kleiner als, Addition, Subtraktion, Multiplikation und Division (vgl. Schirmer 2009: 120). In dieser Forschungsarbeit finden sowohl Nominal- und Ordinalskalen als auch metrische Skalen Anwendung. Nominalskalen ordnen „den Objekten eines empirischen Relativs Zahlen zu, die so geartet sind, dass Objekte mit gleicher Merkmalsausprägung gleiche Zahlen und Objekte mit verschiedener Merkmalsausprägung verschiedene Zahlen erhalten“ (Bortz/Döring 2008: 67). Es wird dabei zwischen Gleichheit und Ungleichheit unterschieden. Beispiele hierfür sind weiblich/männlich oder Beruf. Diese Zahlenwerte geben lediglich Benennungen „sich gegenseitig ausschließender Kategorien“ wieder (vgl. Atteslander 2008: 216). Für nominalskalierte Variablen lassen sich lediglich Häufigkeitswerte darstellen (vgl. Raab-Steiner/Benesch 2008: 25). Ordinalskalen ordnen „den Objekten eines empirischen Relativs Zahlen zu, die so geartet sind, dass von jeweils zwei Objekten das dominierende Objekt die größere Zahl erhält“ (Bortz/Döring 2008: 67). Mit diesem Skalentyp lassen sich numerische Aussagen treffen, wobei die zahlenmäßigen Abstände nicht den Abständen der Stärke der gemessenen Objekte entsprechen (vgl. Atteslander 2008: 216). Die gemessenen Objekte können in eine inhaltliche Rangfolge gebracht werden, zum Beispiel nach Größe oder Bedeutung:



Es



lassen



sich



vergleichende



Aussagen



über



größer/kleiner,



besser/schlechter, gleich/ungleich machen (vgl. Raab-Steiner/Benesch 2008: 26). Wie
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mit nominalskalierten Variablen lassen sich mit ordinalskalierten Daten Häufigkeiten darstellen. Ergänzend dazu lassen sich gewisse statistische Werte, wie der Median, berechnen (vgl. ebd.). Die metrischen Skalen, also Intervall- und Verhältnisskala, lassen die meisten mathematischen Operationen, unter anderem Addition, Subtraktion, Multiplikation und Division, zu. Die Intervallskala kennzeichnet, dass die Abstände gleich groß sind und somit zwischen den Zahlen dieselbe Differenz besteht. Die Verhältnisskala bietet die Möglichkeit, die Abstandswerte numerisch in Beziehung zu setzten. Zudem besteht ein absoluter (natürlicher) Nullpunkt (vgl. Raithel 2008: 44). „Je höher das Skalenniveau ist, desto größer ist auch der Informationsgehalt der betreffenden Daten und desto mehr mathematische Verfahren können angewendet werden. Deshalb wird zumeist ein möglichst hohes Messniveau angestrebt“ (ebd.). Hinsichtlich der Datenauswertung werden zwei statistische Verfahren unterschieden: zum einen die deskriptive Statistik, die den Datensatz ordnet und beschreibend darstellt, zum anderen die Inferenzstatistik, mit der Hypothesen geprüft werden und auf die Allgemeinheit geschlossen werden kann. Sie werden auch als beschreibende und schließende Statistiken bezeichnet. In dieser Auswertung wird lediglich mittels der deskriptiven Statistik gearbeitet, da keine Hypothesen getestet werden und nicht auf die Allgemeinheit geschlossen werden soll. Es werden lediglich die quantitativen Daten beschrieben und dargestellt (vgl. Schirmer 2009: 122f.). Die beschreibende Statistik hilft bei der Ordnung der Daten, die zunächst unübersichtlich und ungeordnet vorliegen. Diese Darstellung erfolgt mittels Häufigkeitstabellen, Grafiken und statistischen Kennwerten. Die Daten sollen so weit wie möglich verdichtet und zusammengefasst werden, damit sie vergleichbar werden und um mögliche Strukturen bzw. Gesetzesmäßigkeiten zu erkennen (vgl. ebd.: 231). Die deskriptive Statistik gibt lediglich Überblick über die einzelnen Variablen und deren Ausprägung (vgl. RaabSteiner/Benesch 2008: 13). Die Datenauswertung selbst teilt sich in drei Phasen bzw. Analysemethoden auf. Die uni- und bivariaten Methoden lassen sich der beschreibenden Statistik zuordnen und die multivariate Methode der schließenden Statistik. Jede Datenanalyse beginnt mit der univariaten Statistik, bei der nur eine Untersuchungsvariable die Grundlage ist, die beschrieben werden soll (vgl. Häder 2006: 410). Analyseverfahren sind hierbei Häufungen, Mittelwerte, Anteilswerte und Streuungsmaße (vgl. Raithel 2008: 120). Bei der bivariaten Analyse werden zwei Variablen betrachtet. Analyseverfahren hierbei sind Korrelationen und Mittelwertvergleiche (vgl. ebd.). Es können Verbindungen und
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Beziehungen zwischen den beiden Variablen geprüft und quantifiziert werden (vgl. Raithel 2008: 120). Die bivariate Methode ist der Grundbaustein für die multivariate Analyse und somit der Übergang zur Inferenzstatistik. Bei der multivariate Analyse werden mehrere Untersuchungsvariablen betrachtet und in die Datenanalyse einbezogen (vgl. Häder 2006: 410). In der vorliegenden Forschung findet nur die univariate Methode der Datenanalyse Anwendung. Diese Arbeit beinhaltet die grafische und tabellarische Aufbereitung der erhobenen Daten mittels Balken- und Kreisdiagrammen sowie Häufigkeitstabellen. Entsprechende Berechnungen der Häufigkeiten, des Mittelswertes oder der Zusammenhänge erfolgen durch das Computerprogramm GrafStat. Die Häufigkeitsauszählungen werden in Form von absoluten und relativen Zahlen graphisch dargestellt. Absolute Häufigkeiten sind die Auszählungen „der Teilnehmer, die jeweils dieselbe Ausprägung eines Merkmals aufweisen“ (BöhmKasper et al. 2009: 108); relative Häufigkeiten stellen den Prozentwert dar, der berechnet wird, indem die absolute Häufigkeit durch die Gesamtzahl dividiert wird (vgl. ebd.: 109). Die deskriptiv-statistischen Maßzahlen, Modalwert, Median und arithmetisches Mittel, sowie die Streuungsmaße sollen im Folgenden kurz dargestellt und erläutert werden. Diese sind die wichtigsten Maßzahlen der univariaten Analyse. Der Modalwert, auch Modus genannt, stellt den häufigsten Wert dar. Für diesen Wert sind keine Berechnungen notwendig, da dieser aus jeder Verteilung ablesbar ist (vgl. Raithel 2008: 134). Dieses Maß ist bei Nominalskalen anwendbar und für Ausreißer unanfällig (vgl. Böhm-Kasper et al. 2009: 116). Der Median, auch Zentralwert, ist der Punkt, der die Verteilung in zwei gleiche Teile gliedert. Er ist „der Punkt, der zwischen der oberen und unteren Hälfte der Verteilung liegt“ (Raab-Steiner/Benesch 2008: 98). Ist die Fallzahl ungerade, liegt der Median als „künstlicher“ Wert zwischen den konkreten Werten (vgl. Böhm-Kasper et al. 2009: 115). Bei nominalskalierten Variablen ist die Berechnung des Medians unsinnig, er ist erst bei ordinalskalierten Variablen passend (vgl. Raab-Steiner /Benesch 2008: 98). Das arithmetische Mittel, auch Mittelwert bzw. Durchschnitt genannt, ist das bekannteste Lagemaß. Dieses Lagemaß ist bei Berechnungen metrischer Skalen von Bedeutung (vgl. ebd.). Er wird berechnet aus der „Summe der Messwerte dividiert durch deren Anzahl“ (vgl. ebd.: 96). Zu den Streuungsmaßen zählen unter anderem die Spannweite, die Standardabweichung und die Varianz, die für ordinalskalierte bzw. metrische Daten anzuwenden sind. Meistens wird hier auch nur von Streuung gesprochen (vgl. ebd.). Die Angabe der Streuungen ist sinnvoll, um zu erfahren, inwiefern der Mittelwert seine Richtigkeit hat.
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Je geringer die Streuung, um so „typischer“ der Mittelwert (vgl. Kromrey 2002: 435). Die Spannweite, auch Rang, ist das einfachste Streuungsmaß und kann bei ordinalskalierten Daten eingesetzt werden. Sie gibt „die Spanne zwischen den Grenzwerten der gesamten Reihe“ (ebd.) an. Die Standardabweichung gibt bei metrischen Daten an, „wie weit die einzelnen Merkmalswerte von ihrem eigenen arithmetischen Mittel abweichen“ (Raithel 2008: 135). Die Varianz zählt neben der Standarbabweichung



auch



zu



den



Streuungsmaßen



und



ist



die



quadrierte



Standardabweichung (vgl. ebd.). Nach Durchführung aller relevanten statistischen Berechnungen können die Ergebnisse im Rahmen des GrafStat-Programms zu einem HTML-Dokument zusammengefügt werden. Die Generierung des HTML-Formulars erfolgt durch GrafStat und ermöglicht somit eine sehr einfache Handhabung. Um die offenen Fragen auszuwerten, wird die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring angewendet. Die qualitative Inhaltsanalyse stellt ein „prozessual entwickeltes Kategoriensystem“ (Mayring/Gahleitner 2010: 295) in den Vordergrund. Größere Textmengen können leichter bewältigt werden, ohne dass vorschnelle Quantifizierungen durchgeführt werden. Qualitative Datenerhebungen besitzen keine standardisierten Strukturen, da z.B. Interviews oder auch die Beantwortung von offenen Fragen immer unterschiedlich sind (vgl. ebd.). Im Zentrum dieser Arbeit stehen bei der Auswertung der halboffenen Frage 15 sowie bei den offenen Fragen 27, 30 und 33 die Grundverfahren der deduktiven und induktiven Kategorienbildung. Im Mittelpunkt von qualitativen Inhaltsanalysen „steht das Kategoriensystem, das entweder induktiv aus dem Material entwickelt oder deduktiv an das Material herangetragen wird“ (ebd.). In diesem Forschungsvorhaben wurde eine Mischform der theorie- und empiriegeleiteten Kategorienbildung



angewendet:



Das



anhand



einzelner



Fragen



entwickelte



Kategoriensystem musste während der Auswertung revidiert werden, da eine Differenzierung der vorhandenen Kategorien nicht möglich war, anders formuliert: Die gegebenen Antworten aller halboffenen und offenen Fragen ließen sich nicht klar voneinander abgrenzen und wurden aufgrund dessen zusammengefasst. Zunächst wurde nach der deduktiven Kategorienbildung vorgegangen, sodass „deduktiv gewonnene Kategorien zu Textstellen methodisch abgesichert werden“ (vgl. Mayring 2000: 4). Die Abfolge sieht wie folgt aus: Es wurden entlang der Fragestellung des Forschungsvorhabens „Mehr Bürgerbeteiligung durch die Onlineplattform Liquid Friesland?“ und nach theoriegeleiteter Festlegung der Strukturierungsdimension die
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Hauptkategorien gebildet (vgl. ebd.). Diese Kategorien ergaben sich durch die einzelnen Fragen. Diese deduktiv gebildeten Kategorien lauteten: unerfüllte Erwartungen, technische Verbesserungen, Förderung von mehr Beteiligung der FriesländerInnen. Die Frage 33 wurde von vornherein induktiv bearbeitet. Im Durchgang der Texte wurden „theoriegeleitete Formulierungen von Definitionen, Ankerbeispielen und Kodierregeln“ erstellt. Die Antworten wurden den einzelnen Kategorien zugeordnet bzw. es entstanden durch die Antworten neue Kategorien. Beispielweise wurde die Antwort „Mehr Werbung“



und



„Bekanntheitsgrad



erweitern“



in



die



Kategorie



„mehr



Öffentlichkeitsarbeit“ eingeordnet. Bei der Überarbeitung aller Kategorien und der Antworten wurde festgestellt, dass sich die Antworten zu einzelnen Fragen in Bezug auf die Fragestellung und auf die Kategorien nicht deutlich voneinander abgrenzen ließen. Aus dem Material heraus ergaben sich neue Unterkategorien. Das bereits bestehende deduktive Kategoriensystem musste revidiert werden und das ist der Übergang zur induktiven Kategorienbildung. Grundgedanke der induktiven Kategorienbildung ist: „die Verfahrensweisen zusammenfassender Inhaltsanalyse zu nutzen, um schrittweise eine Struktur aus dem Material heraus zu entwickeln“ (vgl. Mayring/Gahleitner 2010: 297). Schrittweise wurde bisher das Material von allen Fragen bearbeitet. Es konnten sich nach mehrmaliger Durchsicht die Hauptkategorien Kritik am Prozess, Kritik an der Technik, Lösungsvorschläge für die Optimierung des Prozesses und zur Erhöhung der Beteiligung und Lösungsvorschläge für die Optimierung der technischen Verfahren und Abläufe sowie abschließende Mitteilung aus dem Text herausfiltern lassen. Den neu entstandenen



Hauptkategorien



wurden



die



Unterkategorien,



wie



z.B.



mehr



Öffentlichkeitsarbeit, Veröffentlichung der Themen und Ergebnisse untergeordnet. Anschließend wurden die einzelnen Antworten den gebildeten Unterkategorien zugeordnet. Beispielsweise konnte die Unterkategorie „mehr Öffentlichkeitsarbeit“ dem Lösungsvorschlag zum Prozess und zur Erhöhung der Beteiligung untergeordnet werden. Die Frage 33 ergab in der Überarbeitung des Textes die Kategorie „Abschließende Mitteilung“, wobei einige Antworten zum Teil in die Kategorien Kritik und Lösungen eingefügt wurden. Nach 10-50% der erfolgten Auswertung wurde das Material erneut einer Reliabilitätsprüfung unterzogen. Die Überarbeitung wurde unter anderem in Bezug auf das Abstraktionsniveau mehrmals überprüft. Nachdem sich das induktiv gebildete Kategoriensystem stabilisiert und überprüft wurde, konnte ein endgültiger



Materialdurchgang



durchgeführt



quantitative Häufigkeiten ausgezählt werden.



werden



und



daran



anschließend
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3.5 Ergebnisse Im Ergebnisteil werden die einzelnen Fragen der Blöcke „Persönliche Angaben“, „Demokratie & Partizipation“ und „Liquid Friesland“ in Form von Grafiken und Tabellen dargestellt. Die Stichprobe umfasst 183 Personen, die die Onlineplattform Liquid Friesland nutzen. Für die Repräsentativität ist die Stichprobe zu klein, um verallgemeinerte Aussagen über die gesamten NutzerInnen von Liquid Friesland zu treffen. Insgesamt wurden 503 Personen per Mail angeschrieben mit der Bitte, an der Befragung teilzunehmen. Somit hatten alle NutzerInnen die gleiche Chance teilzunehmen. Bei einer Grundgesamtheit von 503 Elementen wären 219 beantwortete Fragebögen erforderlich gewesen, um mit einer Sicherheitswahrscheinlichkeit von 95% nicht mehr als fünf Prozentpunkte vom tatsächlichen Ergebnis der Grundgesamtheit abzuweichen. Also fehlen zur Repräsentativität 36 ausgefüllte Fragebögen (allgemein vgl. Häder 2006: 145f.; Bortz/Döring 2006:604ff.). Die Ergebnisse werden mittels der deskriptiven Statistik bzw. univariaten Analyse beschrieben. Zunächst werden die persönlichen Angaben erläutert, um daran anschließend auf die Blöcke „Demokratie & Beteiligung“ und „Liquid Friesland“ einzugehen.
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3.5.1 Persönliche Angaben Der Frageblock „Persönlichen Angaben“ umfasst die Fragen 34 bis 40, die im Folgenden einzeln grafisch dargestellt werden. Zunächst wurden die TeilnehmerInnen gebeten ihr Geschlecht anzugeben. Diese Frage ist nominalskaliert, da die Antwortvorgabe entweder weiblich oder männlich ist. Von den183 befragten Personen haben 174 diese Frage beantwortet und somit haben 9 Personen keine Antwort gegeben. Die Geschlechtsverteilung zeigt das folgende Kreisdiagramm:



Abbildung 2: Geschlecht



Die Verteilung der beiden Merkmalsträger (weiblich/männlich) ist in dieser Befragung ungleich verteilt. Das Diagramm zeigt, dass nur ein geringer Teil an Frauen (18,4% bzw. 32 Personen) an der Befragung teilgenommen haben. Der Anteil der Männer hingegen beträgt 81,6% bzw. 142 Personen.
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Die Frage 35 nach dem Alter ist eine offene Frage, bei der die befragten Personen ihr jeweiliges Alter angeben sollen. Ihr Alter haben 178 Personen angeben, somit haben fünf Personen keine Angaben gemacht. An den Datensätzen lässt sich ablesen, dass die fünf Personen, die keine Angaben gemacht haben, auch ihr Geschlecht nicht angegeben haben. Die Altersverteilung der Befragung wird in einem Boxplot verdeutlicht. Da die Boxplotdarstellung in GrafStat keine Normenvorgabe hat, ist nicht genau festgelegt, wie ein Boxplot anzuzeigen ist. Die folgende Boxplotdarstellung zeigt leider nicht das Minimum und Maximum der Befragung an.



Abbildung 3: Alter



Die Boxplotdarstellung zeigt, dass die Alterversteilung rechtsschief verläuft. Das bedeutet, dass die Anzahl der Werte, die kleiner als des Medians sind, häufiger zu finden sind, als die Werte größer des Medians. Der Mittelwert liegt bei dieser Verteilung bei 51,65 Jahren und der Median bei 52 Jahren. Das untere Quartil liegt bei 43 und das obere Quartil bei 63 Jahren. Die mittleren 50% der befragten Personen sind zwischen 43 und 63 Jahre alt. Die 25% unterhalb des Mittelwertes haben eine geringere Streuung, als die 25% oberhalb des Mittelwertes. Die jüngste befragte Person ist 18 Jahre (Minimum) und die älteste Person 88 Jahre (Maximum). Diese beiden Ausreißer werden in der Grafik leider nicht angezeigt. Insgesamt zeigt sich jedoch, dass die Personen zwischen 43 und 63 Jahren in dieser Befragung überrepräsentiert sind.
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Die Frage 36 bezieht sich auf die Jahre, seitdem die Person im Landkreis Friesland wohnt. Diese Frage ist ebenfalls eine offene Frage, bei der die Personen die Jahre in die offene Spalte einfügen sollen. 177 Personen haben diese Frage beantwortet. Auch diese Verteilung wird in einem Boxplot dargestellt.



Abbildung 4: Seit wie vielen Jahren wohnen Sie im Landkreis Friesland?



Die Boxplotdarstellung zeigt, dass es eine minimale Rechtsschiefe gibt. Das verdeutlicht wieder, dass die Werte unterhalb des Medians häufiger zu finden sind. Der Median liegt bei dieser Verteilung bei 27 Jahren. Es gibt Ausreißer, da der Mittelwert bei 29,18 Jahren liegt. Die mittleren 50% wohnen zwischen 14 und 42 Jahren im Landkreis Friesland. Das Minimum liegt bei einem Jahr und das Maximum bei 89 Jahren. Es ist davon auszugehen, dass sich die 88 Jahre alte Person bei der Angabe um ein Jahr versehen, da die 89 Jahre sonst nicht erklärbar sind. Das Ergebnis zeigt, dass die meisten der befragten Personen schon lange im Landkreis Friesland leben.
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Die Frage 37 bezieht sich auf die Stadt bzw. auf die Gemeinde, in der die Personen leben. Die Antwortvorgaben verlaufen vom nördlichen Teil hin zum südlichen Teil des Landkreises Friesland. Diese Frage haben 182 Personen beantwortet, lediglich eine Person hat diese Antwort verweigert.



Abbildung 5: In welcher Stadt/Gemeinde wohnen Sie?



Das Balkendiagramm zeigt, dass der größte Teil der teilnehmenden Personen aus der Stadt Jever (28%) kommt. Danach folgen mit geringem Abstand die Städte Varel (20,9%) und Schortens (20,3%). Die Gemeinden Zetel (11,5%) und Wangerland (8,8%) sind in der Stichprobe mittelmäßig vertreten. 10 Personen aus Sande (5,5%) und 9 Personen aus Bockhorn (5%) bilden die kleinste teilnehmende Personengruppe. Auffällig ist, dass keine Person von der Insel Wangerooge an der Befragung teilgenommen hat.
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Bei der Frage 38 wird nach der Nationalität gefragt. Hierbei ist lediglich von Bedeutung, ob eine deutsche Staatsbürgerschaft oder eine andere Nationalität vorliegt. Diese Frage wurde von 178 Personen beantwortet, somit haben fünf Personen nicht geantwortet.



Abbildung 6: Welche Nationalität haben Sie?



Das Kreisdiagramm zeigt, dass 99,4% der befragten Personen eine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen und nur 0,6% bzw. eine Person eine andere Nationalität besitzt.
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Die Frage 39 bezieht sich auf den höchsten Bildungsabschluss der Befragten. Diese Frage wurde von 180 Personen beantwortet. Drei Personen haben hier die Antwort verweigert, obwohl die Antwortmöglichkeit „keine Angabe“ vorhanden war.



Abbildung 7: Welchen höchsten Bildungsabschluss haben Sie?



Die Häufigkeitstabelle veranschaulicht, dass 55,6% der befragten Personen entweder ein abgeschlossenes Studium (30,6% bzw. 55 Personen) oder die Allgemeine Hochschulreife (12,78%) oder Fachhochschulreife (12,22%) haben. Die Mittlere Reife haben 28,9% bzw. 52 Personen. Einen Hauptschulabschluss hat nur ein geringer Teil (6,67% bzw. 12 Personen). 3,33% haben einen Volksschulabschluss, 2,78% haben promoviert und 0,56% sind noch Schüler. 2,22 % bzw. 4 Personen haben keine Angabe zu ihrem Bildungsabschluss gemacht.
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An die Frage nach dem Bildungsabschluss schließt sich die Frage 40 nach dem beruflichen Status an. Diese Frage haben 182 Personen beantwortet, lediglich eine Person hat die Frage verweigert.



Abbildung 8: Welchen beruflichen Status haben Sie?



Die Häufigkeitstabelle zeigt, dass 33% bzw. 60 der befragten Personen als Angestellte arbeiten. Dann folgen die Werte der RentnerInnen (mit 21,4 % bzw. 39 Personen), Beamte (mit 17,6% bzw. 32 Personen) und Selbstständige (11,5% bzw. 21 Personen) an. Jeweils ein geringer Teil der befragten Personen hat den beruflichen Status „ohne Beschäftigung“ (2,8%), „Arbeiter“ (2,2%), „Azubi“ (1,1%), „StudentIn“ (2,8%), sowie „SchülerIn“ und „FSJlerin“ (beide 0,6%) gewählt. Von den befragten Personen haben 6,6% bzw. 12 Personen die Kategorie „Sonstiges“ markiert. Von den 12 haben 9 Personen etwas in die offene Kategorie „Sonstiges“ eingefügt. Drei der 12 Personen haben angegeben Pensionär zu sein, weitere zwei Personen, dass sie im Ruhestand sind und je eine Person, dass er/sie Soldat im Ruhestand, Facharbeiter, Hausmann, in Rente auf Grund von Erwerbsunfähigkeit ist.



Abschließend werden zur Einordnung der Ergebnisse Vergleiche zu anderen Studien gezogen. Zusammenfassend kann zur Stichprobe gesagt werden, dass 183 Personen an der Befragung teilgenommen haben. Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt zeigt sicht, dass die Männer deutlich über- und die Frauen deutlich unterrepräsentiert sind. Im Deutschland leben 50,9% Frauen und 49,1% Männer (vgl. Statistisches Bundesamt 2012: 26). Im Landkreis Friesland liegt der Schnitt sogar bei 51,2% Frauen und 48,8%
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(vgl.



Landesbetrieb



für



Statistik



und



Kommunikationstechnologie



Niedersachsen 2013: 6). Der Evaluationsbericht des Landkreises Friesland gibt an, dass 22% der Liquid Friesland Nutzer Frauen sind (vgl. Landkreis Friesland 2013: 7). Das kommt dem Wert von 18% aus dieser Forschung nahe. Auch der Altersdurchschnitt dieser



Forschung



entspricht



nicht



dem



der



deutschen



Bevölkerung.



Der



Altersdurchschnitt des Bundes lag im Jahr 2012 bei 45,3 Jahren (vgl. Statista a 2013: o.S.). Im Bundesschnitt sind 31,1% der Bevölkerung zwischen 40 und 60 Jahre alt (vgl. Statistisches Bundesamt 2012: 31). Im Landkreis Friesland liegt der Altersdurchschnitt der 40



bis



64-Jährigen



bei



38,2% (vgl.



Landesbetrieb



für



Statistik



und



Kommunikationstechnologie Niedersachsen 2013: 6). Es wird deutlich, dass die 50jährigen FriesländerInnen in dieser Forschung überrepräsentiert sind, da diese Befragung einen Altersdurchschnitt von 51,65 Jahren aufweist. 50% der befragten Personen in dieser Forschung sind zwischen 43 und 63 Jahre. Das entspricht wiederum annähernd den Zahlen des Evaluationsberichts des Landkreises Friesland. Dieser zeigte, dass die meisten Liquid Friesland NutzerInnen zwischen 40 und 50 Jahren sind. Daran schließen sich die Personen zwischen 50 und 60 Jahre an. Im Vergleich zur gesamten Bevölkerung des Landkreises Friesland sind die NutzerInnen von Liquid Friesland mit einem Lebensalter über 30 Jahren deutlich überrepräsentiert (vgl. Landkreis Friesland 2013: 7). Die meisten Personen sind sehr wahrscheinlich sehr jung in den Landkreis Friesland gezogen bzw. wohnen seit der Geburt im Landkreis Friesland. Es wohnen 50% zwischen 14 und 42 Jahren im Landkreis. Der Mittelwert liegt hierbei bei 29,178 Jahren. Fast 70% der befragten Personen kommen aus den Städten Jever, Varel und Schortens. Auffällig ist hier, dass keine Person von der Insel Wangerooge teilgenommen hat. Die BürgerInnen mit einer anderen als der deutschen Staatsbürgerschaft sind in dieser Forschung ebenfalls unterrepräsentiert. Im Schnitt besitzen 92,3% der BürgerInnen eine deutsche Staatsbürgerschaft (vgl. ebd.: 3). Im Landkreis



Friesland



haben



97,7%



die



deutsche



und



2,3%



eine



andere



Staatsangehörigkeit (vgl. Landesbetrieb für Statistik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen 2013: 6). In dieser Forschung sind es 99,4% Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft, lediglich eine Person (0,56%) besitzt eine andere Staatsbürgerschaft. In



Bezug



auf



den



höchsten



Bildungsabschluss



zeigt



sich,



dass



die



BefragungsteilnehmerInnen einen hohen Bildungsstand im Vergleich zum deutschen Bundesdurchschnitt haben. In Deutschland hatten 2011 35,6% der über 15-Jährigen einen Haupt- oder Volksschulabschluss und 26,9% die mittlere Reife. 28,3% erlangten
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die Hochschulreife (vgl. Egeler 2013: 6). Im Landkreis Friesland haben 5,5% keinen Schulabschluss, 44,6% einen Haupt- oder Volksschulabschluss, 30,7% die mittlere Reife und 19,1% die Hochschulreife (vgl. Landesbetrieb für Statistik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen 2013: 7) In dieser Forschung haben 10% der Befragten einen Haupt- oder Volksschulabschluss, 28,9% die mittlere Reife und 25% die Hochschulreife. Dies verdeutlicht, dass die BefragungsteilnehmerInnen in dieser Hinsicht ein höheres Bildungsniveau erfahren haben. 81,2% der FriesländerInnen sind Angestellten- bzw. Arbeiter. 7,6% sind BeamtInnen, 4,6% sind Selbstständige mit Beschäftigten und 4,9% Selbstständige ohne Beschäftigte. Diese Angaben beziehen sich auf die derzeitige Tätigkeit bzw. auf die Tätigkeiten, die in den letzten 10 Jahren ausgeübt wurden (vgl. ebd.). In dieser Forschung waren die Angestellten (33%), die am häufigsten vertretene Gruppe. Danach folgen die RentnerInnen (21,43%) und BeamtInnen (17,6%). Der teilnehmende Personenkreis in dieser Forschungsarbeit war sehr unterschiedlich, es lassen sich aber klare Tendenzen herauslesen. So geht aus dem Vergleich hervor, dass vorallem Frauen, jüngere Erwachsene, Hauptschul- bzw. Volksschulabsolventen und Migranten in Liquid Friesland unterrepräsentiert sind.
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3.5.2 Demokratie & Beteiligung Im folgenden Teil wird der Fragenblock „Demokratie & Beteiligung grafisch dargestellt. Dieser Block umfasst die Fragen eins bis elf. Die erste Frage, die als Eisbrecherfrage dienen soll, hat nur geringen Informationswert. Dabei wird ein Bezug zum Demokratiesystem der Schweiz hergestellt. Die Schweiz bevorzugt in ihrem Land die direkte Demokratie, in der die SchweizerInnen mehr Einfluss auf das politische Handeln haben. Die Frage lautet wie folgt: In der Schweiz gibt es für die BürgerInnen die Möglichkeit, sich auf Gemeinde-, Kanton- und Bundesebene politisch direkt zu beteiligen. In Regel gibt es vier Mal im Jahr Abstimmungswochenenden, an denen über Vorlagen und politische Entscheidungen abgestimmt werden. Sind Sie der Meinung, dass Deutschland sich ein Beispiel an der Schweizer Demokratie nehmen soll? 182 Personen haben diese Frage beantwortet, lediglich eine Person hat die Antwort verweigert.



Abbildung 9: Sind Sie der Meinung, dass Deutschland sich ein Beispiel an der Schweizer Demokratie nehmen soll?



Das Kreisdiagramm zeigt, dass der überwiegende Teil (81,9%) die Demokratie der Schweiz auch in Deutschland favorisieren. 18,1% hingegen halten die Schweizer Demokratie für Deutschland nicht von Vorteil. Es wird deutlich, dass die Befragten eine Beteiligung/ Mitbestimmung in politischen Angelegenheiten wünschen bzw. Formen direkter Demokratie präferieren (vergleiche hierzu Kapitel 2.3).
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Die zweite Frage bezieht sich auf das politische Interesse am Geschehen auf Landesund Bundesebene. Daran schließt sich die dritte Frage an, die sich auf das politische Interesse auf Kommunalebene bezieht. Die beiden ordinalskalierten Fragen wurden von allen befragten Personen beantwortet und werden im Folgenden in einem Balkendiagramm dargestellt.



Abbildung 10: Wie stark interessieren Sie sich auf Landes- und Bundesebene für Politik?



Abbildung 11: Wie stark interessieren Sie sich für Kommunalpolitik?



Der größte Teil der Befragten ist sowohl auf Landes- und Bundesebene (62,8%) als auch auf Kommunalebene (59,6%) stark an Politik interessiert. Das Interesse ist auf
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minimal



höher



als



auf



Landes-



und



Bundesebene.



Auf



Kommunalebene sind 29% sehr stark an Politik interessiert und auf Landes- und Bundesebene 25,1%. Die Antwortvorgabe „kaum“ wurde von einem geringen Teil (12,02% und 11,48%) und „gar nicht“ von keinem der Befragten gewählt. Die TeilnehmerInnen von Liquid Friesland sind allgemein an politischen Angelegenheiten interessiert, auf Kommunalebene ist das Interesse minimal höher.



Die Frage vier bezieht sich darauf, ob die Befragten auch an den einzelnen Wahlen auf Bundes-, Landes-, und Kommunalebene teilgenommen haben. Hierbei wird vor allem nach der letzten Wahl gefragt. Diese Frage bietet die Möglichkeit der Mehrfachnennung und wurde von allen Personen beantwortet. Insgesamt wurden 532 Nennungen getätigt.



Abbildung 12: Waren Sie bei der letzten Wahl wählen?



Die Grafik verdeutlicht, dass das Interesse der TeilnehmerInnen an den vorangegangen Fragen sich auch bei dem Thema Wahlen widerspiegelt. Von den 183 Personen haben 175 bzw. 95,6% bei den Bundeswahlen, 180 bzw. 98,4% bei den Landeswahlen und 174 bzw. 95,1% bei den Kommunalwahlen gewählt. Drei Personen bzw. 1,6% haben dazu keine Angaben gemacht.
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Frage fünf bezieht sich auf die Parteien und welche der Parteien den Befragten am besten gefallen. Diese Frage wurde von 182 Personen beantwortet, eine Person hat die Antwort verweigert.



Abbildung 13: Welche der Parteien gefällt Ihnen am besten?



Die Grafik zeigt, dass die SPD (25,8%) am beliebtesten bei den befragten Personen ist. Danach folgen die Grünen (18,7%) und die CDU (15,9%). Ebenfalls 15,9% wollten sich nicht auf eine Partei festlegen und haben die Antwortkategorie „keine Angabe“ gewählt. 11% bzw. 20 der Befragten haben die Kategorie „Sonstiges“ gewählt. Hierbei haben von den 20 Personen fünf Personen die Piratenpartei, weitere vier die Partei Alternative für Deutschland und eine Person die Partei Bibeltreuer Christen angegeben. Eine Person hat angegeben, dass es sein/ihr Privatgeheimnis sei und die anderen Personen sehen in allen Parteien Nachteile. Da es von Themen oder Ähnlichem abhänge, könnten sie sich nicht klar positionieren. Drei der Personen haben angegeben, dass sie keine Partei bevorzugen, da die Parteien ihr Wahlversprechen nicht einhalten bzw. die Person sich als Wähler nicht gut vertreten fühle. Eine weitere Person gibt an, dass es kaum noch Unterschiede bei den Parteien gebe. Ein weiterer Kommentar lautet: „Für mich sind Einzelpersonen maßgebend, nicht die Partei“. Ein geringer Teil der Befragten tendiert zu der FDP (5%), der Linken (4,4%) und der CSU (3,3%). Die Ergebnisse dieser Frage zeigen, dass bei den Befragten Tendenzen zu den großen Parteien bestehen, aber auch eine Vielzahl an weiteren Parteien vertreten werden.
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Frage sechs bezieht sich auf die Mitgliedschaften in Institutionen, wie Parteien, Verbänden,



Gewerkschaften



und



Bürgerinitiativen.



Bei



dieser



Frage



sind



Mehrfachnennungen möglich. Sie wurde von 181 Personen beantwortet. Zwei Personen haben diese Frage nicht beantwortet. Insgesamt wurden 207 Nennungen getätigt.



Abbildung 14: Sind Sie in einer Institution Mitglied?



54,7% bzw. 99 Personen sind in keiner der genannten Institutionen Mitglied. Die am Häufigsten genannte Institution ist die Gewerkschaft mit 18,8% bzw. 34 Personen. 14,4% bzw. 26 Personen sind Mitglied in einer Partei und 13,3% bzw. 24 Personen in einem Verband. Ein geringer Teil ist in einer Bürgerinitiative (7,7%) aktiv. 10 Personen (5,5%) haben keine Angabe zu einer Mitgliedschaft in einer der Institutionen gemacht.
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Die Frage sieben bezieht sich darauf, ob die NutzerInnen von Liquid Friesland AmtsinhaberInnen sind. Die befragten Personen haben die Möglichkeit mehrere Nennungen abzugeben. 180 Personen haben die Frage beantwortet und 193 Nennungen getätigt. Drei Personen haben die Antwort verweigert.



Abbildung 15: Sind Sie Träger eines Amtes?



Die NutzerInnen von Liquid Friesland üben zu 58,3% (105 Personen) kein Amt aus. Diejenigen, die ein Amt ausüben sind zum größten Teil ehrenamtlich (40%) aktiv. Ein geringer Teil ist Träger eines Wahlamtes (5%), eines nebenberuflichen Amtes (2,8%) oder eines hauptberuflichen Amtes (1,1%).
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Die Frage acht bezieht sich auf den Bereich, in dem die Befragten ehrenamtlich aktiv sind. Auch diese Frage bietet die Möglichkeit der Mehrfachnennung. Insgesamt wurden 221 Nennungen von 181 Personen getätigt. Zwei Personen haben die Antwort verweigert.



Abbildung 16: Sind Sie ehrenamtlich aktiv?



Der größte Teil (41,4%) der befragten Personen ist nicht ehrenamtlich aktiv. Diejenigen, die aktiv sind, sind zu 29,3% im sozialen Bereich ehrenamtlich tätig. Danach folgt der sportliche Bereich (19,9%), der politische Bereich (13,3%) und der kulturelle Bereich (12,2%). 6,1% haben zu der Frage keine Angabe gemacht.
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Die Frage neun bezieht sich auf die Zufriedenheit der Beteiligung an politischen Entscheidungen in der jeweiligen Stadt/Gemeinde. 182 Personen haben die Frage beantwortet, lediglich eine Person hat die Frage verweigert. Diese ordinalskalierte Frage wird mittels eines Säulendiagramms dargestellt.



Abbildung 17: Wie zufrieden sind Sie mit der Art und Weise, wie Sie an politischen Entscheidungen in Ihrer Stadt/Gemeinde beteiligt werden?



Es wird deutlich, dass ein größerer Teil der TeilnehmerInnen (45,1%) mit der Beteiligung an politischen Entscheidungen in der Stadt/Gemeinde weniger zufrieden ist. Jedoch sind auch 31,3% ziemlich zufrieden, allerdings auch 22% unzufrieden. Nur 1,7% der Befragten haben angegeben sehr zufrieden mit der Beteiligung zu sein. Der Median dieser Antwort liegt bei drei, das entspricht der Kategorie ‚wenig zufrieden’.



Empirische Untersuchung



71



Es schließt direkt die Frage 10 an, die danach fragt, ob die BürgerInnen an politischen Entscheidungen im Landkreis Friesland direkt beteiligt oder repräsentativ vertreten werden wollen. Diese Frage haben wiederum alle 183 Personen beantwortet.



Abbildung 18: Sollten die BürgerInnen an politischen Entscheidungen direkt beteiligt werden oder sollten dafür die gewählten Politiker verantwortlich sein?



Die Grafik verdeutlicht, dass 71,6% die direkte Beteiligung der repräsentativen Vertretung (21,9%) vorziehen. Allerdings gibt auch ein geringer Teil von 6,6% bzw. 12 Personen an nicht zu wissen, was von beidem besser sei.
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In der 11. Frage wird danach gefragt, inwiefern die NutzerInnen von Liquid Friesland vor der Einführung der Onlineplattform politisch aktiv waren. Diese Frage bietet die Möglichkeit der Mehrfachnennung und wurde mit 419 Nennungen aller 183 Personen genutzt.



Abbildung 19: Welche Möglichkeiten politisch Einfluss zu nehmen haben Sie bisher schon genutzt?



Das Balkendiagramm verdeutlicht, dass ziemlich viele der Befragten schon vor dem Start von Liquid Friesland politisch aktiv waren. Nur für 18% bzw. 33 Personen war aktive politische Beteiligung vor Liquid Friesland kein Thema. Am häufigsten wurden Unterschriftensammlungen (72,1% bzw. 132 Personen) unterstützt. Daran schließt sich die Teilnahme an Bürgerversammlungen (58,5%) an. Mit Abstand folgen die Teilnahme in Form von Demonstrationen (38,3%) und Leserbriefen (35,5%). Ein geringer Teil (6,6% bzw. 12 Personen) hat unter „Sonstiges“ weitere Möglichkeiten der Beteiligung angegeben. Zwei Personen haben gaben an, Petitionen verfasst/unterstützt zu haben. Weitere drei Befragte haben angegeben, dass sie persönlich das Gespräch mit örtlichen Politikern/Verantwortlichen von Gemeinde und Landkreis gesucht haben. Einzelne Nennungen,



wie



Meinungsäußerung



Ratsitzungen, in



Foren,



Organisation



von



Informationsgespräche



Protestveranstaltungen, mit



Betroffenen



und



Arbeitsgruppen wurden zudem genannt.



Abschließend werden wiederum zur Einordnung der Ergebnisse Vergleiche zu anderen Studien gezogen. Das politische Interesse In Deutschland liegt seit Jahren konstant bei ca. 32% im Westen und 27,5% im Osten. Dabei wurden die Antworten „sehr stark“ und
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„stark“ zusammengefasst (vgl. Schmidt 2011: 1). Das Interesse an Politik liegt in dieser Forschung auf Landes- und Bundesebene bei 87,98% und auf Kommunalebene bei 88,52%



(hierbei



wurden



die



Antwortkategorien



„sehr



stark“



und



„stark“



zusammengezählt). Es zeigt sich, dass das Interesse auf Kommunalebene minimal höher ist. Die Liquid Friesland NutzerInnen haben fast alle an den letzten Wahlen auf Bundes(95,6%), Landes- (98,4%) und Kommunalebene (95,1%) teilgenommen. Zum Vergleich lag die allgemeine Wahlbeteiligung der letzten Bundestagswahl 2009 in Deutschland bei 70,8% (vgl. Bundeswahlleiter 2010: 1), bei den Landtagswahlen 2013 in Niedersachsen bei 59,4% (vgl. Niedersächsische Landeswahlleiterin 2013: 96) und bei den letzten Kommunalwahlen 2011 im Landkreis Friesland bei 54,7% (vgl. Niedersächsische Landeswahlleiterin 2011: 312). Das Ergebnis dieser Forschung übertrift deutlich die Wahlbeteiligung auf den unterschiedlichen Ebenen. Dies zeigt, dass die Wahlbeteiligung der Befragten deutlich höher ist als im Vergleich zum Bundes-, Landes- und Kommunalendurchschnitt. Die Befragten favorisieren mit deutlichem Abstand die SPD (25,8%). Daran schließen sich die Grünen (18,7%) und die CDU (15,9%) an. Weitere 25,9% wollten keine Angaben zu den favorisierten Parteien geben. Das Ergebnis der letzten Kommunalwahl von 2011 unterscheidet sich hierzu insofern, dass die CDU mehr und die Grünen weniger Zustimmung erreicht haben. Am besten schnitt die SPD mit 37,2% ab. Danach folgten die CDU (24,7%), die Grünen (11,6%), die FDP (4,2%) und die Linke (1,3%) (vgl. ebd.). Der deutliche Abstand, den die SPD auf Kommunalebene erzielt hat, findet sich auch in den Ergebnissen dieser Forschung wieder. Allerdings werden die Grünen noch vor der CDU von den Liquid Friesland NutzerInnen favorisiert. In einer repräsentativen Umfrage des Freiwilligensurvey 2009 gaben 36% der Befragten an, ehrenamtlich engagiert zu sein (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010: 6). In dieser Forschung haben 40% der Befragten angegeben, dass sie ehrenamtlich aktiv sind. Die Befragten im Freiwilligensurvey sind am häufigsten im sportlichen Bereich (10,1%) ehrenamtlich aktiv. Im sozialen und kulturellen Bereich sind je 5,2% aktiv. Im politischen Bereich sind es 2,7%. Allerdings sind die Antwortvorgaben bei dem Survey noch weiter ausdifferenziert (vgl. ebd.: 7). In diesem Forschungsvorhaben sind die Ehrenamtlichen überwiegend im sozialen Bereich (29,3%) und im sportlichen Bereich (19,9%) aktiv.
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Die befragten Personen des Freiwilligensurveys sind sowohl in Parteien (3%), Verbänden (7%), Gewerkschaften (3%) und in Bürgerintitativen (13%) aktiv (vgl. ebd.: 28). Zum Vergleich sind in dieser Forschung 14,5% in Parteien, 13,3% in Verbänden, 18,9% in Gewerkschaften und 7,7% in Bürgerinitiativen Mitglied. Der Großteil der Befragten (71,58%) bevorzugt eine direkte Beteiligung an politischen Entscheidungen. Das Interesse an politischen Themen zeigt sich daran, dass die meisten Personen schon einmal an Unterschriftensammlungen (72,13%) und/oder an einer Bürgerversammlung (58,47%) teilgenommen haben. Der Vergleich macht deutlich, dass die befragten Personen sehr engagierte Personen sind, die sich im Vergleich zu anderen Studien sehr für Politik interessieren und dies durch aktive Beteiligung auch deutlich machen. Schlussendlich können die befragten Personen als aktive und interessierte BürgerInnen charakterisiert werden.



3.5.3 Liquid Friesland Der Frageblock „Liquid Friesland“ beinhaltet allgemeine Fragen über Liquid Friesland. Der Block umfasst die Fragen 12 bis 33. Die Frage 12 beinhaltet die Frage, wie die TeilnehmerInnen von Liquid Friesland erfahren haben. Die Möglichkeit der Mehrfachnennung ist gegeben. Die Frage wurde von allen Befragten beantwortet. Insgesamt wurden 276 Nennungen getätigt. Das folgende Balkendiagramm zeigt die Ergebnisse dieser Frage.



Abbildung 20: Wie haben Sie von Liquid Friesland erfahren?



Empirische Untersuchung



75



Die Grafik zeigt, dass der überwiegende Teil der Befragten über die Zeitung (74,3% bzw. 136 Personen) von Liquid Friesland erfahren hat. Danach folgen das Internet (30,6%) und Freunde, Bekannte oder Nachbarn (22,4%). Ein kleiner Teil hat durch Flyer (9,8%) und Radio (8,7%) Informationen über Liquid Friesland erhalten. Ein minimaler Teil von 1,6% (drei Personen) haben über das Fernsehen von Liquid Friesland erfahren. 3,3% (sechs Personen) haben „Sonstiges“ angegeben. Von den sechs Personen haben vier angegeben, dass die Schule bzw. die IGS Friesland Informationsgeber war. Die anderen beiden Befragten haben angegeben, dass der Arbeitgeber der Landkreis Friesland ist und sie somit Kontakt zu Liquid Friesland erhalten haben.



Die Frage 13 befasst sich mit der Motivation, die die Befragten haben, um an Liquid Friesland teilzunehmen. 183 Personen haben diese Frage beantwortet und da eine Mehrfachnennung möglich war, wurden 572 Nennungen getätigt. Die Zahl der Nennungen zeigt, dass die Befragten zum Teil mehrere Motive haben an Liquid Friesland teilzunehmen.



Abbildung 21: Was ist Ihre Motivation, an Liquid Friesland teilzunehmen?
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Abbildung 21- 1: Was ist Ihre Motivation, an Liquid Friesland teilzunehmen?



Die Grafik zeigt, dass besonders die Neugierde (65%) auf das was in Liquid Friesland thematisiert wird, ein Motiv ist, weshalb die Menschen an Liquid Friesland teilnehmen. Kurz darauf folgt mit 55,2%, dass die Befragten Spaß und Interesse an der Beteiligung haben. Zwei weitere beliebte Motive sind, dass der Aufwand für die Teilnahme (49,7%) relativ gering ist und dass die Möglichkeit besteht, mit Liquid Friesland etwas politisch bewirken zu können (39,9%). Danach folgen die Motive der individuellen Betroffenheit (24%),



der



Beteiligung



als



Staatsbürgerpflicht



(22,4%),



das



Interesse



am



Bekanntheitsgrad der Beteiligungsmöglichkeit „Liquid Feedback“ (19,1%) und Beteiligung als Fortbildung im Kontext politischer Zusammenhänge (18,6%). Daran schließen sich mit deutlichem Abstand die Motive des sozialen Interesses und das Kennenlernen von Gleichgesinnten (7,7%) und mit 3,8% das persönlich-psychologische Motive der Teilnahme an. 7,1% bzw. 13 Personen haben angegeben ein anderes Motiv zu haben. Acht der 13 Personen haben angegeben, dass mit einzelnen Themen auf Probleme aufmerksam gemacht werden könne und dass Liquid Friesland hierzu eine gute Möglichkeit sei, außerhalb von Wahlen politisch aktiv zu sein bzw. die Politiker auf Anliegen der BürgerInnen aufmerksam zu machen, da dieser Weg des Aufmerksammachens deutlich kürzer sei, als andere Wege. Eine Person verdeutlicht seine Skepsis der politischen Mitwirkung, indem sie schreibt: „Ich kann vielleicht etwas bewirken.“ Diese Person hätte die Antwortvorgabe „Ich kann politisch etwas bewirken“ wählen können, hat aber aufgrund des Wortes „vielleicht“ und der Nutzung der Antwort „Ich habe ein anderes Motiv, nämlich:“ seine Skepsis geäußert. Zu den weiteren Motiven zählen, dass eine Person angibt, dass Liquid Friesland eine wichtige Funktion zur Demonstration gegen politische Entscheidungen erfülle. Eine weitere Person hat ein individuelles Anliegen bzgl. eines bezahlbaren, rollstuhlgerechten Wohnraumes. Eine
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verdeutlichte,



dass



Interesse



an



dem



Kennenlernen



der



neuen



Bürgerbeteiligungsplattform bestehe.



Die Frage 14 bezieht sich auf die Erwartungen bezüglich der Teilnahme an Liquid Friesland. Diese Frage wurde wieder von allen 183 Personen beantwortet. Eine Mehrfachwahl ist wieder möglich und somit wurden 505 Nennungen abgegeben.



Abbildung 22: Was erwarten Sie von der Teilnahme an Liquid Friesland?



Das Kreisdiagramm zeigt, dass keine spezifische Erwartung besonders ins Auge fällt und diese relativ ausgeglichen sind. Die Erwartung mit den meisten Zustimmungen ist die, dass ein Informationsaustausch seitens der Behörde sowie der BürgerInnen (79,2% bzw. 145 Personen) bestehen soll. Die weiteren Erwartungen, wie Schaffung von Akzeptanz für Entscheidungen (51,9%), Druckausübung auf die Politiker und auf politische Entscheidungen (50,8%), Interessenvertretung/-ausgleich (48,1%) und Effektivitätssteigerung auf kommunaler Ebene (43,7%) wurden fast gleichermaßen von den Befragten genannt. 2,2% bzw. vier Personen haben „Sonstiges“ angegeben. Drei der vier Personen haben unter Sonstiges etwas geschrieben. Eine Person macht auf die fehlende Kategorie „nichts bzw. keine Erwartung“ aufmerksam. Eine weitere Person bezieht sich auf die Antwortkategorie „Information der Behörde einerseits und der Bürger andererseits“ und macht noch mal deutlich, dass ein demokratisches Selbstverständnis bestehe. Die dritte Person hat die Erwartung, dass alltagsnahe Themen behandelt werden, die eine große Wirkung haben könnten.
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Die Frage 15 bezieht sich wieder auf die Erwartungen der TeilnehmerInnen und ob diese erfüllt wurden. Sofern die Frage mit „Nein“ beantwortet wird, gibt es eine zusätzliche offene Kategorie, in der die Befragten die Gründe, weshalb ihre Erwartungen nicht erfüllt wurden, mitteilen können. Vier der 183 Personen haben die Frage nicht beantwortet.



Abbildung 23: Wurden ihre Erwartungen bisher erfüllt?



Das Kreisdiagramm zeigt, dass die Erwartungen an die Teilnahme an Liquid Friesland bei über 50% der Befragten erfüllt wurden (53,6%). Allerdings wurden auch für 46,4% der Befragten die Erwartungen bisher nicht erfüllt. Weshalb die Erwartungen der Befragten nicht erfüllt wurden, wird am Ende dieses Kapitels in der Zusammenfassung der offenen Fragen dargestellt.
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Frage 16 umfasst die Oberthemen, die in Liquid Friesland vorgegeben sind und eine Gliederung darstellen. Die Frage bezieht sich darauf, bei welchem Thema besonderes Interesse bestehe. Alle 183 Personen haben diese Frage beantwortet. Insgesamt wurden auf Grund der Mehrfachwahl 588 Nennungen getätigt.



Abbildung 24: Welche Themen interessieren Sie besonders?



Das Balkendiagramm verdeutlicht, dass das Interesse am Thema „Wirtschaft, Tourismus, Kreisentwicklung und Finanzen (72,7%) besonders hoch ist. Danach folgen mit etwas Abstand die Themen „Familie, Senioren und Soziales“ (60,1%), „Schule, Sport und Kultur“ (55,7%) und „Umwelt, Abfall und Landwirtschaft“ (55,2%). Die zukünftige Kooperation Friesland/Wilhelmshaven ist für 46,5% von Interesse. Das geringste Interesse weckt das Thema „Bauen, Feuerschutz und Mobilität“ (31,2%). Es zeigt sich, dass eigentlich alle Themen für die TeilnehmerInnen interessant sind.
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Die Befragten sollen in Frage 17 angeben, wie häufig sie in den letzten vier Wochen die Onlineplattform besucht haben. 181 Personen haben diese Frage beantwortet, somit haben zwei Personen die Antwort verweigert. Die Ergebnisse dieser Frage werden im Kreisdiagramm dargstellt.



Abbildung 25: Wenn Sie an die letzten vier Wochen denken, wie oft haben Sie die Onlineplattform Liquid Friesland besucht?



Es wird deutlich, dass ein größerer Teil (39,8% bzw. 72 Personen) der befragten Personen die Onlineplattform seltener als einmal im Monat besucht. 24,3% der Befragten besuchen die Seite ein- bis dreimal im Monat. Einmal die Woche besuchen 16,6% und mehr als einmal in der Woche besuchen 15,5% der befragten Personen die Onlineplattform. Ein geringer Teil von 3,9% (7 Personen) haben sich nur angemeldet, nutzen die Plattform aber nicht.
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Die beiden folgenden Fragen beziehen sich auf die Initiativen, die unterstützt bzw. initiiert wurden. Frage 18, die nach der Anzahl der gestarteten Initiativen fragt, haben 179 Personen beantwortet. Vier Personen haben die Frage verweigert. Frage 19, die nach der Anzahl der unterstützten Initiativen fragt, haben alle 183 Personen beantwortet.



Abbildung 26: Wie viele Initiativen haben Sie seit der Einführung initiiert?



Abbildung 27: Wie viele Initiativen haben Sie bisher circa unterstützt?



Die Ergebnisse der Frage 18 zeigen, dass die eigene Erstellung von Initiativen von den befragten Personen wenig genutzt wird. 82,7% bzw. 148 Personen gaben an, dass sie
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noch keine eigene Initiative eingestellt haben. 13,4% haben ein bis drei Initiativen in der Plattform initiiert. Ein geringer Teil von 3,4% bzw. sechs Personen hat vier bis sechs Initiativen eingestellt. Lediglich eine Person (0,6%) hat mehr als zehn Initiativen eingebracht. Die Ergebnisse der Frage 19 zeigen, dass 43,2% bzw. 79 Personen schon einmal ein bis drei Initiativen unterstützt haben. 23,5% haben an der Unterstützung von vier bis sechs Initiativen teilgenommen. 7,7% haben mehr als zehn und 5,5% haben sieben bis neun Initiativen unterstützt. 20,2% bzw. 37 Personen haben bisher noch keine Initiative unterstützt.



Die folgenden vier Fragen beziehen sich auf die Möglichkeit der Delegation. Frage 20 bezieht sich darauf, ob die Befragten von der Möglichkeit der Delegation Kenntnis haben. 182 Personen haben diese Frage beantwortet.



Abbildung 28: Wissen Sie, dass Sie ihre Stimme delegieren können?



Das Kreisdiagramm zeigt, dass 67% bzw. 122 Personen von der Option der Delegation wissen. 33% bzw. 60 Personen hingegen haben die Möglichkeit der Delegation noch nicht zur Kenntnis genommen.
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Die Frage 21 erfragt, ob man die eigene Stimme delegieren würde. Sofern die Antwortmöglichkeit „Nein“ gewählt wird, wird die befragte Person gebeten, bei Frage 23 den Fragebogen fortzusetzen und die Frage 22 auszulassen. Zwei Personen haben die Antwort verweigert. 181 Personen haben die Frage hingegen beantwortet.



Abbildung 29: Würden Sie ihre eigene Stimme delegieren?



In der Grafik wird deutlich, dass 74% bzw. 134 Personen die Möglichkeit der Delegation nicht nutzen würden. Lediglich 47 Personen bzw. 26% würden diese Möglichkeit in Betracht ziehen.
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Die Frage 22 bezieht sich auf die Themen, die für eine Delegation interessant sind. Diese Frage ist nur für die Personen, die die Frage 21 mit „Ja“ beantwortet haben. Dies waren 47 Personen. Allerdings haben 49 Personen die Frage beantwortet. Dies ist darauf zurückzuführen, dass zwei Personen, die die Frage 21 verweigert haben, an Frage
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Mehrfachnennung wurden 143 Nennungen getätigt. Dies zeigt, dass einige Personen bei mehreren Themen ihre Stimme delegieren würden. Das Ergebnis wird im Balkendiagramm dargestellt.



Abbildung 30: Bei welchen Themen würden Sie ihre Stimme delegieren?



Die Ergebnisse zeigen, dass besonders bei den Themen „Wirtschaft, Tourismus, Kreisentwicklung und Finanzen“ (59,2%), „Familie, Senioren und Soziales“ (57,1%) und „Schule, Sport und Kultur“ (55,1%) die Bereitschaft der Delegation am stärksten ausgeprägt ist. Das bedeutet, dass fast die Hälfte der 49 Personen diese Themen delegieren würden. Mit geringem Abstand von 44,9% folgen die Themen „Bauen, Feuerschutz und Mobilität“ und „Umwelt, Abfall und Landwirtschaft“. Das Thema der zukünftigen Kooperation Friesland/Wilhelmshaven würden hingegen nur noch 30,6% der Befragten delegieren. Es wird deutlich, dass kein Thema für die Option der eigenen Stimmendelegation extrem heraussticht.
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Die Frage 23 fragt die TeilnehmerInnen, ob sie die Befugnis der Stimmenverwaltung von einer anderen Person erhalten haben. Diese Frage haben 180 Personen beantwortet, somit haben drei Personen die Antwort verweigert.



Abbildung 31: Haben Sie von jemandem die Befugnis erhalten dessen Stimme zu verwalten?



Das Kreisdiagramm verdeutlicht, dass die Option der Delegation für die meisten Personen momentan keine Option ist. 97,8% bzw. 176 Personen haben keine Befugnis für die Verwaltung einer Stimme erhalten. Lediglich vier Personen bzw. 2,2% der Befragten haben den Auftrag, dass sie die Stimme von einer anderen Person verwalten dürfen.
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Die drei folgenden Fragen beinhaltet die Bewertung der Software „Liquid Friesland“ in den Kategorien „Handhabbarkeit“, „Übersichtlichkeit“ und „Hilfefunktion“. Zur Benotung werden die Werte eins bis sechs zur Orientierung an den Schulnoten vorgegeben. Die Zahlen eins bis sechs entsprechen den Schulnoten „sehr gut“, „gut“, „befriedigend“, „ausreichend“, „mangelhaft“ und „ungenügend“ An der Benotung der Kategorie „Handhabbarkeit“ haben 176 Personen teilgenommen.



Abbildung 32: Benoten Sie die Software Liquid Friesland in dem Bereich: Handhabbarkeit.



Bei der Benotung der Handhabbarkeit wurde die komplette Bandbreite von eins bis sechs ausgeschöpft. Die Note drei wurde mit 33% am häufigsten gewählt. Knapp dahinter folgt die Note zwei mit 32,4%. 29 Personen bzw. 16,5% bewerten die Handhabbarkeit mit der Note vier und 9,1% bzw. 16 Personen mit der Note fünf. Die beiden Extremwerte eins und sechs wurden von je 4,6% bzw. 8 Personen gewählt. Insgesamt liegt der Median bei der Note drei.
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Die Benotung der Übersichtlichkeit sieht ähnlich aus. Allerdings haben anstatt sieben elf Personen die Antwort verweigert.



Abbildung 33: Benoten Sie die Software Liquid Friesland in dem Bereich: Übersichtlichkeit.



Die Übersichtlichkeit der Software wurde in 33,7% der Fälle mit der Note drei bewertet. 27,9% haben die Note zwei vergeben. 18,6% haben die Note vier und 12,8% die Note fünf vergeben. Die beiden Extreme wurden auch bei der Übersichtlichkeit gewählt. Die Note eins wurde von 4,7% (acht Personen) und die Note sechs von 2,3% (vier Personen) der Befragten vergeben. Der Median bei der Übersichtlichkeit liegt bei der Note drei.
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Übersichtlichkeit. Auch diese Frage wurde von elf Personen verweigert und von 172 Personen beantwortet.



Abbildung 34: Benoten Sie die Software Liquid Friesland in dem Bereich: Hilfefunktion.



Die Hilfefunktion wurde in 40,1% der Fälle mit der Note drei bewertet. 29,7% haben die Note zwei und 19,2% die Note vier vergeben. Ein geringer Teil von 5,8% (zehn Personen) hat die Hilfefunktion mit der Note fünf bewertet. Wieder wurde die komplette Bandbreite der Antwortkategorien ausgeschöpft. Die Note eins wurde von 4,7% (acht Personen) ausgewählt. Lediglich eine Person hat die Hilfefunktion mit der Note sechs (0,6%) bewertet. Insgesamt liegt der Median, wie auch bei der Handhabbarkeit und der Übersichtlichkeit, bei der Note drei.
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Die Frage 28 bezieht sich auf die Zufriedenheit der Befragten mit der Einführung von Liquid Friesland. 175 Personen haben diese Frage beantwortet.



Abbildung 35: Wie zufrieden sind Sie mit der Einführung von Liquid Friesland?



Das Säulendiagramm zeigt deutlich, dass die Befragten ziemlich (62,3%) bzw. sehr zufrieden (24%) mit der Einführung der Bürgerbeteiligungsplattform sind. Lediglich 12,6% (22 Personen) sind wenig zufrieden oder 1,1% (zwei Personen) unzufrieden mit Liquid Friesland.
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Die Frage 29, ob Liquid Friesland auf die Stadt- bzw. Gemeindeebene erweitert werden soll, wurde von 177 Personen beantwortet.



Abbildung 36: Sollte Liquid Friesland auf Stadt- und Gemeindeebene erweitert werden?



91,5% der befragten Personen würden die Erweiterung auf Stadt- und Gemeindeebene befürworten. Lediglich 15 Personen (8,5%) lehnen diese Erweiterung ab.



Die Frage 31 bezieht sich auf die Fortführung über die Testphase hinaus. Diese Frage wurde von 180 Personen beantwortet.



Abbildung 37: Sollte Liquid Friesland nach der Testphase weitergeführt werden?
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Auch bei der Weiterführung über die Testphase hinaus zeigt sich die Zufriedenheit der befragten Personen. 97,2% (175 Personen) befürworten die Fortführung von Liquid Friesland. Fünf Personen (2,8%) lehnen diese Fortführung ab.



Die Frage 32 bezieht sich auf die Weiterempfehlung. 180 Personen haben diese Frage beantwortet. Die Personen, die als Antwort „Nein“ angaben, wurden gebeten dies zu begründen.



Abbildung 38: Empfehlen Sie Liquid Friesland weiter?



92,8% der Befragten Liquid Friesland würden weiterempfehlen. Nur 7,2% bzw. 13 Personen haben „Nein“ angegeben. Acht der 13 Personen haben in der offenen Kategorie ihre Antwort „Nein“ begründet. Zwei Personen sind noch nicht so vollständig von Liquid Friesland überzeugt, um die Plattform weiterempfehlen zu können. Eine Person gibt an, dass sie sich zurzeit selber noch orientieren muss. Eine weitere Person begründet das Nein damit, dass kein eigenes Interesse an Politik vorhanden ist und es kein primäres Thema in Unterhaltungen sei. Weitere Begründungen sind die Unübersichtlichkeit, der geringe Einfluss und der geringe Kontakt zu MitbürgerInnen, da die Person erst zugezogen ist.



Die halboffene Frage 15 sowie die offenen Fragen 27, 30 und 33 sind bei der inhaltsanalytischen Auswertung zusammengefasst worden, da die gegebenen Antworten sich nicht klar abgrenzen ließen. Die Frage 15 bezieht sich darauf, ob die Erwartungen bisher erfüllt wurden. Diejenigen, die die Antwortkategorie „Nein“ gewählt haben,
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sollten dies begründen. Die Frage 27 bezieht sich auf Verbesserungsvorschläge für die technische Gestaltung der Onlineplattform. Mit Frage 30 wird ermittelt, was sich nach Meinung der Befragten verändern müsste, damit mehr FriesländerInnen an Liquid Friesland teilnehmen würden. Die letzte Frage 33 bietet die Möglichkeit einer abschließenden Mitteilung. Insgesamt können die Antworten zu diesen vier Fragen in die vier folgenden Fragestellung eingeordnet werden: „Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf den Prozess in Liquid Friesland?“, „Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf die Technik in Liquid Friesland?“, „Wie lassen sich der Prozess und die Beteiligung in Liquid Friesland optimieren bzw. erhöhen?“ und „Wie lassen sich technische Verfahren und Abläufe in Liquid Friesland optimieren?“ einordnen. Die Antworten zu der Frage 33 wurden zudem neben der Einordnung in die oben genannten Kategorien den Komplex „Abschließende Mitteilung“ zugeordnet. Zu der ersten Frage „Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf den Prozess in Liquid Friesland?“ wurden 91 Nennungen von 67 Personen getätigt, die in 21 Kategorien eingeordnet wurden. Das folgende Säulendiagramm veranschaulicht die Ergebnisse:



Abbildung 39: Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf den Prozess in Liquid Friesland?
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Abbildung 39- 1: Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf den Prozess in Liquid Friesland?



Am häufigsten wurde von den befragten Personen die geringe Beteiligung bemängelt. 37,3% bzw. 25 Personen haben angegeben, dass die Erwartungen unerfüllt sind, da die geringe Mitgliederzahl enttäusche. 19,4% der befragten Personen kritisieren die geringe politische Einflussnahme durch Liquid Friesland. Weitere 10,4% der Befragten bemängeln die Dominanz der professionellen Politik. 4,5% bzw. drei Personen sehen die Einführung von Liquid Friesland als Inszenierung des Landkreises. Sie geben unter anderem an, dass Liquid Friesland „ein Spaßportal“ sei, dass dies Ausdruck des „Populismus‘ vom Landkreis“ sei und „zuviel Nabelschau“ betrieben werde. Eine Person (1,5%) bemängelt zudem, dass das wirtschaftliche Interesse einzelner Personen zu dominant sei. Zwei Personen (3%) hingegen kritisieren, dass zu wenig Initiativen seitens der professionellen Politik in Liquid Friesland eingestellt werden. 1,5% bzw. eine weitere Person kritisiert die Vielschreiberei mancher Personen und möchte diese einschränken lassen. Hinzu kommt, dass 3% bzw. zwei weitere Personen kritisieren, dass keine Repräsentativität auf Grund der Teilnahme von selbsternannten ExpertInnen bestehe. Eine Person kritisiert die geringe Repräsentativität auf Grund von zu vielen „Nerds, Surfern“ und „gelangweilten Wichtigtuern“ in Liquid Friesland. Die andere Person schließt sich an und mahnt vor Entscheidungen, die diese selbsternannten ExpertInnen möglicherweise durchsetzen. Im Prozess von Liquid Friesland werden gemäß 13,4% bzw. neun Personen momentan eher falsche bzw. unwichtige Themen behandelt. Die Beteiligung der Personen hält sich in Grenzen, da dies keine Themen auf Landkreisebene seien bzw. bestehe einfach kein Interesse an den initiierten Themen. Die Personen haben angegeben, dass mehr von den
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Themen erwartet wurde, die Themen sinnlos oder nicht relevant bzw. nicht bürgernah seien. 3% bzw. zwei weitere Personen kritisieren, dass bei den Themen keine Differenzierung zwischen Zustimmung und Ablehnung vorhanden sei. Zudem sehen 4,5% bzw. drei Personen die Prozessdauer als zu langwierig an: Der Weg zur Entscheidungsfindung sei zu lang und zu aufwendig. Weitere Kritikpunkte sind, dass die Abstimmungen nicht anonym stattfinden können, dass Zwischenstandsanzeigen (Trendanzeigen) und die Möglichkeit der Delegation vorhanden sind (je 1,5%). 7,5% bzw. fünf Personen kritisieren die Sprachgestaltung in Liquid Friesland. Der akademische bzw. politische Sprachgebrauch überfordere und irritiere. Einerseits bezieht sich das auf die Plattform im Allgemeinen, andererseits auf das Geschriebene anderer NutzerInnen. Die Befragten kritisieren das „beamtenähnliche Deutsch“ der Hilfefunktionen bzw. die „bürgerferne Sprachauswahl“ im System. Der Austausch der NutzerInnen sei zudem zu akademisch. Ein weiterer Kritikpunkt einer Person (1,5%) ist, dass die von politischen Entscheidungen betroffenen Personen nicht bei den Abstimmungen einbezogen werden. 3% bzw. zwei Personen bemängeln das fehlende Interesse der MitbürgerInnen an Demokratie. Dies wird unter anderem damit begründet, dass der Einfluss der Bevölkerung an Entscheidungen zu gering sei bzw. andere Aktivitäten wichtiger erscheinen. Eine Person (1,5%) gibt an, dass eine fehlende Eigeninitiative bestehe, da sie sich noch nicht ausreichend mit Liquid Friesland beschäftigt habe. Eine weitere Person (1,5%) gibt an, dass sie ihre eigene Position im Prozess überdenken müsse, um den Ablauf Liquid Friesland zu verstehen. 1,5% (bzw. eine Person) haben keine Kritikpunkte. Daran schließen sich 11,9% bzw. 15 Personen an, für die zurzeit keine abschließende Bewertung möglich ist.
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Zu der Frage „Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf die Technik in Liquid Friesland?“ wurden 89 Antworten von 58 Personen abgeben, die in 16 Kategorien eingeordnet wurden.



Abbildung 40: Welche unerfüllten Erwartungen haben Sie im Hinblick auf die Technik in Liquid Friesland?



46,5% bzw. 27 Personen kritisieren, dass die Anwendung zu kompliziert sei. Hierbei wurden als Punkte angeführt, dass die Handhabung zu schwierig und nicht selbsterklärend sei und die Schaffung eines Überblicks zu kompliziert sei. 20,7% bzw. 13 Personen empfinden die Handhabung zu unübersichtlich und nicht als bedienerfreundlich. 6,9% bzw. vier Personen bemängeln, dass keine themenbezogene Strukturierung vorhanden sei. Sie fordern eine strukturiertere und detailliertere Gliederung der einzelnen Themen. Weitere 5,2% (bzw. drei Personen) kritisieren die prozessbezogene Orientierung. Diese müsste verbessert und der Stand der Eingabe müsse deutlicher gemacht werden: Besonders die Themen, die zur Abstimmung stünden, sollten klarer gekennzeichnet werden. Eine schlechte Menüführung wird von 6,9% bzw. vier Personen kritisiert. Dabei wird auf
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Steuererklärungsprogrammen hingewiesen. 12,1% bzw. sieben Personen kritisieren eine schlechte Hilfefunktion. Nach Meinung dieser TeilnehmerInnen sollte die Menüführung verbessert und verständlicher werden. Die Personen weisen daraufhin, dass jede Person, egal welchen Alters, die Erklärungen verstehen sollte, extra Info-Felder eingefügt werden und mehr Erklärungen vorhanden sein sollten. 3,5% der befragten Personen
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machen deutlich, dass Beispiele fehlen. 1,7% bemängeln die Langatmigkeit der einzelnen Erklärungen. 20,7% bzw. zwölf Personen kritisieren die Gestaltung und das Design von Liquid Friesland. Die Gestaltung sollte übersichtlicher, moderner, funktioneller und attraktiver aufgebaut werden. Eine Person ist der Meinung, dass die Ausführung und die Performance der Plattform schlecht seien. Zudem kritisiert eine Person (1,7%) die Anmelde- und Abstimmfunktion, die verbessert werden müssten. 3,5% der befragten Personen bemängeln die Auslogfunktion. 1,7% bzw. eine Person kritisiert die Betreffzeile der Emails, die lediglich das Thema der Initiative beinhalten sollte. Eine weitere Person (bzw. 1,7%) kritisiert, dass auf der Seite kein Ansprechpartner/keine Ansprechpartnerin aufgelistet sei. Die Zugangsvoraussetzungen sollten nach Meinung einer Person (bzw. 1,7%) ebenfalls vereinfacht werden. 17,2% bzw. zehn Personen haben bezüglich der Technik keine Kritikpunkte.



Die Frage nach Lösungsvorschlägen zur Optimierung des Prozesses bzw. der Erhöhung der Beteiligung ergab Antworten in 17 Kategorien. Insgesamt wurden 129 Nennungen von 85 Personen getätigt.



Abbildung 41: Wie lassen sich die Beteiligung in Liquid Friesland erhöhen und der Prozess optimieren?
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Abbildung 41- 1: Wie lassen sich die Beteiligung in Liquid Friesland erhöhen und der Prozess optimieren?



Mehr Öffentlichkeitsarbeit in Form von mehr Präsenz in regionalen Zeitungen (auch in kostenlosen Anzeigenblättern), Radio, Fernsehen sowie durch Plakate und Flyer empfehlen 72,9% bzw. 63 Personen. Nach Meinung dieser NutzerInnen werde momentan zu wenig Werbung für Liquid Friesland gemacht. Die befragten Personen empfehlen, den Bekanntheitsgrad deutlich zu steigern. Die Personen fordern die Einbeziehung aller Zeitungen. 20% bzw. 17 Personen fordern die verstärkte Veröffentlichung der Themen und der Ergebnisse. Ein weiterer Lösungsvorschlag von 7,1% bzw. sechs Personen ist, dass der Landkreis vermehrt Rundschreiben und Infobriefe an die FriesländerInnen versenden sollte. Eine Person empfiehlt konkret, dass mit den Kostenbescheiden flächendeckend auch Informationen versendet werden. 2,4% bzw. zwei Personen empfehlen, dass Zugezogene per Brief über Liquid Friesland informiert werden. Infostände und -veranstaltungen werden von weiteren 4,7% bzw. vier Personen empfohlen, um den Bekanntheitsgrad und die Beteiligung an Liquid Friesland zu erhöhen. 2,4% bzw. drei Personen weisen auf einen Infopoint im Rathaus hin. Dieser sollte zudem einen öffentlichen Zugang zum Internet besitzen, damit auch Personen, die keinen Internetzugang haben, die Möglichkeit zur Nutzung von Liquid Friesland haben. Die Kooperation mit Schulen empfehlen 9,4% bzw. acht Personen. Sie schlagen vor, dass in den Schulen mehr über Liquid Friesland berichtet werde solle, dass Workshops zu Liquid Friesland durchgeführt werden und dass Klasseninitiativen in Liquid Friesland gestartet werden sollten. 1,2% der Befragten fordert zudem die Kooperation mit Vereinen, um unter anderem auch die Frauen für Liquid Friesland zu begeistern.
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3,5% der Personen empfehlen weiterhin einen verstärkten Ausbau der Computer- und Liquid-Friesland-Kenntnisse bei den BürgerInnen. 5,9% bzw. fünf Personen wünschen sich, dass Demokratie mehr zur Alltagskultur werden müsste. Das Interesse an Demokratie müsse schon in frühen Jahren gefördert und eingeübt werden. Die Personen würden eine Förderung des Demokratieverständnisses und eine Entstehung einer Demokratie als Alltagkultur begrüßen. Diese sollte dann im alltäglichen Handeln erlebt werden. Regelmäßige Treffen der Aktiven, um sich face-to-face persönlich auszutauschen, schlägt 1,2% der Befragten dem Landkreis Friesland als Lösung vor. Weitere 1,2% erhoffen sich durch die zusätzliche Abstimmung per Urnenwahl mehr Beteiligung. Die Abstimmung durch repräsentativ verpflichtete Vertreter fordert eine andere Person bzw. 1,2%. Die Person schreibt dazu: „Vielleicht kann man einen kleinen, repräsentativen Kreis auswählen, dessen Mitglieder dann ständig an Umfragen teilnehmen. Der Kreis setzt sich aus Personen aller Schichten zusammen.“ 4,7% bzw. vier Personen wünschen sich eine Erweiterung von Liquid Friesland auf Kommunalebene, um damit die Beteiligung zu erhöhen. Die Befragten denken, dass Themen auf Kommunalebene für die BürgerInnen interessanter seien, da die Betroffenheit spürbarer sei. Um die Beteiligung zu erhöhen, empfehlen 8,2% bzw. sieben Personen einen neuen Namen für Liquid Friesland. Der Name würde von einer Teilnahme abhalten, da die Bedeutung „liquid“ nicht eindeutig sei. Beispiele für einen neuen Name wären „Aktive Bürgerplattform Friesland“ oder „Onlineplattform für Friesland“. Ein Teilnehmer bzw. eine Teilnehmerin (1,2%) hat ein individuelles Anliegen und fordert die Thematisierung von Fragen des sozialen Wohnungsbaus in Liquid Friesland. 4,7% bzw. vier Personen haben keinen Lösungsvorschlag für die Optimierung des Prozesses bzw. zur Erhöhung der Beteiligung. 1,2% der befragten Personen fragen sich, ob es für derartige Fragen nicht „hochbezahlte Experten“ gebe.
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Zu der Frage „Wie lassen sich technische Verfahren und Abläufe optimieren“ wurden nur elf Nennungen von neun Personen abgegeben, es ließen sich acht Kategorien bilden.



Abbildung 42: Wie lassen sich technische Verfahren und Abläufe optimieren?



Zur Optimierung des technischen Verfahrens bzw. der Abläufe wurden nur vereinzelt Antworten gegeben. Lediglich die Kategorie zu der Einführung eines (Diskussions-)Forums wurde von 44,4% der Personen genannt. Das Diskussionsforum soll dem regen Austausch der NutzerInnen von Liquid Friesland dienen, da momentan eine Diskussion nicht möglich sei. Die anderen Kategorien wurden von je 11,1% bzw. einer Person genannt. Dazu zählen, dass eine Person einen anderen Seitenaufbau empfiehlt, diese Person empfiehlt dazu das System Campact. Ein verändertes Farbdesign ist ein weiterer Vorschlag. Eine andere Person fordert eine offizielle Rückmeldung per Email an den Initiator einer Initiative, die angibt, inwiefern diese erfolgreich in den Gremien erörtert/entschieden wurde. Eine andere Person möchte ohne Aufforderung Erinnerungsmails zum aktuellen Stand der Initiativen erhalten. Andere Personen schlagen eine Einrichtung einer App, einer Hotline und eines TwitterAccounts vor. In dem Twitter-Account sollten die initiierten Themen und Ergebnisse veröffentlicht werden. Das sind eine Vielzahl von Anregungen der Liquid Friesland-NutzerInnen zur Erhöhung der Beteiligung und der Optimierung des Prozesses. Einige Aussagen konnten keiner Kategorie zugeordnet werden und wurden in der Auswertung nicht berücksichtigt.
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Die Frage 33 bot die Möglichkeit einer abschließenden Mitteilung. Einige der Aussagen konnten den vorhandenen Kategorien der Kritik und Lösung zugeordnet werden und andere wiederum ergaben neue Kategorien. Es wurden sechs neue Kategorien gebildet, in denen 23 Nennungen von 22 Personen aufgeführt sind.



Abbildung 43: Abschließende Mitteilung



31,8% bzw. sieben Personen weisen daraufhin, dass Liquid Friesland ein tolles Projekt sei und auch in Zukunft weitergeführt werden sollte. Weitere 31,8% der befragten Personen haben angegeben keine abschließende Mitteilung geben zu wollen. 22,7% bzw. fünf Personen würdigen dieses Forschungsvorhaben. Die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse wünschen sich 9,1% bzw. zwei Personen. 4,6% bzw. eine Person kritisiert die Antwortvorgaben in Frage 38 und weist auf die fehlende Kategorie der doppelten Staatsbürgerschaft hin. Eine weitere Person (4,6%) weist auf die Handhabung der weiblichen und männlichen Schreibform hin und wünscht sich diesbezüglich eine Änderung im Fragebogen.



Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Liquid Friesland NutzerInnen mit der Einführung der Bürgerbeteiligungsplattform zufrieden sind. Die Motivation an der Onlineplattform teilzunehmen liegt besonders darin, zu erfahren, was thematisiert wird. Der Spaß und das Interesse an der politischen Beteiligung ist ein weiteres weit verbreitetes Motiv. Besonders der gegenseitige Informationsaustausch zwischen der Behörde und den BürgerInnen steht bei den Erwartungen im Vordergrund. Allerdings sind bei nicht allen NutzerInnen die Erwartungen erfüllt worden. Der regelmäßige
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Besuch der Internetseite und die Initiierung von Initiativen halten sich noch in Grenzen. Auch die Delegation der eigenen Stimme wird wenig genutzt, großteils auch nicht in Erwägung gezogen. Diese Möglichkeit wäre noch ausbaufähig. Im Durchschnitt wird die Software in Bezug auf die Handhabbarkeit, Übersichtlichkeit und Hilfefunktion mit befriedigend bewertet. Diese drei Komponenten werden auch in den offenen Fragen am häufigsten kritisiert, da die NutzerInnen die Anwendung als zu kompliziert bzw. zu unübersichtlich empfinden. Die Fragen ob Liquid Friesland auf Stadt- und Gemeindeebende erweitert werden über die Testphase hinaus weiterlaufen soll und ob Liquid Friesland weiterempfohlen wird, haben die NutzerInnen mit deutlicher Zustimmung beantwortet. Allerdings sollten nach Meinung der Befragten besonders die Öffentlichkeitsarbeit



ausgeweitet



werden,



damit



der



Bekanntheitsgrad



dieser



Bürgerbeteiligungsplattform erhöht wird und somit mehr BürgerInnen an Liquid Friesland teilnehmen. Zu überdenken sei auch die Vereinfachung des Systems, da dieses momentan zu kompliziert, unübersichtlich und schlecht handhabbar sei. Insgesamt ist aber festzuhalten, dass die Einführung von Liquid Friesland trotz Kritikpunkten deutlich positiv gesehen wird.



4 Schluss In der vorliegenden Arbeit wurden unterschiedliche Demokratieansätze dargestellt, die sich in dem neueren Demokratieansatz Liquid Democracy vereinen. Liquid Democracy ist die Grundlage für die hier evaluierte Onlineplattform Liquid Friesland. Die Evaluation sollte unter anderem die Zufriedenheit mit dem Onlineangebot und das Beteiligungsverhalten in Liquid Friesland feststellen. Im Mittelpunkt stand die Verbesserung der Teilnahmebedingungen von Liquid Friesland. Während der Untersuchung stand auch immer die Fragestellung dieser Arbeit im Vordergrund, ob Liquid Friesland eine Möglichkeit zu mehr Bürgerbeteiligung sein kann. Diese Aspekte wurden mittels einer Onlinebefragung erforscht. In Bezug auf dieses Forschungsvorhaben bleibt festzuhalten, dass das Instrument der Onlinebefragung eine gute Möglichkeit der Erhebung ist. Ein wichtiger Aspekt waren ebenfalls die Erinnerungsmails, die die angeschriebenen Personen an die Teilnahme an der Befragung erinnern sollten. Besonders die dritte Erinnerungsmail, die die NutzerInnen von Liquid Friesland zur Fragebogenaktion animierte, hat zum Erfolg der Befragung beigetragen. Bis zur dritten Erinnerungsmail hatten 100 Personen an der
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Befragung teilgenommen, danach kamen innerhalb einer Woche 83 Personen dazu. In der Auswertung war auffallend, dass pro Frage im Schnitt circa ein bis vier Antwortverweigerungen zu verzeichnen waren. Allerdings konnten nach Analyse der Antwortverweigerungen keine Besonderheiten bezüglich der betroffenen Personen festgestellt werden. Lediglich eine Person verweigerte acht Antworten. Die anderen Antwortverweigerungen verteilten sich auf verschiedenen Personen, sodass sich diesbezüglich keine Schlussfolgerungen hinsichtlich des Erhebungsinstruments ziehen lassen.



Im
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Antwortmöglichkeiten Defizite aufwies. Unter anderem wurde darauf aufmerksam gemacht, dass bei der Frage 38 die Antwortkategorie „doppelte Staatsbürgerschaft“ fehlte. Da die meisten Fragen jedoch eine offene Antwortkategorie vorsahen, hatten die Personen die Möglichkeit, ihre Antworten selbst einzutragen. Zwei Personen bemängelten im Fragebogen die Handhabung der männlichen und weiblichen Schreibform. Dies führte bei diesen beiden Personen zu Irritationen und müsste in folgenden Forschungsvorhaben überdacht werden. Die Stichprobengröße war leider zu klein, um repräsentative Aussagen treffen zu können. Von 503 möglichen Personen haben 183 Personen an der Befragung teilgenommen. Die Anzahl der ausgefüllten Fragebögen lag jedoch über den Erwartungen. So wurde eine Rücklaufquote bei dieser Forschung von circa 36% erreicht. Die Ergebnisse der Befragung können, obwohl schlussendlich 36 Fragebögen zur Repräsentativität fehlten, für den Landkreis Friesland wichtige Aussagen liefern.



Die im Rahmen dieser Arbeit gestellte Forschungsfrage „Mehr Bürgerbeteiligung durch die Onlineplattform Liquid Friesland?“ kann wie folgt beantwortet werden: Die befragten Personen waren zwischen 18 und 88 Jahre alt, wobei der überwiegende Teil um die 50 Jahre alt war. Sie teilten sich in 82% Männer und 18% Frauen auf. Im Schnitt wohnten sie knapp 30 Jahre im Landkreis Friesland. Der Großteil der Befragten waren Angestellte, RentnerInnen, Beamte oder Selbständige. Die Stichprobe belegt, dass die befragten Personen sich für Politik auf Bundes-, Landesund
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Mitwirkungsmöglichkeiten an politischen Entscheidungen in ihrer Gemeinde. Vor der Einführung von Liquid Friesland haben die meisten Personen auf andere Art und Weise politisch Einfluss genommen. Dieser Einfluss soll durch die Teilnahme an Liquid Friesland erhöht werden. Die Motivation an Liquid Friesland teilzunehmen ist die
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Neugierde hinsichtlich der Themen in Liquid Friesland sowie Spaß und Interesse an politischer Beteiligung. Es zeigt sich, dass die befragten Personen von sich aus schon ein Interesse haben, sich zu beteiligen. Das verdeutlichen die geäußerten Erwartungen, da die meisten Personen den Informationsaustausch zwischen der Behörde und den BürgerInnen im Vordergrund sehen. Die befragten Personen dieser Forschung sind besonders stark engagiert und an Politik interessiert. Dies zeigt besonders der Vergleich zu anderen Studien, auch wenn gewisse Themenfelder, wie z.B. die Initiierung und die Unterstützung von Initiativen, noch ausbaufähig sind. In Liquid Friesland sind die meisten Personen hinsichtlich der Beteiligung an Initiativen noch eher zurückhaltend. Wie im Theorieteil deutlich wurde, vereint Liquid Democracy mehrere bestehende Ideen von Demokratie und fast alle haben zum Ziel, den Gesellschaftsmitgliedern mehr Möglichkeiten zur Partizipation anzubieten. Die Idee von Liquid Democracy, sich fließend zwischen der repräsentativen und direkten Demokratie zu bewegen, ist bei den NutzerInnen von Liquid Friesland momentan noch wenig verbreitet. Die Liquid Friesland NutzerInnen bevorzugen die direkte Beteiligung und stehen der Möglichkeit der Delegation skeptisch gegenüber. Die Delegation der eigenen Stimme ist für die meisten TeilnehmerInnen (momentan) kein Thema. Direkte Beteiligung entspricht natürlich auch der beteiligungszentrierten Demokratie, jedoch sollte die Möglichkeit der Beteiligung auch ausgeschöpft werden. Grundlegend kann festgehalten werden, dass Liquid Friesland sicherlich eine gute Möglichkeit zu mehr Bürgerbeteiligung ist, auf Grund der kurzen Zeitspanne seit Einführung kann dies aber noch nicht endgültig bewertet werden. Dafür müsste die Plattform in Abständen erneut evaluiert werden. 83.314 EinwohnerInnen des Landkreises Friesland stehen momentan 503 akkreditierte TeilnehmerInnen von Liquid Friesland gegenüber. Sicherlich ist zu betonen, dass Liquid Friesland nur ein zusätzliches Instrument für die Bürgerbeteiligung ist. Dennoch muss es Ziel sein, die Mitgliedszahlen deutlich zu erhöhen, damit auch eine höhere Zufriedenheit der bereits akkreditierten NutzerInnen mit der Plattform entsteht bzw. beibehalten werden kann. Diese NutzerInnen haben in der Befragung kenntlich gemacht, dass die geringe Beteiligung de Bevölkerung an der Plattform unbefriedigend ist. Es stellt sich natürlich die Frage, wie man die Beteiligung in Liquid Friesland erhöhen kann. Die Befragten haben in diesem Zusammenhang zu verstehen gegeben, dass die Öffentlichkeitsarbeit ausgebaut werden sollte. Im Vordergrund stehen hierbei, dass die Medien, zum Beispiel Zeitungen, Radio und Fernsehen mehr über Liquid Friesland berichten sollten. Konkrete



104



Schluss



Vorschläge der NutzerInnen zur Öffentlichkeitsarbeit sehen so aus, dass alle Zeitungen, inklusive der kostenlosen Anzeigenblätter, über Liquid Friesland berichten sollten. Zudem wurde vorgeschlagen, dass täglich oder monatlich auf Seite eins der Tageszeitungen



Aktuelles



über



Liquid



Friesland



berichtet



wird.



Es



wurde



daraufhingewiesen, dass die Blitzerinformationen in den Zeitungen entfallen sind und dieser Platz für Liquid Friesland genutzt werden könnte. Weitere Vorschläge zur Erhöhung des Bekanntheitsgrades sind das Erstellen von Plakaten, Rundbriefen bzw. Infobriefen und die Einrichtung von Infoständen sowie die Organisation von Informationsveranstaltungen. Es wurde auch vorgeschlagen, dass die zugezogenen BürgerInnen per Brief auf Liquid Friesland aufmerksam gemacht werden sollten. Eine Person empfahl, dass mit den Kostenbescheiden flächendeckend Anmeldeformulare bzw. Hinweise zu Liquid Friesland verschickt werden könnten. Neben den Infoständen sollte es zusätzlich einen festen Infopoint im Rathaus geben, an dem ein öffentlicher Internetzugang für alle Personen angeboten wird. Das wäre eine Möglichkeit auch ältere Personen, die zuhause keinen Internetzugang haben, an Liquid Friesland teilhaben zu lassen. Um ältere Personen mit Liquid Friesland vertraut zu machen, wurden auch Volkshochschulkurse vorgeschlagen. Auch die Veröffentlichung der Themen und der Ergebnisse bzw. die Veröffentlichung der Entscheidungen der Gremien wurden angeregt. Konkret wurde vorgeschlagen, dass die Themen und Ergebnisse regelmäßig in der Zeitung, im Radio und im regionalen Fernsehen veröffentlicht werden sollten. Weitere Möglichkeiten zur Veröffentlichung dieser Aspekte wären die Einführung eines Twitter-Accounts oder einer App. Kritik wurde vor allem am geringen Einfluss seitens der TeilnehmerInnen geübt. Die TeilnehmerInnen haben den Eindruck, dass positiv entschiedene Initiativen in den Gremien nicht anerkannt bzw. ernst genommen werden. Eine befragte Person äußerte sich hierzu, dass sie das Gefühl habe, Liquid Friesland sei nur ein Spaßportal bzw. eine intellektuelle Fingerübung. Es wurde auch immer wieder betont, dass die geringe Mitgliederzahl auf den geringen Einfluss zurückzuführen ist. Die TeilnehmerInnen haben nicht den Eindruck, dass die Entscheidungen von der Politik wahrgenommen werden. Der Aspekt der echten Einflussnahme sollte seitens der Politik dringend verbessert bzw. herausgestellt werden, damit die Ernsthaftigkeit von Liquid Friesland bestehen bleibt. Eine höhere Transparenz über die Verhandlungen und Entscheidungen der Gremien sowie die Veröffentlichung von Ergebnissen wären erste Schritte, dieser Kritik wirkungsvoll zu begegnen.
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Grundsätzlich ist Liquid Friesland eine gute Ergänzung zu dem in der Landesverfassung verankerten Anspruch, dem gemäß sich jede Bürgerin und jeder Bürger mit Anregungen und Beschwerden an seine Kommune wenden kann. Letztendlich haben die verschiedenen Gremien und Organe die letzte Entscheidungsbefugnis, wie mit Anregungen und Beschwerden verfahren wird (vgl. Landkreis Friesland 2012: 6). Nach der vorliegenden Analyse entsteht der Eindruck, dass einigen TeilnehmerInnen der Sinn von Liquid Friesland nicht verständlich zu sein scheint. Teilweise hat es den Anschein, dass einige befragte Personen davon ausgehen, dass die bestehenden Strukturen aufgeweicht werden und die getroffenen Entscheidungen verbindlich sein müssten. In Deutschland gibt es jedoch Gesetze, die dies nicht erlauben. In Deutschland herrscht eine repräsentative Demokratie, die auf gewissen Ebenen direktdemokratische Elemente erlaubt. Diese direktdemokratischen Elemente sind allerdings nur Ergänzungen zur repräsentativen Demokratie. Liquid Friesland bietet lediglich die verstärkte Möglichkeit des Mitmachens. Personen, die kommunalpolitisch interessiert sind, ohne Mitglied in einer Partei werden zu wollen, bietet Liquid Friesland eine Plattform zur Bürgerbeteiligung. Darüber hinaus aber dokumentieren die Ergebnisse der Befragung, dass es in Deutschland wohl einige Menschen gibt, die das Schweizer System der halbdirekten Demokratie bevorzugen und diese Form der Partizipation am politischen Prozess im Prinzip begrüßen. Um die Zufriedenheit



der NutzerInnen und das Projekt Liquid Friesland



aufrechtzuerhalten, ist es auch in Zukunft wichtig, regelmäßig Befragungen durchzuführen. Diese Arbeit liefert wichtige Erkenntnisse für den Landkreis, um Liquid Friesland kontinuierlich zu optimieren und die Bürgerbeteiligung an der Plattform zu erhöhen. Der Landkreis Friesland sollte weiter überlegen, inwiefern er die Kritik bzw. die Lösungsvorschläge der befragten Personen nutzt, da Liquid Friesland ansonsten zunehmend an Akzeptanz verlieren könnte. Wesentliche Aspekte sind unter anderem die als kompliziert wahrgenommene Anwendung und die bisher geringe Beteiligung der BürgerInnen. Der Landkreis Friesland sollte eventuell im Austausch mit den NutzerInnen von Liquid Friesland die Anwendungen vereinfachen. Ein Großteil der Befragten bemängelt die komplizierte Menüführung, die unübersichtliche Handhabung, die wenig bürgernahe Sprachwahl sowie die komplizierte Anwendung. Dies seien nach Meinung mehrerer Personen auch die Gründe der geringen Beteiligung an Liquid Friesland. Möglicherweise könnte man die Anwendung überarbeiten und verbessern.



Schluss



106



Einige Befragte haben den Ausbau von Liquid Friesland und die Vermittlung von Computer-Kenntnissen vorgeschlagen, um die Handhabung zu erleichtern. Die Darstellung von Beispielen und eine Überarbeitung der Hilfefunktionen sind weitere Aspekte, die die Anwendung vereinfachen könnten. Auch wenn Liquid Friesland nur eine Ergänzung zu den herkömmlichen Kanälen für Anregungen und Beschwerden der BürgerInnen ist, sollte mehr Beteiligung angestrebt werden. Die befragten Personen haben diesbezüglich einige gute Anregungen geliefert, die im Landkreis Friesland besprochen werden sollten. Unter anderem fordern die befragten Personen auch mehr Öffentlichkeitsarbeit, damit der Bekanntheitsgrad gesteigert wird. Zwei weitere gute Ansätze bestehen durch das Angebot von Infoständen und Infoveranstaltungen, um Liquid Friesland in der Öffentlichkeit bekannter zu machen. Der folgende Aspekt soll besonders hervorgehoben werden und wird in Folge näher ausgeführt: Gemeint ist die Forderung, dass die Schulen mehr eingebunden werden sollten. Schon in frühen Jahren sollte das Interesse an Demokratie entfacht werden. Liquid Friesland bietet hierzu für die SchülerInnen eine gute Möglichkeit sich zu erproben. Nur die realen Erfahrungen von Partizipation sind das Grundgerüst für die Grundlage von partizipatorischen Kompetenzen und bilden Voraussetzungen für einen aktiven, partizipativen Lebensstil (vgl. Bertelsmann Stiftung 2007: 108). Eine positive Einstellung zu Partizipation ist die Basis für eine erfolgreiche Umsetzung. Die Schule stellt biografisch und politisch einen wichtigen Lernort dar, an dem Grundlagen für das spätere Leben entwickelt werden. Dort entscheidet sich, ob die SchülerInnen Akteure ihrer eigenen Lebensgestaltung oder ob sie von Erwachsenen instrumentalisiert werden (vgl. Schirp 2009: 117). Die SchülerInnen sollen zu intelligenten BürgerInnen ausgebildet werden, die in der Gesellschaft durch demokratisches Handeln auffallen. Dies funktioniert aber nur, wenn sie schon früh als Subjekte gemeinsamer Entscheidungsprozesse wahrgenommen werden (vgl. Knauer/Sturzenhecker 2005: 64f.). Liquid Friesland ist eine gute Möglichkeit für die SchülerInnen sich auszutesten und demokratische Kompetenzen zu entwickeln. Zudem ist die Schule eine gute Möglichkeit den Bekanntheitsgrad der Bürgerbeteiligungsplattform auch bei jüngeren BürgerInnen zu steigern. Die Ergebnisse haben gezeigt, dass die geringe Teilnahme von jungen Menschen und Frauen in Liquid Friesland bemängelt wird. Durch eine frühe Förderung von demokratischen Kompetenzen könnte das Interesse von jungen Menschen ausgebaut werden. Der Landkreis Friesland sollte sich ebenfalls Gedanken machen, wie Frauen, Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen mit einem
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niedrigeren Bildungsniveau an Liquid Friesland heranzuführen sind. Diese Personen sind in dieser Befragung deutlich unterrepräsentiert, aber auch deren Meinungen und Ideen können für den Landkreis eine Bereicherung sein. Einige Personen haben vorgeschlagen, neben den Schulen und der Öffentlichkeitsarbeit auch direkt in Vereinen Werbung für Liquid Friesland zu machen, um Kontakt zu diesen Personen zu finden. Es muss deutlich werden, dass Liquid Friesland nicht nur für gebildete und engagierte Politikinteressierte eine Onlineplattform bietet, sondern für Jedermann. Es könnte auch sein, dass die Namensgebung gerade diese Personen von der Teilnahme abhält. Einige der befragten NutzerInnen haben den Namen „Liquid Friesland“ kritisiert. Der Name würde nicht zur Identifizierung mit der Bürgerbeteiligungsplattform beitragen, da die Personen sich nicht angesprochen fühlten. Die Bedeutung von „liquid“ sei nicht verständlich. Namensvorschläge wären: „Aktive Bürgerplattform Friesland“ oder „Onlineplattform Friesland“. Abschließend kann festgehalten werden, dass Liquid Friesland eine gute Plattform für eine aktivere Bürgerbeteiligung bietet. Dies zeigt auch die Zufriedenheit der TeilnehmerInnen mit der Einführung der Onlineplattform. Die Idee von Liquid Friesland ist gut, die Akzeptanz und Verbreitung könnte durch die Umsetzung einiger in dieser Arbeit aufgezeigten Verbesserungsideen weiter gesteigert werden, damit die Zufriedenheit der Liquid Friesland NutzerInnen zunimmt. Diese Arbeit zur Forschungsfrage
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Friesland?“ soll mit einem positiv-optimistischen Kommentar einer befragten Person beendet werden: „Bitte Liquid Friesland nicht sterben lassen!!! Es ist enorm innovativ, bürgernah und ein stückweit ‚basisdemokratisch‘. Zudem kann man sich von zu Hause aus - zu welcher Zeit auch immer - politisch beteiligen.“
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Anhang Anhang I: Das Anschreiben Imke Diefenbach Helmstederstraße 4a 26434 Wangerland Tel: 04463/2433442 E-Mail: imke.diefenbach@ stud.hs-emden-leer.de



Sehr geehrte Damen und Herren, ich bin Studentin der Sozialen Arbeit an der Hochschule Emden/Leer. Im Rahmen meiner Masterarbeit evaluiere ich die Bürgerbeteiligungsplattform Liquid Friesland. Ich bin interessiert an der Frage, inwiefern die Onlineplattform mehr Bürgerbeteiligung fördert. Im Rahmen der Befragung stehen die Zufriedenheit mit dem Onlineangebot, das Beteiligungsverhalten und die Verbesserung der Teilnahmebedingungen im Mittelpunkt. Es würde mich freuen, wenn Sie sich kurz Zeit nehmen, um den Fragebogen in Ruhe auszufüllen. Selbstverständlich werden Ihre Daten anonym und vertraulich behandelt. Zur Beantwortung des Fragebogens müssen Sie online sein. Folgen Sie bitte dem Link, der Sie zum Fragebogen führt. https://dl.dropboxusercontent.com/u/75660727/liquidfriesland.htm



Für Ihre Unterstützung meines Forschungsprojekts bedanke mich im Voraus und verbleibe mit freundlichen Grüßen



Imke Diefenbach
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